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Nahdrud bedarf in jedem Fall beſonderer vereinbarung 
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Zum Gedenken 
an den oberſchleſiſchen Abſtimmungskampf. 


or fünf Jahren war es, als Oberſchleſien fein Bekenntnis zum Deutſchtum ablegte. 
paragraphenklügelei und Frankreichs unheilvoller Einfluß ließen es zu, daß Ober⸗ 
ſchleſien gewaltſam zerriffen wurde, daß ihm Wunden geſchlagen wurden, deren hei- 
lung auch jetzt noch unſere heiligſte pflicht ift, pflicht um fo mehr, als wir das Heimat⸗ 
empfinden unſerer Oberſchleſier zur Abwehr polniſcher Raubgelüſte ſtärken müſſen, daß 
wir unſeren volksgenoſſen Heimatbewußtfein aufs tiefſte einprägen, De eng mit der 
Muttererde verwurzeln. Einen feſten Wall brauchen wir, um im uralten Kampf mit 
dem Slaventum deutſches denken, deutſches Fühlen auch weiterhin zum Siege zu 
führen. Dieſen Wall zu ſchaffen, war ſtets das Beftreben der Herausgeber diefer Zeit⸗ 
ſchrift, denn nichts fügt uns ſo eng mit unſerem vaterlande, mit unſerem Staat zu⸗ 
ſammen, als das eigene heim. Wenn die Wohnungsfürſorgegeſellſchaft für Ober⸗ 
ſchleſien im Jahre 1923 rund 1300, im Jahre 1924 rund 1800, im Jahre 1925 rund 
2100 neubauwohnungen betreute und die Durchführung in finanzieller und techniſcher 
hinſicht ſicherte, fo darf das wohl Grenzlandarbeit genannt werden. Schwer genug 
war und iſt die Aufgabe. Der furchtbare Flüchtlingszuſtrom, die vernachläſſigung ober- 
ſchleſiſchen Kleinwohnungsbaues vor dem Kriege, die Finanznöte der Nachkriegszeit, 
alles das waren Hinderniſſe, deren Befeitigung nur in angeſtrengteſter Arbeit möglich 
war. Noch find wir weit vom Fiel. Auch das kommende Baujahr bringt ſchwere Auf- 
gaben für unſeren gemeinnützigen Kleinwohnungsbau. Die höhe der Baukoſten und 
die Untragbarkeit der Baugeldzinfen drohen auch in dieſem Jahre, trotz eifrigſter hilfe 
durch Staat und Reich, den Kleinwohnungsbau zum Erliegen zu bringen. Aber den⸗ 
noch: wie Oberſchleſien vor fünf Jahren in ſchwerer Stunde trotz wirtſchaftlicher, poli⸗ 
tiſcher und kultureller Not fein Bekenntnis zum deutſchtum ablegte, fo werden auch 

wir nicht raſten in unſerer Arbeit. : 
Die Schriftleitung. 
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Die heutige Rechtsgrundlage für den Befiedlungsplan. 


Von Oberregierungs- und Oberbaurat Schierer, Breslau. 
Vortrag, gehalten vor dem Schleſiſchen Städtetage im Landeshauſe zu Breslau, am 6. März 1926. 


wer und in welcher Geſtalt uns der Städtebau⸗ 
geſetzentwurf einſtmals als fertiges Geſetz ent⸗ 
gegentreten wird, ruht noch im Zeitenſchoße. Es 
wäre deshalb unangebracht, dieſen Ausgang taten⸗ 
los abzuwarten, zumal viele der darin behandelten 
Fragen bereits über das Stadium der Erörterung 
hinaus ſind und man ſich auch bisher ſchon recht 
und ſchlecht bemüht hat, mit der vorhandenen 
Geſetzgebung vorwärts zu kommen. 

Abgeſehen von dem großzügigen Gedanken der 
Flächenaufteilungspläne, der Einführung von 
Baulaſtenbüchern u. a. beſteht der neue Städtebau⸗ 
geſetzentwurf bekanntlich vielfach nur aus der mit 
einer weſentlichen Verbeſſerung verbundenen Zu⸗ 
ſammenfaſſung bereits vorhandener Geſetze und 
Verordnungen. 

Es verlohnt ſich ſomit die Frage aufzuwerfen, 
was uns heute ſchon bei der Regelung des bau- 
lichen Wachstums einer Gemeinde an geſetzlichen 
Beſtimmungen und Verordnungen zur Seite ſteht. 
Folgende Geſichtspunkte kommen dabei haupt⸗ 
ſächlich in Betracht: 

Die Einteilung des Gemeindegebietes nach dem 
Charakter der Gebäude und nach der baulichen 
Ausnutzung der einzelnen Baugrundſtücke, der Be⸗ 
ſiedlungs⸗ und Verkehrsplan, die Anlage von Frei⸗ 
flächen (Gartenanlagen, Spiel- und Erholungs⸗ 
plätze), die Baulandbeſchaffung und die Beein⸗ 
fluſſung des Baulandpreiſes durch Verminderung 
der Straßenbaukoſten und durch ſonſtige Maß⸗ 
nahmen und die Verhütung von Verunſtaltungen 
der Straßen und Plätze ſowie des Orts- und Land⸗ 
ſchaftsbildes. 

Zur Durchführung dieſer ſtädtebaulichen Auf- 
gaben ſtehen zurzeit hauptſächlich folgende ge= 
ſetzliche Beſtimmungen zur Verfügung: 

1. Artikel 1 des Wohnungsgeſetzes v. 28. März 
1918 (Ergänzung des alten Fluchtlinien⸗ 
geſetzes von 1875). 

2. Artikel 4 und 9 des Wohnungsgeſetzes (Er- 
weiterung des Baupolizeirechtes). 

3. Die Heimſtättengeſetzgebung, beſtehend aus 
dem Reichsheimſtättengeſetz v. 10. Mai 1920, 
bezw. dem Preuß. Ausführungsgeſetz vom 
18. Januar 1924 und den Ausführungs⸗ 
beſtimmungen hierzu vom 25. April 1924. 

4. Die ſogenannte Behebungsverordnung (Ver⸗ 
ordnung zur Behebung der dringendſten Woh⸗ 
nungsnot) vom 19. Dezember 1919. 

A. Einteilung des Stadtgebietes nicht nur nach der 
baulichen Ausnutzung der einzelnen Baugrundſtücke 
labgeſtufte Bauklaſſen), ſondern auch nach dem 

Charakter (Gattung) der Gebäude (Bauzonen). 

Eine ſolche Einteilung iſt im Regierungs- 
bezirk Breslau durch die Bauordnung 


für die Städte des Regierungsbezirkes Breslau, 
ausſchließlich der Stadt Breslau!) vom 27. Et: 
tober 1922 und für den Regierungs⸗ 
bezirk Liegnitz durch die Baupolizei⸗ 
verordnung für den Regierungsbezirk Lieg⸗ 
nitz, mit Ausnahme der kreisfreien Städte vom 

27. Dezember 1922 möglich.?) 

Die hierbei in Betracht kommenden Beſtim⸗ 
mungen der beiden Bauordnungen beruhen auf 
Artikel 4, § 1, Ziffer 1, 2 und 3 des Wohnungs⸗ 
geſetzes vom 28. März 1918. Hier heißt es: 

Durch die Bau ordnungen kann insbeſondere 
geregelt werden: 

1. Die Abſtufung der baulichen Ausnutzbarkeit der 
Grundſtücke, ebenſo, daß, wo Fluchtlinien nicht 
feſtgeſtellt ſind, nur offene Bauweiſe mit Gebäuden 
von nicht mehr als einem Obergeſchoß über dem 

Erdgeſchoſſe zuläſſig iſt; 

2. die N beſonderer Orts⸗ 
teile, Straßen und Plätze, für welche die Er⸗ 
richtung von Anlagen nicht zugelaſſen iſt, die beim 
Betriebe durch Verbreitung übler Dünſte, durch 
ſtarken Rauch oder ungewöhnliches Geräuſch, Ge⸗ 
fahren, Nachteile oder Beläſtigungen für die Nach⸗ 
barſchaft oder das Publikum überhaupt herbei⸗ 
zuführen geeignet ſind; 

3. die Ausſcheidung beſonderer Orts⸗ 
teile, Straßen und Plätze, in denen nur die 
Errichtung von Wohngebäuden mit Neben⸗ 
anlagen oder nur die Errichtung von gewerb⸗ 
lichen Anlagen mit Nebengebäuden zuge⸗ 
laſſen iſt. 

Die vorerwähnte Bauordnung für den Regie⸗ 
rungsbezirk Liegnitz (vergl. § 7) unterſcheidet 
bei der Ausnutzung des Baugrundſtückes hinſicht⸗ 
lich der bebaubaren Fläche und der Zahl der Ge- 
ſchoſſe fünf Bauklaſſen und beſtimmt unter 
Ziffer 11 a. a. O., daß die Bauklaſſeneinteilung 
der Baugrundſtücke und die Beſtimmung über 
offene und geſchloſſene Bauweiſe durch Ortsgeſetz 
im Zuſammenhange mit dem Orts- 
bebauungsplane oder Ortsplane 
durch die Gemeindebehörde zu erfolgen hat. Sie 
beſtimmt ferner unter Ziffer 20 a. a. O., daß die 
Gemeinden innerhalb dieſer Bau- 
klaſſen noch Unterteilungen in der 
Weiſe vornehmen können, daß auf 
Teilgebieten der Bau von Fabriken 
undähnlichenin reinen Wohngegen— 


) Die neue Baupolizeiverordnung für die Stadt 
Breslau ſteht kurz vor ihrer Genehmigung und Ver⸗ 
öffentlichung. Für das platte Land gilt auch heute noch 
im Regierungsbezirk Breslau die veraltete Baupolizei⸗ 
verordnung von 1910. 

) Was die kreisfreien Städte des Regierungs⸗ 
bezirkes Liegnitz betrifft, ſo ſind Sonderbaupolizei⸗ 
verordnungen für Glogau und Hirſchberg noch in Be⸗ 
arbeitung begriffen, für Liegnitz und Grünberg ſtehen 
ſolche kurz vor ihrer Genehmigung und Veröffent⸗ 
lichung, während für Görlitz bereits Ende 1923 eine 
ſolche Sonderbaupolizeiverordnung erlaſſen iſt. 
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den störenden Anlagen ($ 27 der R. G. 
O.) verboten wird, für Wohnviertel auch hintere 
Baufluchtlinien feſtgelegt und im Anſchluſſe an 
Verkehrsanlagen auch reine Fabrikviertel 
vorgeſehen werden können, in denen nur Wächter⸗ 
wohnungen und dergl. zugelaſſen ſind. Der 
eigentliche Flachbau, auf den die Vorſchriften über 
Kleinhäuſer (§ 28 der Bauordnung) Anwendung 
finden und bei dem die Grundſtücke mit einer zur 
garten⸗ oder landwirtſchaftlichen Nutzung geeig⸗ 
neten Freifläche von mindeſtens 200 qm (hier 
fehlt wohl — „je Wohnung“ —) ausgeſtattet ſein 
müſſen, wird in Bauklaſſe V verwieſen, die auch 
überall da gilt, wo durch Ortsgeſetz keine andere 
Bauklaſſe vorgeſchrieben iſt. 

Die vorerwähnte Bauordnung für den Regie⸗ 
rungsbezirk Breslau (vergl. § 7 Ziffer 1) 
ſieht neben der Einteilung in Bau⸗ 
klaſſen (Ausnutzung des einzelnen Baugrund⸗ 
ſtückes hinſichtlich der bebaubaren Fläche und Zahl 
der Geſchoſſe) je nach dem Charakter der 
Gebäude (Gebäudegattungen) vier ver⸗ 
ſchiedene Arten von Bauzonen vor, 
nämlich: Geſchäftszonen, Wohnzonen, Fabrikzonen 
und Zwiſchenzonen, wobei der Ausdruck „Zonen“ 
nicht ganz zutreffend ſein dürfte, weil es ſich ſelten 
um zonenartige, d. h. ringförmige, einen Kern um⸗ 
ſchließende Flächengebilde, ſondern meiſt um be⸗ 
liebig geformte, in ſich abgeſchloſſene Gebiete, „Re⸗ 
gionen“, handeln wird. Für das Außengebiet, 
d. h. das noch nicht von einer planmäßigen Be⸗ 
bauung ergriffene Gebiet (vergl. § 7, Ziffer 3, 
Abſ. 2), iſt ähnlich wie Liegnitz grundſätzlich offene 
Bauweiſe vorgeſchrieben. Was den Regierungs- 
bezirk Oppeln betrifft, ſo kann das Erforder⸗ 
liche, ſoweit es noch nicht geſchehen, auch hier durch 
Erlaß von Baupolizeiverordnungen auf Grund 
der Artikel 4 und 9 des Wohnungsgeſetzes veran⸗ 
laßt werden. 

Es iſt einleuchtend, daß dieſe Beſtimmungen 
genügen, um eine planmäßige Verteilung der 
menſchlichen Arbeit- und Wohnſtätten im Ge⸗ 
meindegebiet vorzunehmen. Dagegen iſt eine 
zwiſchengemeindliche Regelung dieſer Frage z. Zt. 
nur auf Grund freier Vereinbarung möglich. 

Im ganzen genommen ſtellen die Bauzonen⸗ 
und Bauklaſſenpläne das dar, was man unter 
einem Beſiedlungsplane verſteht. Sie bilden 
demnach, wenn man von den Verkehrsbändern 
und den Freiflächen abſieht, auf letztere ſoll weiter⸗ 
hin zurückgekommen werden, bereits eine beacht- 
liche Vorſſufe des künftigen Flächenaufteilungs⸗ 
planes, wie ihn der neue Städtebaugeſetzentwurf 
vorſieht. Daß einem ſolchen Beſiedlungsplane 
auch bereits eine beſtimmte Rechtskraft innewohnt, 
liegt darin, daß er die Grundlage für die be⸗ 
ſprochenen Ortspolizeiverordnungen bezw. Orts⸗ 
ſatzungen bildet. 


Bezüglich der Anlage von Straßen und Plätzen 
und der Löſung des Grünproblems gibt der Be⸗ 
ſiedlungsplan dagegen nur die allgemeinen großen 
Linien bekannt. Sobald es ſich um ſeinen weiteren 
Ausbau im einzelnen handelt, insbeſondere um 
die Anlegung oder Veränderung von Straßen und 
Plätzen (auch Gartenanlagen, Spiel⸗ 
und Erholungsplätzen) treten hierfür die 
Beſtimmungen des Baufluchtliniengeſetzes vom 
2. Juli 1875 in der durch das Wohnungsgeſetz v. 
28. März 1918 geänderten Faſſung in Kraft. Da⸗ 
bei wird man nicht etwa das geſamte Neuland mit 
einem Fluchtlinienplane überſpannen, ſondern ſich 
in der Regel auf die Feſtſetzung von Teilflucht⸗ 
linienplänen beſchränken und damit dort beginnen, 
wo ein Anbaubedürfnis vorliegt und das Bau⸗ 
gelände dementſprechend anbaureif zu geſtalten iſt. 

Für die Durchführung wichtig iſt der nach⸗ 
ſtehende Erlaß des Miniſters für Volkswohlfahrt 
vom 21. Dezember 1923 — II. 9. 767: 

Im Anſchluß an die Ausführungsbeſtimmungen 
vom 24. Auguſt 1923 zum Geſetz über ein ver⸗ 
einfachtes Enteignungsverfahren vom 26. Juli 1922 
(Geſetzſamml. S. 211) — vergl. Erlaß des Herrn 
Miniſters für Handel und Gewerbe vom 22. Oktober 
1923 (Handelsminiſterialblatt S. 358) — beſtimme 
ich für den Bereich meines Zuftändigkeitsgebietes 
im Einvernehmen mit dem Herrn Miniſter für 
Handel und Gewerbe noch folgendes: 

Soll auf Grund des $ 11 des Baufluchtlinien⸗ 
geſetzes vom 2. Juli 1875 eine Enteignung erfolgen, 
jo muß der Plan gemäß § 8 a. a. O. förmlich feſt⸗ 
geſtellt ſein. Die förmliche Feſtſtellung erſetzt die 
in Së 15 bis 23 des Geſetzes über die Enteignung 
von Grundeigentum vom 11. Juni 1874 geordnete 
Feſtſtellung des Enteignungsplanes, ſo daß bei 
dieſen Enteignungen nur noch die Entſchädigung 
feſtgeſtellt und die Enteignung ausgeſprochen zu 
werden braucht. (88 24 ff. des Enteignungsgeſetzes.) 

Wird das einer Gemeinde nach § 11 des Bau⸗ 
fluchtliniengeſetzes zuſtehende Enteignungsrecht in 
den Formen des Geſetzes über ein vereinfachtes Ent⸗ 
eignungsverfahren durchgeführt, jo kommt außer⸗ 
dem noch die Entſcheidung aus § 1 dieſes Geſetzes 
in Frage. 

Mit dem Antrage auf Zulaſſung des vereinfachten 
Enteignungsverfahrens iſt neben den durch Erlaß 
des Herrn Handelsminiſters vom 14. Juni 1923 
— Va 5007 II. Ang. La 1208 — Anlage 2 geforder- 
ten Unterlagen eine Abzeichnung des Planes mit 
den beglaubigten Vermerken über die vorſchrifts⸗ 
mäßige Durchführung des Fluchtlinienverfahrens 
vorzulegen. Die Vorlage hat bei mir zu erfolgen. 

Der Miniſter für Volkswohlfahrt. 
J. A.: gez. Conze. 

An die Herren Regierungspräſidenten, den Herrn 
Polizeipräſidenten in Berlin, den Verbandspräſi⸗ 
denten des Siedlungsverbandes Ruhrkohlenbezirk 
in Eſſen und die Herren Vorſitzenden der Bezirks⸗ 
ausſchüſſe. 

Ferner gehört hierher die Beſtimmung in Ar⸗ 
tikel 1, $ 14a des Wohnungsgeſetzes, wonach das 
Geſetz betreffend die Umlegung von Grundſtücken 
in Frankfurt am Main vom 28. Juli 1902 (G.⸗S. 
S. 273) (lex Adickes) und das Geſetz wegen Ab⸗ 
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änderung des $ 13 des vorbenannten Geſetzes vom 
8. Juli 1907 (G.⸗S. S. 259) für einen Gemeinde⸗ 
bezirk durch Ortsſatzung eingeführt 
werden kann, wozu es bislang eines beſonderen 
Geſetzes bedurfte. Es ſtammt, wie die Begrün— 
dung für ſeine Verbeſſerung und Einarbeitung in 
dem Städtebaugeſetzentwurf treffend ausführt, aus 
einer Zeit, in der die Auffaſſung herrſchte, als ſei 
das Wohnungsweſen ſchließlich eine die Offent⸗ 
lichkeit eigentlich ſehr wenig berührende Angelegen- 
heit, bei der ſich insbeſondere die Mitwirkung der 
Gemeinde in der Wahrung der Polizeivorſchriften 
mehr oder minder erſchöpfte. Es iſt infolgedeſſen 
reichlich umſtändlich und in ſeiner Anwendung be- 
ſchränkt, aber wegen des ihm innewohnenden ge— 
ſunden Gedankens doch ſolange nicht von der Hand 
zu weiſen, wie nicht etwas Beſſeres an die Stelle 
tritt. Die grundlegende Beſtimmung dieſes Ge— 
ſetzes enthält § 1, 


wonach für überwiegend unbebaute Teile des Ge⸗ 
meindebezirks, für die der Bebauungsplan end⸗ 
gültig feſtgeſtellt ift, aus Gründen des öffentlichen 
Wohles zur Erſchließung von Baugelände, ſowie zur 
Herbeiführung einer zweckmäßigen Geſtaltung von 
Baugrundſtücken, die Umlegung von Grundſtücken 
verſchiedener Eigentümer nach Maßgabe uſw. be⸗ 
wirkt werden kann. 


Wegen etwa notwendig werdender zwiſchen⸗ 
gemeindlicher Regelungen iſt man auch hier zur— 
zeit auf freiwillige Zuſammenarbeit mit dem 
Nachbarbezirke angewieſen (vergl. hierüber im 
übrigen den nachſtehenden Erlaß des Miniſters der 
öffentlichen Arbeiten vom 3. April 1904 — III B 
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Nach neuerdings gemachten Beobachtungen werden 
ſeitens der Gemeindevorſtände bei Feſtſetzung von 
Fluchtlinien nicht überall die dem heutigen Stand 
der Wiſſenſchaft des Städtebaues entſprechenden 
Grundſätze beachtet und vielfach die Intereſſen 
der benachbarten Gemeinden nicht 
ausreichend berückſichtigt. Ich erſuche 
deshalb, die nachgeordneten Ortspolizeibehörden, ſo⸗ 
weit dies nicht bereits geſchehen iſt, mit Anweiſung 
dahin zu verſehen, daß ſie mir die Entwürfe von 
Bebauungsplänen, umfangreicheren Fluchtlinienfeſt⸗ 
ſetzungen und von erheblicheren Anderungen be⸗ 
ſtehender Fluchtlinien, ferner Entwürfe von Flucht⸗ 
linien, die bis an die Grenzen der Nachbargemeinden 
ſich erſtrecken oder deren Fortſetzung bis zu dieſen 
Grenzen in Frage kommen kann, vor Erteilung 
der ortspolizeilichen Zuſtimmungen ($ 1 Abſatz 1 
des Geſetzes, betreffend die Anlegung und Ver⸗ 
änderung von Straßen und Plätzen in Städten und 
ländlichen Ortſchaften vom 2. Juli 1875) zur Prü⸗ 
fung nach den vorangeführten Geſichtspunkten 
vorlegen. 


Sollten Sie der Anſicht ſein, daß hinſichtlich ein⸗ 
zelner Gemeinden eine ſolche Anweiſung nicht ge⸗ 
boten iſt, ſo ſehe ich gefälliger Anzeige unter Angabe 
der Gründe entgegen, bemerke aber ſchon jetzt, daß 
von der diesſeitigen Prüfung da nicht Abſtand zu 
nehmen ſein wird, wo es ſich um die Wahrung der 
Intereſſen benachbarter Gemeinden handelt. uſw .. 


An ſämtliche Herren Regierungspräfidenten ... 


Über die wichtige Frage, ob die Feſtſetzung von 
Fluchtlinien und Aufſtellung eines Bebauungs- 
planes für einen Gutsbezirk nach Maßgabe 
und mit den Wirkungen des Geſetzes vom 2. Juli 
1875 zuläſſig ſei, gibt der nachſtehende Erlaß des 
Miniſters der öffentlichen Arbeiten und des Mi⸗ 
niſters des Inneren vom 3. Mai 1910 Auskunft: 

III B S. 209 D. M. d. ö. A. 

II d 1212 M. d. J. 

Die Frage, ob die Feſtſetzung von Fluchtlinien und 
die Aufſtellung eines Bebauungsplanes für einen 
Gutsbezirk nach Maßgabe und mit den Wir⸗ 
kungen des Geſetzes vom 2. Juli 1875 (G.⸗S. S. 561) 
zuläſſig ſei, iſt in neueren Entſcheidungen des 
Königlichen Oberverwaltungsgerichtes, zuletzt nach 
wiederholter Prüfung, vom Plenum des Gerichts⸗ 
hofes verneint worden, da es in einem Gutsbezirk 
weder einen „Gemeindevorſtand“ noch eine „Ge⸗ 
meinde“ gebe, denen nach § 1 a. a. O. die Feſt⸗ 
ſetzung von Fluchtlinien übertragen ſei. Muß hier⸗ 
nach davon ausgegangen werden, daß das Bau⸗ 
fluchtengeſetz für Gutsbezirke nicht zur Anwendung 
gelangen kann, ſo bewendet es bezüglich der Feſt⸗ 
ſetzung von Fluchtlinien in dieſen Bezirken bei dem 
vor Erlaß dieſes Geſetzes allgemein gültigen Rechts⸗ 
zuſtande. Danach hat die Feſtſetzung von 
Fluchtlinienplänen in den Guts⸗ 
bezirken nach Maßgabe des polizei⸗ 
lichen Bedürfniſſes) von den Polizei⸗ 
behörden zu erfolgen. Vor der Feſtſetzung 
ſoll x indes regelmäßig der Gutsvorſtand gehört 
werden. 


In techniſcher Hinſicht werden bezüglich der Auf⸗ 
ſtellung der Fluchtlinien⸗ und Bebauungspläne für 
Gutsbezirke die Vorſchriften vom 28. Mai 1876 
(Min.⸗Bl. f. d. i. V. S. 131) auch weiterhin zum 
Anhalt zu nehmen ſein. 


Der Erlaß von ortsſtatutariſchen Vorſchriften, wie 
ſie entſprechend den Beſtimmungen des Baufluchten⸗ 
geſetzes zum Schutze der Gemeinden zuläſſig ſind, 
kann bei der gegebenen Rechtslage für Gutsbezirke 
künftig nicht mehr in Frage kommen. Bezüglich 
der Ortsſtatute auf Grund des $ 15 a. a. O. ent: 
ſprach dies bereits der ſeitherigen Rechtsauffaſſung, 
da den Gutsbezirken ein Recht zur Beſteuerung, als 
welche die Heranziehung zu Beiträgen für die 
Straßenbaukoſten anzuſehen iſt, geſetzlich nicht zur 
Seite ſteht. Andererſeits war bislang mit der recht⸗ 
lichen Zuläſſigkeit von Ortsſtatuten auf Grund des 
S 12 a. a. O. auch für Gutsbezirke gerechnet worden. 
Da dies nicht mehr angängig iſt, muß darauf 
Bedacht genommen werden, die Gutsbezirke auf 
andere Weiſe nach Möglichkeit gegen eine jo- 
genannte wilde Bebauung zu ſchützen. Wir ver⸗ 
weiſen in dieſer Beziehung auf die in den einzelnen 
Landesteilen (abgejeben von der Rheinprovinz und 
den Hohenzollernſchen Landen) maßgebenden An⸗ 
ſiedlungsgeſetze, deren Vorſchriften auch für Guts⸗ 
bezirke der Regel nach eine wertvolle Handhabe 


3) Dadurch, daß die Zuſtändigkeit der Polizei, wie 
fie im § 10 ALR II 17 gegeben iſt, durch eine Bau⸗ 
ordnung mit dem Inhalte, der ſich aus Artikel 4, 
§ 1, Ziffer 1-6 des Wohnungsgeſetzes ergibt, nicht 
überſchritten wird, iſt m. E. außer Zweifel 
geſtellt, daß auch die Rechtsgrundlage für die polizei⸗ 
liche Regelung des Anbaues innerhalb eines Guts⸗ 
5 eine entſprechende Ausdehnung erfahren 

ann. 
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zur Verhütung einer regelloſen und mit dem öffent⸗ 
lichen Intereſſe nicht vereinbaren Bebauung bieten 
werden. 
Der Miniſter der öffentlichen Arbeiten. 
In Vertretung: Unterſchrift. 
Der Miniſter des Innern. 
In Vertretung: gez. Holtz. 

An die Herren Regierungspräſidenten. 

Eine im ſiedlungstechniſchen Intereſſe beſonders 
wertvolle Form der Gebietseinteilung bildet die 
Abgrenzung von Heimſtättenge— 
bieten nach Maßgabe der eingangs bezeichneten 
Heimſtättengeſetzgebung. Die Heimſtättengebiete 
find die ureigenſte Schöpfung des Preußiſchen Ge- 
ſetzgebers — für Stadterweiterung und ländliche 
Siedlung von weittragendſter, leider bis jetzt noch 
viel zu wenig gewürdigter Bedeutung. Hervorzu⸗ 
heben ſind hier an erſter Stelle die vom Preu— 
ſchen Miniſter für Volkswohlfahrt mit Erlaß vom 
28. Mai 1924 herausgegebenen drei Muſter“) zu 
Ortsſatzungen nebſt Polizeiverordnungen für 
Reichsheimſtättengebiete und zwar: 

für Wohnheimſtättengebiete, 

Heimſtättengartengebiete und 

gemiſchte Heimſtättengebiete (die 

gleichzeitig Wohnheimſtätten und Heimſtätten⸗ 

gärten enthalten). 
Die Muſter geben ein klares Bild von dem Weſen 
dieſer Schöpfungen und Antwort auf manche 
Frage. Die Anſicht, daß ein Heimſtättengebiet 
lediglich der Inbegriff einer gewiſſen Zahl von 
einzelnen Heimſtätten ſei, iſt ebenſo verfehlt wie 
die Meinung, daß mit der Abgrenzung eines Heim⸗ 
ſtättengebietes auch der Erwerb der Geländefläche 
verbunden ſein müſſe und dadurch für die Ge⸗ 
meinde irgend welche Koſten entſtänden. Dies iſt 
nicht der Fall. Das Weſentliche eines Heimſtätten⸗ 
gebietes (Dt ſeine vorausſchauende Ab⸗ 
grenzung. Dieſe kann ein Gelände umfaſſen, 
das zum Teil ſogar bereits bebaut iſt. Bedingung 
iſt nur, daß die vorhandenen Gebäude und ſon⸗ 
ſtigen Anlagen der Zweckbeſtimmung des Heim— 
ſtättengebietes nicht abträglich ſind; dann können 
ſie auch ohne Bindung durch das Reichsheimſtätten⸗ 
geſetz in dem Gebiete verbleiben. Es iſt auch nicht 
nötig, daß das abgegrenzte Gebiet ſogleich reſtlos in 
einzelnen Heimſtätten aufgeteilt wird, ſondern man 
hat ſich ein Heimſtättengebiet ähnlich vorzuſtellen, 
wie eine von der Baupolizeibehörde feſtgeſetzte 
Bauzone, in der nur Flachbauweiſe in Geſtalt von 
Einfamilienhäuſern zuläſſig iſt. Da nun auch ein 
Garten eine Anlage iſt, die der Zweckbeſtimmung 
eines Heimſtättengebietes nicht abträglich iſt, ſo iſt 
innerhalb eines Heimſtättengebietes auch jeder 

) Vergl. meinen Aufſatz über „Heimſtättengebiete“ 
Heft 2, Jahrgang VI, der Zeitſchrift „Schleſiſches Heim“, 
auf den der Regierungspräſident in Breslau durch 


beſondere Verfügung vom 5. März 1926 — 1. 29. XX. 220 
— hingewieſen hat. 


Garten — es braucht deshalb keineswegs ſchon ein 
Heimſtättengarten zu ſein — erlaubt. 

Sobald die Erſchließung eines nicht im Beſitze 
der Gemeinde befindlichen Heimſtättengebietes 
durch neu anzulegende Straßen in Betracht 
kommt, hat dies ſelbſtverſtändlich, was wohl kaum 
eines beſonderen Hinweiſes bedarf, mittelſt des 
Straßenfluchtlinienverfahrens nach Maßgabe des 
erweiterten Fluchtliniengeſetzes zu erfolgen. Auf 
die dabei gegebenenfalls eintretenden Befreiungen 
von Straßen- und Anliegerkoſten wird nachſtehend 
im Abſchnitt „C“ zurückgekommen. 


B. Anlage von Freiflächen (Gartenanlagen, 
Spiel- und Erholungsplätzen). 

Nach dem Fluchtliniengeſetz vom 2. Juli 1875 
in der durch das Wohnungsgeſetz vom 28. März 
1918 geänderten Faſſung ſind Gartenanlagen, 
Spiel- und Erholungsplätze den Straßen und Ver- 
kehrsplätzen im Sinne des alten Geſetzes von 1875 
gleichgeſtellt. Hat beiſpielsweiſe eine Gemeinde 
in ihrem Beſiedlungsplane einen öffentlichen 
Sportplatz vorgeſehen und will ſie zur Anlage 
dieſes Sportplatzes ſchreiten, jo iſt nur erforder⸗ 
lich, nach Maßgabe der Fluchtlinienbeſtimmungen 
im Artikel 1 des Wohnungsgeſetzes einen Bau⸗ 
fluchtlinienplan aufzuſtellen und in dem bekannten 
Verfahren feſtzuſetzen, um dann zur Durchführung 
übergehen zu können. 

Ein anderes Beiſpiel, eine Dauergartenanlage 
im Kerne eines Baublockes. Hier kommt folgendes 
in Betracht: Außer den hinter die Straßenflucht- 
linien zurückweichenden Baufluchtlinien (vergl. 
Art. 1 § 1 des Wohnungsgeſetzes), die das Vor⸗ 
gartengelände abgrenzen, können noch andere, jo- 
genannte rückwärtige und ſeitliche Baufluchtlinien 
feſtgelegt werden. Ziele ermöglichen es, das 
Innere eines Baublockes für die beabſichtigte 
Dauergartenanlage oder auch einen Park oder 
Spielplatz offen zu halten. Ein ſolcher mit Flucht⸗ 
linien umzogener Innenplatz nebſt Zugang unter⸗ 
ſcheidet ſich dann hinſichtlich des Rechtes der 
Fluchtlinienfeſtſetzung in keiner Weiſe von jedem 
anderen Platze (Verkehrsplatz). 

Daß die Gleichſtellung der Gartenanlagen, 
Spiel- und Erholungsplätze mit den Straßen und 
Verkehrsplätzen im Sinne des alten Fluchtlinien⸗ 
geſetzes ſelbſtverſtändlich auch die Anwendung aller 
in dem vorhergehenden Abſchnitte „A“ erwähnten 
Sonderbeſtimmungen und miniſteriellen Erlaſſe 
in ſich ſchließt, bedarf wohl kaum eines beſonderen 
Hinweiſes. 

Bei der Anlage öffentlicher Grünflächen und 
Parkanlagen erſcheint noch folgendes beachtens⸗ 
wert: Für derartige Anlagen unter den heutigen 
Verhältniſſen Mittel bereit zu ſtellen, wird den 
meiſten Gemeinden kaum zugemutet werden 
können, wohl aber wird es durchführbar ſein, ge⸗ 
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wiſſe Gebiete als Dauerkleingarten⸗ 
gebiete auszuweiſen, die vorläufig nicht nur 
die fehlenden öffentlichen Grünflächen erleben, 
ſondern dem Grundeigentümer durch den von den 
Kleingärtnern zu zahlenden Pachtzins ſogar noch 
eine beſcheidene Einnahme bringen. 

Eine gut angelegte, von Wegen durchzogene 
Kleingartenkolonie kann ſehr wohl dem erholungs⸗ 
bedürftigen Stadtbewohner als Erſatz für eine 
öffentliche Parkanlage dienen. Auf dieſe Weiſe 
iſt dann nach beiden Richtungen Erſatz geſchaffen, 
ſowohl für den mangelnden Hausgarten, als auch 
für die fehlende Erholungsfläche. 

Neben dem Fluchtlinienverfahren kommt hier 
auch die Gebietsabgrenzung im Heimſtättenrecht 
in Frage. 


C. Baulandbeſchaffung und Niedrighaltung des 
Baulandpreiſes durch Verminderung der Straßen⸗ 
baukoſten und durch ſonſtige Maßnahmen. 

Für die Baulandbeſchaffung hat, ſo⸗ 
fern für Klein⸗ und Mittelwohnungen Bau- und 
Gartenland in paſſender Lage zu angemeſſenem 
Preiſe nicht zur Verfügung ſteht, die Verordnung 
der Reichsregierung und des Staatsſekretärs des 
Reichsarbeitsamtes zur Behebung der dringenden 
Wohnungsnot vom 15. Januar 1919 (R.⸗G.⸗Bl. 
S. 69), geändert durch Verordnung des Reichs⸗ 
arbeitsminiſters vom 9. Dezember 1919 (R.⸗G.⸗ 
Bl. S. 1965), in Anwendung zu treten, wonach der 
Regierungspräſident als Bezirkswohnungskom⸗ 
miſſar befugt iſt, geeignte Grundſtücke gegen an⸗ 
gemeſſene Entſchädigung zu enteignen. Die 
hierbei zu beobachtenden Geſichtspunkte ſind in 
dem Aufſatz des Verfaſſers über „Städtebau und 
Bodenrecht“ in Nr. 2/1925 des Schleſiſchen Heims 
angegeben. 


Die Behebungsverordnung dient auch zur Be⸗ 
ſchaffung (Enteignung) des Landes für Heim⸗ 
ſtätten (Wohnheimſtätten und Gartenheimſtätten) 
(vergl. III der Preußiſchen Ausführungsbeſtim⸗ 
mungen vom 25. April 1924 zum Reichsheim⸗ 
ſtättengeſetz vom 10. Mai 1920 und zum Preu⸗ 
ßiſchen Ausführungsgeſetz dazu vom 18. Januar 
1924 [G.⸗S. S. 49. 

Auch die bereits unter „A“ erwähnte, in die 
beiden Regierungsbauordnungen für Breslau 
und Liegnitz übernommene baupolizeiliche Be- 
ſtimmung aus Artikel 4, § 4, Ziffer 1 des Woh⸗ 
nungsgeſetzes, wonach überall da, wo Fluchtlinien 
nicht beſtehen, nur offene Flachbauweiſe zu⸗ 
läſſig iſt, hat die Wirkung, die Baulandpreiſe 
niedrig zu halten. 

Dieſes Ziel wird noch vollkommener durch die 
Abgrenzung von Heimſtättengebieten erreicht. 

Ferner enthält das Baufluchtliniengeſetz vom 
2. Juli 1875 in der durch das Wohnungsgeſetz 
vom 28. März 1918 geänderten Faſſung eine 
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Reihe von Erleichterungen, die letzten Endes auch 

zur Niedrighaltung der Baulandpreiſe beitragen. 
So ſchreibt Artikel 1, §S 3, Ziffer 3, a. a. O. vor, 
daß darauf Bedacht zu nehmen iſt, daß für Wohn⸗ 
zwecke Baublöcke von angemeſſener Tiefe und 
Straßen von geringerer Breite ent⸗ 
ſprechend dem verſchiedenartigen Wohnungsbedürf⸗ 
niſſe geſchaffen werden: 

jo ſchreibt ferner § 12, Ziffer 4 ff. vor: 
daß von dem Verbote der Errichtung von Wohn⸗ 
gebäuden an noch nicht regulierten Straßen Dispens 
erteilt werden kann, falls ein Bedürfnis für Klein⸗ 
oder Mittelwohnungen beſteht, begründete Ausſicht 
vorhanden iſt, daß der Eigentümer dieſem Bedürf⸗ 
niſſe durch den Bau entſprechender, geſunder und 
zweckmäßig eingerichteter Wohnungen Rechnung 
trägt und falls kein überwiegendes berechtigtes 
Gemeindeintereſſe entgegenſteht; 

fo beſtimmt ferner $ 15a, 


daß durch Ortsgeſetz vorgeſchrieben werden kann, 
daß die Koſten für Freilegung, erſte Einrichtung, 
Entwäſſerung und Beleuchtungsvorrichtung der 
Straße (die ſogenannten Anliegerbeiträge) und die 
im $ 9 des Kommunalabgabengeſetzes vom 14. Juli 
1893 (Geſetzſamml. S. 152) geregelten Beiträge To- 
wie die im § 6 daſelbſt bezeichneten Gebühren an 
Straßen, die ihrer Lage und Ausſtattung nach für 
Wohnungen der Minderbemittelten beſonders ge— 
eignet erſcheinen und für den Ausbau mit Häuſern 
mit höchſtens einem Obergeſchoß über dem Erd⸗ 
geſchoſſe beſtimmt ſind (Kleinwohnungsſtraßen) 
ganz oder teilweiſe erlaſſen oder geſtundet werden 
können, ſofern die Gebäude hauptſächlich für Woh⸗ 
nungen der bezeichneten Art oder für gemeinnützige 
Einrichtungen zugunſten der Minderbemittelten 
(Kinderfürſorge, Fortbildung, Erholung und der⸗ 
gleichen) beſtimmt ſind. 


Es war ferner bisher leider vielfach üblich, die⸗ 
ſelben techniſchen Anforderungen an die Straßen- 
befeſtigung zu ſtellen, gleichviel, ob es ſich um eine 
Hauptverkehrsſtraße oder eine einfache Wohn⸗ 
ſtraße handelte. Mit dieſer gedankenloſen, den 
Baulandpreis für Klein⸗ und Mittelwohnungen 
unnötig verteuernden Gepflogenheit räumt Ar⸗ 
tikel 4, S 4, Ziffer 1 des Wohnungsgeſetzes vom 
28. März 1918 mit folgender Beſtimmung auf: 

Sofern die Verhältniſſe es erfordern, ſollen 
durch Polizeiverordnungen für die Herſtellung und 

Unterhaltung der Ortsſtraßen abgeſtufte Vor⸗ 

ſchriften, je nach deren Beſtimmung (Haupt- 

verkehrsſtraßen, Nebenſtraßen, Wohnſtraßen, Wohn⸗ 
wege uſw.), gegeben werden. 

Ob ſchon von allen dieſen Beſtimmungen 
irgendwo Gebrauch gemacht worden iſt? (Frage 
des Verfaſſers.) 


D. Verhütung und Verunſtaltung der Straßen 
und Plätze ſowie des Orts⸗ und Landſchaftsbildes. 

Über die Pflicht zur Berückſichtigung des 
Intereſſes des Denkmal- und Heimatſchutzes heißt 
es in Artikel 9 §S 2 des Wohnungsgeſetzes: 

Bei der Aufſtellung und Anwendung der Bau⸗ 
und Wohnungsordnungen und bei der Ausübung 
der Wohnungsaufſſicht iſt, ſoweit nicht ein über⸗ 
wiegendes Intereſſe der Geſundheit oder der Sitt⸗ 
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lichkeit entgegenſteht, das Intereſſe des Denkmal⸗ 

und Heimatſchutzes zu berückſichtigen. 

In Zweifelsfällen ſind Sachverſtändige zu hören. 

Schon nach dem Fluchtliniengeſetz vom 2. Juli 
1875 war bei Feſtſetzung der Fluchtlinien darauf 
zu halten, daß eine Verunſtaltung der Straßen 
und Plätze nicht eintrete. Eine Verunſtaltung lag 
aber nicht etwa ſchon dann vor, wenn vorhandene 
Schönheiten beeinträchtigt oder herabgemindert 
wurden, ſondern nur dann, wenn ein poſitiv häß⸗ 
licher Zuſtand herbeigeführt wurde (O. V. G. vom 
19. Oktober 1886; P. V.⸗Bl. 8, 363). Die gemäß 
Artikel 9, §S 2 des Wohnungsgeſetzes zu berückſich⸗ 
tigenden Intereſſen verbieten dagegen ſchon die 
bloße Beeinträchtigung eines ſchützenswerten 
Orts- oder Landſchaftsbildes. 

Hierzu tritt weiterhin die klare und eindeutige 
Beſtimmung in Art. 4, § 1, Nr. 4 des Wohnungs⸗ 
geſetzes, wonach durch Bauordnung der 
Verputz und Anſtrich oder die Ausfugung der 
Wohnhäuſer und der von Straßen, Plätzen uſw. 
ſichtbaren Bauten, ſowie die einheitliche Geſtal⸗ 
tung des Straßenbildes unter Berückſichtigung 
des Heimatſchutzes geregelt werden kann. Das iſt 
wichtig! 

Hierauf beruhen die in den beiden unter „A“ 
erwähnten Bauordnungen für den Regierungs- 
bezirk Breslau und Liegnitz in den SS 24 enthal⸗ 
tenen Beſtimmungen, auf welche im einzelnen 
weiter einzugehen ſich erübrigt. 


Schlußwort. 
Gewiß, das obige Bild der beſtehenden Ver- 
ordnungen, das — nebenbei bemerkt — feines- 


wegs Anſpruch auf Vollſtändigkeit machen will, 
iſt ein wenig buntſcheckig, und es liegt auch nicht 
alles gleich greifbar da, wie dies im künftigen 
Städtebaugeſetze der Fall ſein wird, aber immerhin 
beſtehen doch ſchon landesgeſetzliche Beſtim⸗ 
mungen, die ſich unmittelbar oder zu Ortsgeſetzen 
ausgebaut, anwenden laſſen, wenn es gilt, bei der 
baulichen Erweiterung unſerer Gemeinweſen die 
Forderungen des Verkehrs, der Geſundheit, der 
Wirtſchaftlichkeit und der Schönheit zu erfüllen. 
Das ſchließt natürlich den Ruf nach einer einheit⸗ 
lichen Zuſammenfaſſung aller dieſer Vorſchriften 
und, wo erforderlich, ihrer Verbeſſerung und Er- 
gänzung in Geſtalt eines Städtebaugeſetzes nicht 
aus. 

Daß mit dieſem Geſetz aber auch eine grund⸗ 
legende Stellungsänderung gegenüber den heute 
beſtehenden Rechtsbegriffen erforderlich iſt, kann 
feinem Zweifel unterliegen. Wir dürfen heute 
nicht mehr das Gelände im Umkreiſe unſerer 
Städte bedingungslos der privaten Spekulation 
überlaſſen. 

Zum Schluß ſei noch ein kurzes Wort über die 
Förderung des Wirtſchaftsweſens durch Pla⸗ 
nungen geſtattet. Es handelt ſich, wie der Regie- 


rungspräſident in Breslau kürzlich durch eine 
Verfügung an die Magiſtrate und Landräte be⸗ 
kannt gegeben hat, z. Z. nicht allein darum, Ord⸗ 
nung in die Bebauung hineinzubringen, d. h. das 
bisherige Durcheinander der verſchiedenſten Bau⸗ 
vorhaben und Gebäudegattungen durch einen 
planmäßigen Anbau auf Grund eines Beſied⸗ 
lungsplanes zu erſetzen, ſondern ferner auch da⸗ 
rum, im Zuſammenhange damit über die ein⸗ 
zelnen kommunalen Grenzen hinaus die Löſung 
der wirtſchaftlichen Fragen größerer Ge- 
biete vorzubereiten. 

Hierzu wird ein Programm der zukünftigen 
wirtſchaftlichen und kulturellen Entwicklung der 
einzelnen Verwaltungsgebiete nötig ſein, das 
naturgemäß nur in engſter Fühlungnahme mit 
den örtlichen Stellen aufgeſtellt werden kann.“) 

Es iſt daher zweckmäßig, ſich eines mit den Ver⸗ 
hältniſſen vertrauten, in Schleſien heimiſchen 
Sachbearbeiters zu verſichern, der in dauerndem 
Zuſammenhange mit den betreffenden Dienſt⸗ 
ſtellen dieſe Aufgaben in Angriff nehmen kann 
und zwar zunächſt in der lockeren Form der Be⸗ 
ratung in allen Bebauungsplan- und ſiedlungs⸗ 
techniſchen Fragen, woran ſich dann nach Durch⸗ 
reifung der Probleme die feſte Formulierung eines 
Programms und die Aufſtellung eines Planes zu 
ſchließen hätte. 

Was die Vorarbeiten für die verſchie— 
denen Planungen betrifft, ſo ſei hier noch 
kurz auf das Luftbildverfahren ver- 
wieſen. Die Entwicklung des induſtriellen und 
wirtſchaftlichen Lebens bringt in das Stadtbild 
Anlagen, die eine zweckmäßige Unterbringung und 
Ausgeſtaltung verlangen, dabei iſt namentlich die 
Verbindung des beſtehenden Zuſtandes mit den 
Neuanlagen zu beachten und zwar unter Berück⸗ 
ſichtigung und Ausnutzung der gegebenen Ge- 
ländeverhältniſſe, um auf dieſe Weiſe einen orga⸗ 
niſchen Zuſammenhang des Ganzen zu erreichen. 
Ahnlich verhält es ſich mit den Beſtrebungen des 
Siedlungs⸗ und Heimſtättenweſens. Hier ſollen 
die Menſchen wieder mit ihrem Lebensraum ver⸗ 
wachſen, und dazu muß ſich ſeine nächſte Umgebung 
in die Eigenart der Landſchaft einfügen. Zur 
Löſung aller dieſer Aufgaben iſt das Überblicken 
großer Zuſammenhänge notwendig und eine Fülle 
von Geſichtspunkten zu beachten, deren Bedeutung 
auf techniſchem, ſozialem, wirtſchaftlichem und 
künſtleriſchem Gebiete liegt. Bisher ſtand dem 
Städtebauer als wichtiges Hilfsmittel zur Löſung 
dieſer Aufgabe nur das vorhandene Kartenmate⸗ 
rial zur Verfügung. In der Karte iſt aber das 


5) Wobei es hier ankommt, geht aus dem im „Schle⸗ 
ſiſchen Heim“, Heft 2, Jahrgang 1926, veröffentlichten 
Aufſatze des Leiters der Städtebauabteilung der Pro⸗ 
vinziellen Wohnungsfürſorge⸗Geſellſchaft „Schleſiſche 
Heimſtätte“, Dipl.-Ing. Schroeder, hervor. 


76 Sch leſiſch e s 


he i m 


Gelände in die Zeichenſprache der Kartographie 
überſetzt, aus der ſich nur der geübte Beſchauer 
ein der Wirklichkeit nahekommendes Bild aus⸗ 
denken kann. Dieſer unſicheren, vielfältigen 
Fehlern und Irrtümern unterworfenen Beſtand⸗ 
aufnahme ſteht die Photographie aus der Luft 
gegenüber, die ein lebenswahres Urbild der Wirk⸗ 
lichkeit mit all ihren Feinheiten bietet, und es be- 
darf eigentlich keines weiteren Wortes, um die 
ſinnfälligen Vorteile eines ſolchen Fliegerbildes 
noch weiter hervorzuheben. Es ſei nur kurz 
darauf hingewieſen, daß u. a. die bei den ter- 
reſtriſchen Aufnahmen unerläßliche Begehung des 
Geländes in Wegfall kommt; deshalb iſt es mög⸗ 


lich, alle Projekte zunächſt geheim zu halten und 
Terrainſpekulationen zu verhindern. Bei Ver⸗ 
handlungen bietet die Photokarte eine unentbehr- 
liche Unterlage, in der ſich auch der Nichttechniker 
leicht zurechtfindet, ein Umſtand, der von großem 
Einfluß auf die Entſcheidungen des Nichtfach⸗ 
mannes ſein kann. 


Auch auf den hohen dokumentariſchen 
Wert des Luftbildes, insbeſondere bei Entjchei- 
dung von Rechtsfragen, ſei nur kurz hingewieſen.“ 

6) In Schleſien kommt insbeſondere das Aerokarto⸗ 


graphiſche Inſtitut in Breslau 13 für derartige Auf⸗ 
nahmen in Frage. 


heimatſchutz und Kleinftadtplanung. ”) 


Bon Dipl.-Ing 


Di Entwicklung der Zeit zwingt auch den Ge⸗ 
danken des Heimatſchutzes in neue Bahnen. 
Die Notwendigkeit des Schutzes der Heimat wurde 
empfunden in der Zeit raſcheſter induſtrieller Ent⸗ 
wicklung, zu der Zeit, als man dem raſchen Vor⸗ 
dringen der verſchiedenartigſten Neugründungen 
nichts weiter entgegenzuſetzen wagte als den Schutz 
des einwandfrei als kulturell wertvoll Erkannten. 
Es war im Grunde eine negative Maßnahme. 
So ſehr die in dieſem Sinne geleiſtete Arbeit an- 
zuerkennen iſt, ſo wenig vermochte bisher der 
Heimatſchutz in beſtimmender Weiſe das Bild 
unſeres Landes zu geſtalten. Das 
konnte er nicht, und wollte er im Grunde ge- 
nommen auch nicht. Er wollte lediglich da 
hemmend eingreifen, wo für alle Einſichtigen 
das Intereſſe an der Erhaltung des Alten den 
wirtſchaftlichen Nutzen und die kulturelle und 
äſthetiſche Bereicherung durch das Neue überwog. 
Verſtändlich iſt dieſe ganze Einſtellung nur aus 
der Überzeugung, daß alles Neue in äſthetiſcher 
und ſchönheitlicher Hinſicht ſchlechter war als das 
alte Beſtehende. 

Ohne auf Einzelheiten einzugehen, muß man 
zugeben, daß dies im großen und ganzen ſo war! 
Dieſes Hemmen entſprach dem geſunden 
Inſtinkt, entſprach dem noch unklaren und un⸗ 
entwickelten Gefühl, daß uns der ausgeſprochene 
Stil der Zeit, die klare und logiſche Formgebung 
fehlte, die ebenbürtig neben ältere Stilepochen 
treten konnte. 

Inſofern war Heimatſchutz notwendig und gut. 
Wir ſehen jedoch heute, daß wir uns auch zu den 
Produkten unſerer Zeit bekennen müſſen, 
daß wir den Glauben an das Schöpferiſche 
unſerer Zeit haben müſſen, wenn die Gebilde 


*) Abdruck aus den Mitteilungen des Schleſiſchen 
Vundes für Heimatſchutz. 


. G. Schroeder. 


unſerer Tage ſich fortpflanzend und weiterent⸗ 
wickelnd an das Alte anſchließen ſollen! Wir 
ſehen heute, daß wir die Heimat nur 
ſchützen können, wenn wir ſie ge— 
ſtalten, wenn wir ſtatt des Heimat— 
ſchutzes — den „Heimatbau“ wollen. 

Grundlegend iſt unſerer Zeit die Erkenntnis 
von der Wichtigkeit des Gemeinſamen und 
Verbindenden. Grundlegend iſt für unſere 
Zeit die Erkenntnis, daß wir nicht weiter kommen, 
wenn nicht alle die vielen einzelnen Kräfte, die 
ſich in wirtſchaftlicher Beziehung im vorigen 
Jahrhundert entwickelt haben, einmal in ſich ſelbſt 
zuſammengefaßt werden und dann vor allem dem 
großen Ganzen der Geſamtwirtſchaft und kultur 
untergeordnet werden. Wir wollen heute 
an Stelle des regelloſen Nebenein⸗ 
anders ein ſinnvolles Miteinander. 
Wohl ſehen wir ſowohl in unſerer deutſchen Wirt⸗ 
ſchaft und Politik, als auch draußen in der Welt 
noch genug, was dem zu widerprechen ſcheint. 
Wir ſehen beiſpielsweiſe auf der einen Seite das 
Bedürfnis nach Regelung der Weltwirtſchaft und 
auf der anderen Seite die ſcharfe Herausarbeitung 
des Nationalitätenprinzips. Sind dieſe beiden 
Strömungen nicht unvereinbare Gegenſätze? — 
Ich glaube das nicht. Vielmehr iſt dieſe 
Sehnſucht nach Zuſammenfaſſung 
aller nationalen Wirtſchaft und 
Kultur ein erſter Schritt zur Ord⸗ 
nung der Länderbeziehungen und 
ein kleiner Schritt auf dem Wege zur 
Weltordnung. Sie iſt vielmehr aufzufaſſen 
als Grundlage, als Fundament für den weiteren 
vielgeſtaltigen Aufbau. Alle Diktatorenerſchei⸗ 
nungen werden an dieſem zwingenden Verlauf 
der Dinge nichts ändern. 

Das Geſetz der Durchbildung des 
Einzelnen bleibt für die Geſtaltung 


des Geſamten in jeder Beziehung 
maßgebend! Wer dachte beiſpielsweiſe früher 
an die Vermeſſung, Verſteinung und Regulierung 
ländlicher Parzellen? Ja, es iſt noch nicht allzu⸗ 
lange her, daß ſelbſt in größeren Städten, wo der 
Beſitz häufig wechſelte und Neubauten errichtet 
wurden, keine Vermeſſungen vorhanden waren, 
noch weniger Bebauungspläne und ſtädtebauliche 
Regelungsvorſchläge. Wie ſich auf der Grundlage 
der Vermeſſung der einzelnen Parzelle, des Haus⸗ 
grundſtücks, der gute Plan einer Stadt und die 
gute Geſamtbebauung mit all ihren wirtſchaft⸗ 
lichen und ſchönheitlichen Wirkungen aufbaut, jo 
wie ſich auf der Anordnung und Geſtaltung des 
einzelnen Raumes und ſeiner Beziehungen zum 
Ganzen das gute Haus aufbaut, ſo wird es auch 
mit den Beziehungen der Städte und Länder 
untereinander ſein. Erſt wenn Ordnung im 
eigenen Gebiet geſchaffen iſt, werden die 
Beziehungen zum Ganzen in ge- 
ſunder Weiſe geregelt werden können. 

Die Idee des Kampfes als des urſprünglichſten 
Naturgeſetzes wird auch im neuen Heimatſchutz 
nicht außer acht gelaſſen werden können, ſo wie 
der geiſtige Wettſtreit um die Seelen der kulturell 
Intereſſierten auch früher nötig war. 

Ja in dem Maße, wie der Gedanke des Heimat⸗ 
ſchutzes eine Vertiefung erfahren muß inſofern, 
als er dem eigentlichen Kern der kulturellen 
Fragen, ihrer wirtſchaftlichen Grundlage, mehr 
zuleibe rücken muß, in demſelben Maße wird er 
auch den Kampf nicht ſcheuen dürfen, den Kampf 
um die Klarheit und Objektivität ohne Rückſicht 
auf Sonderintereſſen. Nur wenn in dem viel⸗ 
fachen Streit der Gruppen und Parteien die objek⸗ 
tive Wahrheit des als beſſer Erkannten zur Richt⸗ 
ſchnur dient, wird eine Entwicklungslinie verfolgt 
werden können, die zum wirklichen Aufbau führt 
und die dem Heimatſchutz dazu verhilft, das 
Bild unſeres Landes und unſerer 
Zeit geſtalten zu helfen. Wenn wir dies 
an einem typiſchen Beiſpiel verſtehen wollen, ſo 
ſei es geſtattet, den Bebauungsplan der 
kleinen Stadt zu betrachten. Die for⸗ 
male Durchbildung der Kleinſtadt 
auf der Grundlage ihrer geſunden 
Wirtſchaft und ihrer geſammelten 
kulturellen Kräfte wird eine der 
wichtigſten Aufgaben der Zukunft 
und eins der würdigſten Ziele des 
i oder „Heimatbaues“ 

ein. 

Wir werden zweifellos in der Zukunft be⸗ 


kommen: das Erwachen der kleinen 
Stadt und des flachen Landes! Wir 
ſtehen am Wendepunkt einer Entwicklung! Alte 


Gründungen und Zuſammendrängung aus teil- 
weiſe falſch verſtandenen wirtſchaftlichen Gründen 
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veranlaßten das Anwachſen der Großſtädte! Dies 
mag eine Aufgabe der letzten Zeit geweſen ſein. 
Der raſche Verkehr ermöglichte die Schaffung 
dieſer Zentren als Hauptzentren! Dieſe Aufgabe 
iſt jedoch erfüllt! Ein weiteres Anwachſen der 
Großſtädte iſt weder nötig noch gut. Sie werden 
vorläufig genug damit zu tun haben, ihrerſeits 
Ordnung im eigenen Gebiet zu ſchaffen. Soweit 
dazu Gebietserweiterungen nötig ſind, werden ſie 
vorgenommen werden müſſen! Gerade die bis⸗ 
her ungeahnten Möglichkeiten des Verkehrs aber 
zwingen jetzt dazu, die Organiſation der 
Nebenzentren und des flachen Landes in 
wirtſchaftlicher und kultureller Beziehung vorzu⸗ 
nehmen. 

Es ſoll damit im Vorangegangenen und Fol⸗ 
genden nicht geſagt ſein, daß künftig die wirtſchaft⸗ 
liche und geiſtige Führung von den Großſtädten 
auf die Kleinſtädte oder gar das flache Land über⸗ 
gehen wird. Das würde allem organiſchen Weſen 
widerſprechen. Es iſt vielmehr ſo, daß von einem 
wirklichen Organismus nicht geſprochen werden 
kann, weil dem Gehirn des Landes: der Groß— 
ſtadt, die Glieder: Kleinſtädte und Provinz, nicht 
in der lebendigſten und richtig ergänzenden Weiſe 
zur Verfügung ſtehen. Ich glaube, daß es an der 
Zeit iſt, wenn die an geiſtigen Kräften überreiche 
Großſtadt ihren Überſchuß abgibt, damit endlich 
die Tatſache zur Wahrheit werde, daß es nicht nur 
in der Großſtadt Entwicklung, reges und ratio⸗ 
nelles Arbeiten, Geiſt und Kultur gebe, ſondern 
daß auch Kleinſtadt und flaches Land den ihnen 
gebührenden Anteil übernehmen! Damit jo 
endlich das tragende Fundament ge- 
ſchaffen werde für den waghalſigen 
Bau unſerer Stadt⸗Kultur! 

Es wird viel über die Not unſerer Zeit, unſerer 
Wirtſchaft und Kultur geſagt und geſchrieben. Es 
wird vieles gegen das allerorts auftauchende Be⸗ 
dürfnis nach Regelung unſerer wirtſchaftlichen 
und kulturellen Verhältniſſe geſagt, ja es wird 
das „Planungs⸗Bedürfnis“ — um es ſummariſch 
jo zu bezeichnen — als Schlagwort gebrandmarkt. 
Man weiſt hin auf den Mangel an Geld und auf 
die Unſicherheit der Zukunft, um damit die Zweck— 
loſigkeit geplanter Regelungen darzutun. 

Es mag uns heute allerdings Zurückhaltung 
in finanziellen Unternehmungen nötig ſein und 
es iſt ſelbſtverſtändlich, daß man heute Straßen- 
durchbrüche und Neuanlagen von umfangreichen 
Verkehrsverbeſſerungen erſt nach eingehender 
Prüfung der Rentabilität vornehmen kann. Aber 
was hat das mit unſeren Planungen zu tun? 
Mit der zwingenden Kraft einer Naturgewalt 
wird z. B. die Tatſache, daß Automobile billiger 
werden, die Anlage neuer Automobilſtraßen ver⸗ 
langen. Das Automobil wird ſie auch bezahlen. 
Eine Planung ſoll und darf natürlich nicht dazu 
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führen, daß ſich ein Gemeinweſen unüberlegt in 
Ausgaben jtürzt, die es nicht tragen kann. Das 
wäre gerade gegen den Geiſt des Planes! Der 
richtige und gute Plan ſoll ſich nicht 
nur mit den techniſchen Möglid- 
keiten, ſondern vor allem mit den 
wirtſchaftlichen Notwendigkeiten 
befajjen. Er wird, wenn die Lage dazu zwingt, 
in erſter Linie als elaſtiſcher Uberſichtsplan 
zu behandeln ſein. 

Es iſt gewiß nicht leicht feſtzuſtellen, welche 
Planungen den Vorrang verdienen, ausgeführt zu 
werden. Denn vieles iſt im Lauf der Induſtrie⸗ 
entwickelung verſehen worden und unberückſichtigt 
geblieben. Verzweifelte Stadt⸗ und Gemeindeväter 
ſtehen heute oft vor faſt unlösbaren Aufgaben. 
Warum ſollten wir uns aber dennoch 
nicht freuen, wenn jetzt endlich auch 
die Kleinſtädte die Notwendigkeit 
planvoller Regelungen empfinden! 
Warum ſollten wir dieſen mert: 
vollen Beginn wirtſchaftlicher und 
kultureller Aufbauarbeit nicht mit 
allen Mitteln fördern und unter⸗ 
ſtützen? Die Arbeit auf dieſem Gebiet wird 
unſeren Kindern und Enkeln erſt zugute kommen. 
Wehe aber, wenn wir wieder die Zeit bekommen, 
wo Skepſis und Müdigkeit oder kraſſer Gegen⸗ 
wartsmaterialismus die friſche Arbeit um- 
faſſender Ideen zur Erfolgloſigkeit verur⸗ 
teilen. Ich glaube, die Früchte einer ähnlichen 
Zeit vor dreißig Jahren haben dieſe zur Genüge 
gerichtet. 

Warum muß man beiſpielsweiſe bei dem Be- 
treten dieſes oder jenes Ortes das troſtloſe 
Empfinden haben, vor einem Schutt⸗ und 
Trümmerhaufen zu ſtehen?! — Es gibt ſolche 
Orte! Viele Menſchen freilich empfinden das nicht! 
— Wohl ihnen! — Obwohl ſie vielleicht ſelbſt in 
einem ſolchen kulturellen Trümmerhaufen hauſen! 
Aber: wie ſieht es in ihren Seelen aus? — 
Welches ſind ihre Charaktereigenſchaften, ihre 
Wünſche und Ziele? Was für Menſchen ſind 
das, die ohne ein inneres ſeeliſches Bedürfnis in 
ſolchen verwahrloſten Vierteln oberſchleſiſchen 
oder lothringiſchen Induſtriegebietes oder groß— 
ſtädtiſcher Steinwüſten leben?! 

Auch dieſe Trümmerhaufen ſind Produkte des 
menſchlichen Geiſtes, auch zu ihrer Herſtellung be⸗ 
durfte es einmal eines Planes! Eine Idee frei⸗ 
lich hat bei ihrer Geburt nicht Pate geſtanden, 
wenn wir nicht etwa den Gedanken rückſichtsloſen 
Geldverdienens ohne Beachtung tieferer Bezie— 
hungen als eine Idee bezeichnen wollen! 

Die Gegenwartspraktiker, die dieſe Städte er⸗ 
richteten, glaubten gewiß nicht, daß ſie durch 
Außerachtlaſſung dieſer tieferen Beziehungen 
zwiſchen Menſchen⸗ und Maſchinenarbeit ihre 


eigenen Erfolge in Frage ſtellen würden, ſie 
glaubten gewiß nicht, daß dieſe Art, zu induſtriali⸗ 
ſieren, ein Raubbau ſei an unſerem Volk. Das 
folgende Beiſpiel der Induſtriegemeinde Saarau 
mag zeigen, wie nötig von Anfang an 
die Ordnung im Bebauungsplan iſt, 
wie ſchwer ſpäter Ordnung in einen 
verfahrenen Plan hinein zubringen 
und wie groß und letzten Endes wert⸗ 
voll die Aufgabe des „Heimatbaues“ 
hier iſt. 

An der Eiſenbahnſtrecke Breslau — Waldenburg 
liegt, etwa vierzig Kilometer von Breslau 
entfernt, das Dorf Saarau! Urſprünglich 
war es ein beſcheidenes Dorf, das weniger aus 
ſelbſtändigen Bauern, als aus Tagelöhnern des 
großen Gutes Saarau beſtanden haben mag. Ehe 
die Eiſenbahn, die hier eine der älteren Strecken 
der Provinz Schleſien iſt, angelegt war, hat es 
ſicherlich ein recht unbekanntes und beſcheidenes 
Daſein geführt. Erſt die Anlage der Eiſenbahn 
hat das Augenmerk unternehmender Induſtrieller 
auf die vorhandenen Bodenſchätze der Umgebung 


gelenkt. Die ganze Gegend gehört im weiteren 
Sinne zum Waldenburger Kohlen⸗ 
gebiet. Allerdings iſt es nicht Steinkohle, die 


hier unter Tage liegt, ſondern Braunkohle, die 
in Flözen von verhältnismäßig geringer Mächtig⸗ 
keit ſich weithin erſtreckt. Der Abbau der Braun⸗ 
kohle hat ſich jedoch nicht als rentabel erwieſen. 
Man hat es mit dem Abbau über Tage und unter 
Tage verſucht, doch mit geringem Erfolg! Nach 
anfänglichen Verſuchen wurden die Gruben ſtill⸗ 
gelegt. Als wertvoller erwies ſich das Vorkommen 
von Ton. Bedeutende Chamottefabriken wurden 
errichtet, desgleichen eine große chemiſche Fabrik 
und endlich eine Maſchinenfabrik. Eine anſehn⸗ 
liche Dampfmühle wurde auf dem Gebiet einer 
ehemaligen Braunkohlengrube errichtet. Die 
beiden Abbildungen (1 und 2)*) zeigen die Aus⸗ 
dehnung der Induſtrie, die den Ort, das ebe 
malige kleine, unſcheinbare Dorf, zu einem an⸗ 
ſehnlichen Inuſtrieort gemacht hat. Saarau zählt 
heute 3207 Einwohner. Die Abbildung 1 gibt 
den Anblick der Induſtrie von Südoſt. Man er⸗ 
kennt links oben im Bild den Anſchluß des Ortes. 
Es genügt jedoch, um zu zeigen, wie unvermittelt 
und roh die Bebauung an die Induſtrie anſchließt 
und wie, gewiſſermaßen der Induſtrie nach⸗ 
gebildet, turmartig einzelne Mehrgeſchoß-Häuſer 
mit Kleinwohnungen ohne Gärten für den not⸗ 
wendigen Wohnungsbedarf der Arbeiter unzu— 
länglich ſorgen. Die Abbildung 2 gibt den Anblick 
des öſtlichen Ortsteiles mit der Dampfmühle im 
Vordergrund und einem mit Waſſer angefüllten 


*) Aufnahmen des Aerxohartographiſchen Inſtituts, 
Breslau. 
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großen Loch, einer verſehentlich vollgelaufenen 
Ton⸗ oder Braunkohlengrube von 3,5 Hektar 
Größe. Die den Ort in der Richtung von Oſten 
nach Weſten durchſchneidende Eiſenbahnlinie ent⸗ 
ſendet vom Bahnhof bogenförmig nach Norden 
ein beſonderes Induſtriegleis in das eigentliche 
Induſtriegebiet, durchſchneidet aber dabei den 
Ort wieder unglücklich in zwei weitere Teile, wo⸗ 
bei das Gleis zu allem Unglück noch den Kreu⸗ 
zungspunkt der beiden Hauptſtraßen ſchienengleich 
überquert! Dieſes Anſchlußgleis mit dem dazu⸗ 
gehörigen Gelände gehört der Reichsbahn, iſt aber 
auf lange Zeit an die Induſtrie verpachtet, die 
gemeinſchaftlich für die verſchiedene Anlagen einen 
beſonderen Verſchiebebahnhof nördlich des eigent⸗ 
lichen Bahnhofs auf eigenem Gelände unterhält. 
Da der Betrieb auf dem Zuführungsgleis und dem 
Induſtrieverſchiebebahnhof mit eigenem Wagen⸗ 
und Lokomotivmaterial der Induſtrie durchgeführt 
wird, iſt es trotzdem notwendig, daß neben dem 
Perſonenbahnhof einige Gütergleiſe von der 
Reichsbahn unterhalten werden, die nun wieder 
die beiden ſchienengleichen Straßenkreuzungen des 
Ortes ſtark behindern. Ein kürzeres beſonderes 
Induſtriegleis führt endlich noch vom Reichsbahn⸗ 
hof aus ſüdlich der Bahnſtrecke nach dem Gelände 
der Dampfmühle und ſtört vor allem die Haupt⸗ 
ſtraße des Ortes, die in nordſüdlicher Richtung 
von Striegau nach Schweidnitz, den beiden 
größeren Nachbarſtädten, führt. 

Abbildung 3 zeigt den gegenwärtigen Zuſtand 
im Plan. Man ſieht deutlich die kompakte Maſſe 
der Induſtrie, die an ſich nicht ſchlecht im Oſten 
und Nordoſten des Dorfes liegt. Man erkennt 
ebenſo deutlich die Zerriſſenheit des 
inneren Ortsbildes, die Zufällig- 
keit der Straßen- und Blockbildung, 
die Wahlloſigkeit der Bebauung und 
die Unregelmäßigkeit der äußeren 
Umgrenzung. Die Induſtrie hat ſich bei 
ihrer Anlage um die vorhandenen Kreis-, Ge⸗ 
meinde- und Gutsbezirksgrenzen nicht gekümmert. 
Sie hat eben das ihr wichtig erſcheinende Gelände 
gekauft und zwar in reichlichem Ausmaß; denn 
es gehört auch heute noch nicht nur das von der 
Induſtrie ſelbſt beſtandene Gebiet einem der 
Werke, ſondern ein rieſiges Terrain nordöſtlich 
davon, ſowie weſtlich einiges aus der Gemarkung 
des benachbarten Dorfes Peterwitz heraus. Man 
ſieht, die Induſtrie hat an die Zukunft gedacht, 
an die Zukunft ihrer Werke und der nötigen Aus⸗ 
dehnung derſelben, nicht aber an die Wohnungen 
und die Unterbringung der für den Betrieb nötigen 
Menſchen. Es wäre ihr wahrſcheinlich ein Leichtes 
geweſen, durch Geländeankauf auch Flächen für 
deren Anſiedlung bereitzuſtellen. 

Ziele Anſiedlung überließ vielmehr die In; 
duſtrie hier wie überall dem Zufall. Zunächſt 


fand ſich die arbeitende Bevölkerung aus den um⸗ 
liegenden Dörfern zuſammen. Faſt ſämtliche 
Dörfer der Umgegend ſenden noch heute täglich 
große Scharen von Arbeitern zu Rad und zu Fuß 
dorthin. Das Dorf Laaſan zählt 1695 Ein⸗ 
wohner, das Dorf Conradswaldau 1562 
Einwohner, das Dorf Würben 933 Einwohner, 
das Dorf Eckersdorf 299 Einwohner und das 
Dorf Peterwitz 1361 Einwohner. Alle dieſe 
Dörfer ſind ca. zweieinhalb Kilometer von Saarau 
entfernt mit Ausnahme Würbens, deſſen Ent⸗ 
fernung fünf Kilometer beträgt. Es iſt ohne 
weiteres klar, daß alle dieſe Einwohner nicht 
Bauern oder Dominialarbeiter ſind, ſondern zum 
größeren Teil Fabrikarbeiter, die in der Saarauer 
Induſtrie ihren Unterhalt finden. Bei ſchlechter 
Witterung werden nutzloſe und ermüdende Wege 
zur Arbeitsſtätte nötig. Man könnte meinen, daß 
es für die Arbeiter kein Schaden wäre, wenn ſie 
in der Nähe in rein ländlichen Dörfern ihre Bes 
hauſung haben und vielleicht ſogar ein kleines An⸗ 
weſen ihnen dort den nötigen Ausgleich für die 
Fabrikarbeit gewährt. Doch das Gegenteil iſt 
richtig: Es hat ſich ein Arbeiterſtand in rein bäuer⸗ 
lichen Dörfern herangebildet, wo ſelbſtverſtänd⸗ 
lich kein Gelände und keine eigene menſchen⸗ 
würdige Behauſung dem neuen Stand zur Ber- 
fügung war. Wenn man berückſichtigt, daß auch 
in der Umgebung faſt das ganze Land in Händen 
des Großgrundbeſitzes iſt, daß die wenigen Bauern 
ihre kleine Ackernahrung zähe feſthalten, ſo kann 
man ermeſſen, welche ungeſunden Zuſtände in 
ſiedlungstechniſcher Beziehung in den Dörfern der 
Umgegend hervorgerufen wurden. 

Die Unregelmäßigkeit der äußeren 
Umgrenzung des Dorfes Saa rau beleuchtet 
weiterhin das Problem. Im Norden ſtößt das 
Dorf hart an die Grenze des Kreiſes Striegau, der 
größte Teil der Saarauer Induſtrie liegt in dieſem 
Kreis und zahlt auch nach dorthin ſeine Steuern, 
während die notwendigen öffentlichen Einrich⸗ 
tungen an Straßen, Schulen, Kirchen, Wohl⸗ 
fahrtseinrichtungen und Wohnungen dem Ort 
ſelbſt zur Laſt fallen. Im Weſten ſtößt die Grenze 
des Dorfes Peterwitz ebenfalls hart an den Ort 
heran und im Weſten, Süden und Südoſten wird 
er vom Gutsbezirk ſozuſagen umzingelt, deſſen 
Wirtſchaftsgebäude ſüdlich der Eiſenbahn an der 
Hauptſtraße noch im Ort ſelbſt liegen. 

Was dieſe Tatſachen für die Entwicklung des 
Ortes bedeutet haben und in Zukunft noch be⸗ 
deuten, das weiß der auf ähnlichem Poſten ſtehende 
Gemeindevorſtand oder der mit dieſer Materie 
vertraute Städtebauer zu ermeſſen. Sie bedeuten 
zäheſten Kampf um jedes Stück landwirtſchaftlich 
genutzten Bodens im Verlaufe von Jahren und 
Jahrzehnten, ſie bedeuten Zwietracht, Arger, 
Feindſchaft und Haß zwiſchen Induſtrieleitung 


Abb. 1. Luftbild des nördlichen Teiles von Saarau, im Vordergrund die Induſtrie, 
im Hintergrund links der Anſchluß des Dorfes. 


Abb. 2. Luftbild des öſtlichen Teiles von Saarau, im Vordergrund der Baggerteich und die 
Dampfmühle, im Hintergrund links der Beginn der Ortsbebauung, dahinter die Induſtrie. 
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Abb. 3. Plan des gegenwärtigen Zuftandes von Saarau. 
Maßſtab 1: 12500. 
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Abb. 4. Verbeſſerungsvorſchlag des gegenwärtigen Zuſtandes des Ortes Saarau. 
Maßſtab 1: 12500. 
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und Arbeiterbevölkerung, zwiſchen Gemeinde und 
Induſtrie, zwiſchen Gemeinde und Landwirtſchaft! 
Sie bedeuten Kräftevergeudung und nutzloſe Be⸗ 
mühungen ſeitens einſichtiger Gemeinde- und 
Arbeitervertreter auf dem Wege zur Beſſerung 
der vorhandenen unhaltbaren Zuſtände. 

Es liegt uns fern, Vorwürfe zu erheben gegen 
die Induſtrie, die ſeinerzeit umfaſſende Planung 
verabſäumte, gegen die Gemeinde, die Jahrzehnte 
verſtreichen ließ, ohne den Verſuch rationeller 


Bodenvorratswirtſchaft, gegen die Landwirtſchaft, 
die ungern von ihrem Acker hergibt. Es ſind 
Fehler eines Zeitalters, es ſind Entwickelungen, 


an denen wir, ſoweit wir noch daran teil hatten, 


alle mitſchuldig ſind. 8 

Wir haben jedoch heute keine Zeit mehr, be: 
gangene Fehler zu entſchuldigen und alles beim 
alten zu laſſen, wir haben vielmehr die Pflicht, 
zu erkennen und zu verbeſſern, und zwarohne 
Aufſchub. Und wenn die geſetzlichen Beſtim⸗ 
mungen noch nicht da ſind, die hier einzig und 
allein fruchtbringenden Wandel ſchaffen können, 
ſo müſſen ſie eben verlangt werden! Auch das iſt 
eine würdige Aufgabe des „Heimatſchutzes“! 
Trockene Geſetze können in dieſem Sinne mit 
kleinem Aufwand kulturell produktiver wirken als 
alle Bemühungen des alten Heimatſchutzes um 
einzelne äſthetiſche und kulturelle Fragen. 

Wohl hat die Gemeinde Saarau manches 
getan ſeit Kriegsende, um hier zu helfen und zu 


beſſern, ſo gut es irgend geht. Sie hat einige 
menſchenwürdige Kleinwohnungen in Mehr- 
familienhäuſern geſchaffen, und De hat nach fünf⸗ 
jährigen Verhandlungen mit dem Gutsbezirk end⸗ 
lich das in Abb. 6 gekennzeichnete Gelände käuflich 
erworben, als erſten Schritt zur Abrundung und 
Erweiterung. Eine vorhandene gemeinnützige 
Baugenoſſenſchaft hat endlich nach fünfjährigen 
Bemühungen zwei Einfamilienhäuſer auf dem 
oben bezeichneten Gelände errichtet. Wieviel bleibt 
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Abb. 5. Idealer Überſichtsplan des Ortes Saarau für zukünftige Geſtaltung. 
Maßſtab 1: 25000. 


jedoch noch zu tun, und wie ſchwer wird die weitere 
Arbeit ſein, nachdem faſt das ganze zur Verfügung 
ſtehende Gelände über Gebühr ausgenutzt iſt! 
Von dem Gemeindegebiet in einer Geſamtgröße 
von ca. 39 Hektar iſt 
ca. 3,5 Hektar Waſſerfläche, 


2 = Induſtrie (Mühle), 

6,5 Eeiſenbahn⸗- und Straßenland, 
10 - Unland, Nutz⸗ und Erholungs- 
grünfläche, 

- 17 Nettobauland, 


d. h. es kommen auf ein Hektar Nettobauland 
ca. 190 Einwohner, während wir doch hier in rein 
ländlicher Gegend höchſtens mit 80 bis 100 Köpfen 
je 1 Hektar rechnen dürfen. 

Die Gemeinde verfügt zwar über einen Sport⸗ 
platz, und Badegelegenheit iſt in dem großen 
Waſſerloch an der Dampfmühle vorhanden. Es 
mangelt jedoch an jeder einheitlichen Führung 
irgend welcher Grünanlagen, an kleinen Nutz- und 
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Pachtgärten für die gartenloſen Wohnungen, vor 
allem aber an einer organiſchen Löſung des 
Straßennetzes. Die beiden Hauptſtraßen ſtoßen 


an ihrer Kreuzung mit dem Induſtrieanſchluß— 
gleis zuſammen, durch eine Schranke wird der ge— 
ſamte innere Verkehr des Ortes unterbunden, Um— 
gehungsſtraßen, die den Durchgangsverkehr um 
den Ortskern herumleiten könnten, ſind überhaupt 
Es fehlt an einem Hauptplatz, 


nicht vorhanden. 
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Fall iſt. Ein gerade zufällig zur Verfügung 
ſtehendes Grundſtück weiter nördlich an der Haupt⸗ 
ſtraße zwingt daher zum Platz D Im Zuſammen⸗ 
hang damit wird die Verbindung der beiden an⸗ 
ſchließenden Blöcke mit dem neuen Hauptplatz und 
der Hauptſtraße verbeſſert unter Umgehung der 
Kreuzung bei Platz G. Zwiſchen Induſtrie und 
Ort wird eine nördliche Umgehungsſtraße vor— 
geſchlagen, die die beiden Kunſtſtraßen nach 


Maßſtab 1: 12500. 


an dem ein Gemeindehaus errichtet werden könnte, 
und es fehlt an einem geeigneten Bahnhofsvor⸗ 
platz. Von einer geſunden und zweckentſprechenden 
Blockaufteilung iſt in keiner Weiſe die Rede. 

Als erſte Maßnahme ergibt ſich alſo für die 
Gemeinde die Notwendigkeit, in und mit dem Vor⸗ 
handenen Ordnung zu ſchafen. Abb. 4 zeigt den 
entſprechenden Verſuch. Mit einer Verlegung des 
Induſtrieanſchlußgleiſes aus dem Ort heraus iſt 
in den nächſten dreißig Jahren nicht zu rechnen, 
wenn nicht außergewöhnliche Umſtände bedeutende 
induſtrielle Anlagen im Nordoſten erſtehen laſſen, 
in deren Verbindung dann ein neuer Perſonen⸗ 
und Güterbahnhof öſtlich des Oxtes angelegt 
werden könnte. Infolgedeſſen muß auch auf die 
Anlage eines neuen Bahnhofsvorplatzes ver⸗ 
zichtet werden. Auch der neue Markt und Haupt⸗ 
platz laſſen ſich nicht, wie es gut wäre, an dem 


Kreuzungspunkt der beiden Hauptſtraßen ſchaffen, 


E. wie es im idealen Überſichtsplan in Abb. 5 der 


Laaſan und Conradswaldau verbindet 
und gleichzeitig die Induſtrie vom Ort trennt. 
Nutzgrünſtreifen an dieſer Straße ſollen einen 
Schutzgürtel gegen die Induſtrie ſchaffen. Im 
ſüdlichſten Zipfel wird eine große öſtliche Um— 
gehungsſtraße vorbereitet. Im übrigen 
wird durch ſinngemäße Straßenabbiegungen, 
durch Flächennutzungsverteilung das Bild des 
Ortes nach Möglichkeit verbeſſert. Das Innere 
der Blöcke wird gegen Verbauung geſchützt. Das 
Kleingewerbegebiet wird an die Induſtrie an— 
geſchloſſen. So gering dieſe Verbeſſerungen, ge— 
meſſen am Idealzuſtand, ſein mögen, ſo ſchwer 
wird doch der Gemeinde deren Durchführung 
fallen. Die Straßenverbreiterungen und die 
wenigen Durchbrüche allein ſtellen ſchon eine 
ſchwierige Aufgabe dar. Ja, ſelbſt wenn es ge- 
lingen ſollte, alles dies durchzuführen, kann bet- 
ſpielsweiſe die Anlage neuer Induſtrie im Weſten 
auf dem Gelände, das zur Gemarkung Peterwitz 


Zë 
E 


OH 


ca? 


d 


LU 


K 


Bn 


— 
D 
SCH 


Gei 


lu iR mm 
GEM | 


8 


[273 


Zi 
"Weih "SH 
WV 
RR 


A Ze meer ( 


(ad $ 

LEE iw E ER e 8 
172199. — Zoe D 
sun ene 


Abb. 7. 
Plan der holländiſchen ſtaatlichen Gruben „Emma“ und 
„Heinrich“ bei Heerlen, unweit der deutſchen Grenze. 
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Abb. 8. Anſicht aus einem Wohnviertel der beiden holländiſchen Gruben. 
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gehört, jeden Verbeſſerungsverſuch vergeblich 
machen. Dieſes anſchließende Gelände gehört einer 
der vorhandenen Induſtrieunternehmungen. Die 
Nachbargemeinde kann nach den beſtehenden Ge- 
ſetzen nicht gezwungen werden, ſich den Erweite⸗ 
rungsplänen und Nutzungseinteilungen von 
Saarau anzuſchließen. Das kann zur Folge haben, 
daß hier neue Schlote im Weſten ihren Qualm 
über den unglücklichen Ort dahinwälzen, und daß 
der Ort mehr noch als bisher ſeine Ausdehnung 
im Süden im Konflikt mit dem Gutsbezirk ſuchen 
muß. Wiederum eine würdige Aufgabe 
des „Heimatbaues“: die zwiſchen— 
gemeindliche oder übergemeindliche 
Regelung ſchaffen zu helfen. 


Um jedoch die ganze Größe der Aufgabe für die 
Ortserweiterung des Ortes Saarau zu zeigen, iſt 
Abb. 5 beigegeben. Sie gibt den idealen Über- 
ſichtsplan des Ortes, jo wie er ſich ohne hem— 
mende Kreis- und Gemeindegrenzen, 
ohne den Widerſtand eines vorhan- 
denen Gutsbezirks hätte bilden können und 
müſſen. Weſentlich iſt an dieſem Planbild, daß 
die Eiſenbahnanlagen ganz aus dem Ort heraus- 
genommen und öſtlich vor den Ort gelegt und in 
unmittelbaren Zuſammenhang mit der Induſtrie 
gebracht ſind. Perſonen⸗ und Güterbahnhöfe 
können ſich ohne ſtörende ſchienengleiche Straßen— 
kreuzungen entwickeln, die nötigen Umgehungs⸗ 
ſtraßen ſorgen für die gute Verbindung der Nach⸗ 
bardörfer mit dem Bahnhof. Weſentlich iſt ferner 
die beſſere Anlage des zentralen Marktplatzes, wie 
überhaupt die beſſere organiſche Durchbildung be⸗ 
züglich der Straßen und Plätze, und endlich iſt 
hierbei die Anlage der Nutz- und Erholungsgrün⸗ 
flächen beſſer geregelt. 


Abb. 6 zeigt, wie die Gemeinde ſchrittweiſe ein⸗ 
zelne Flächen in die Ortserweiterung einbeziehen 
müßte, wie ſie ſo im Sinne eines vorhandenen 
Erweiterungsplanes Bodenpolitik treiben müßte, 
ſie zeigt aber auch, wie ſchwer es ſein wird, ein 
ähnlich geſtecktes Ziel jetzt nach Schaffung der vor⸗ 
handenen Tatſachen zu erreichen; denn beiſpiels⸗ 
weiſe hat die Gewinnung der Flächen, die im mr: 
gangenen Jahre 1925 erworben wurden, im 
Grunde ſieben Jahre an Zeit für Verhandlungen 
erfordert, und da das Gut Fideikommißbeſitz iſt, 
und daher die Aufſichtsbehörde die Erlaubnis zu 
jedem Verkauf geben muß, iſt die Auflaſſung bis 
heute noch nicht erfolgt. Es iſt nicht anzunehmen, 
daß künftighin Gelände-Ankaufsverhandlungen 
ſchneller zum Ziel führen, ſondern der Haupt⸗ 
gegner, der Gutsbezirk, wird weiteres Gelände 
immer ſchwerer hergeben. 

Der in Abb. 5 gezeigte Plan iſt vom Stand⸗ 


punkt der geſunden und zweckmäßigen Auffaſſung 
keine Utopie. Es mag ſchwer, vielleicht ſogar in 


ches 
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einzelnen Punkten unmöglich ſein, ihn durchzu- 
führen. Das kann uns aber nicht im geringſten 
hindern, eine ähnliche Ortsbildung für unum⸗ 
gänglich nötig zu erklären. Daß in anderen 
Ländern heute bereits ähnliche Utopien Wirklich- 
keit und Selbſtverſtändlichkeit geworden ſind, zeigen 
die beiden Abbildungen 7 und 8. Abb. 7 gibt die 
Geſamtanlage der holländiſchen ſtaatlichen Kohlen— 
bergwerke „Emma“ und „Heinrich“ nicht weit von 
Heerlen an der deutſchen Grenze. Das Ein— 
familienhaus des Arbeiters gehört mit zu dieſer 
Selbſtverſtändlichkeit. In unmittelbarer Nähe 
der Gruben liegen die Wohnſiedlungen der Ar- 
beiter, die zuſammen ca. 7000 Menſchen beber- 
bergen. Abb. 8 zeigt einen Ausſchnitt aus den 


eben erwähnten Wohnſiedlungen der beiden hol- 


ländiſchen Kohlengruben, deren Grundlage Eigen- 
heim und Eigengarten des Bewohners iſt. Aus 
beiden Abbildungen iſt zu erſehen, wie aus 
Gruben und Ortſchaft ſich eine Einheit gebildet 
hat, ſo daß die Erſcheinung der Induſtrie, der 
Förderſchächte und Türme nichts Störendes an 
ſich hat, weder für die Wohnviertel noch für die 
Landſchaft. Induſtrieanlagen und Wohngebiete 
geben hier das erſtrebenswerte Bild einer neuen 
Einheit. Die ſich für uns Schleſier mit dem Wort 
„Grubengebiet“ verbindende ſchreckliche Vorſtellung 
rückſichtsloſeſter Behandlung der Natur erfährt 
vor dieſem holländiſchen Grubengebiet eine 
bemerkenswerte Wandlung. Der Begriff der Ar- 
beit, der Induſtriearbeit, verliert hier ſeine 
Schrecken. Dieſe holländiſchen Siedlungen ſind 
allerdings unter weſentlicher Mithilfe des Staates 
entſtanden. Zweifellos wird man auch bei uns 
dieſe Arbeit, die zum großen Teil im allgemeinſten 
Sinne kulturfördernd und -mehrend iſt, nicht allein 
den Gemeinden überlaſſen dürfen. Es wäre die 
Aufgabe des Staates, dies zu erkennen. 
Augenblicklich können wir in Deutſchland auf 
dem Gebiete des Bebauungsplanweſens nicht 
anders arbeiten, als daß wir die früher gemachten 
Fehler unterſuchen, die Verbeſſerungsmöglichkeiten 
feſtſtellen und immer wieder an Hand des idealen 
Planbildes darauf hinweiſen, wie es heute gemacht 
werden müßte und wohin wir zu ſtreben haben. 
Die Wege nach dieſem Ziel werden je nach den 
Verhältniſſen ſtets verſchieden ſein. Eins aber iſt 
ſicher: iſt überhaupt ein Bebauungs- 
plan der Spiegel des ganzen wirt⸗ 
ſchaftlichen und kulturellen kommu⸗ 
nalen Willenseiner Gemeinde — und 
ich glaube das —, ſo wird es auchunter 
den heutigen ſchweren wirtſchaft⸗ 
lichen Verhältniſſen für unſere 
Kleinſtädte wichtig und notwendig 
ſein, aufdieſem Wege fortzuſchreiten. 
So wie ſich ſelbſtverſtändlich dieſe einzelne Aufgabe 
aus dem ganzen Aufgabenkomplex unſerer heutigen 


se eeiettféee 5 e i m 
Entwicklung nicht herausſchälen läßt, ſo wird meinden in eine Entwicklung gedrängt werden, die 


andererſeits von ihrer Löſung eine hervorragende 
befruchtende Wirkung ausgehen auf das ganze 
Land. Die Kleinſtädte können ſo einen Anſtoß 
geben für immer dringender zu verlangende 
Kultur unſeres flachen Landes. Der „Heimat⸗ 
bau“ hat hier ein unermeßliches Tätigkeitsfeld. 
Die einmal in Angriff genommene Arbeit wird 
ſtets neue Arbeiten im Gefolge haben. Gerade der 
Heimatſchutzgedanke kann hier dazu beitragen, daß 
nicht lediglich ſtürmiſch und allzu raſch überall 
weiter entwickelt wird, daß nicht unnötig Ge⸗ 


ſie zu ſtark belaſtet, ſondern daß gerade die ge⸗ 
ſunden und brauchbaren Wurzeln der Entwickelung 
erkannt und gepflegt werden. 

Es wird ſich aber im Kommenden 
ſtets um die produktive Auffaſſung 
von einer neuen Zeit handeln. Der 
Glaube an den Sieg des Nötigen 
und Guten wird dem Gedanken des 
Heimatſchutzes auch auf dieſem Ge— 
biet des Siedlungsweſens inneres 
Leben und den Erfolg beſcheren. 


Der Wohnungsbau in OGberſchleſien. 


Vom Bezirkswohnungsaufſichtsbeamten Regierungs- und Baurat Müller in Oppeln. 


€: wäre falſch zu behaupten, daß Oberſchleſien 
nur zu klagen und zu fordern verſtünde. Wer 
ſich in letzterer Zeit von der Stimmung in den für 
den Wohnungsbau zuſtändigen Kreiſen, ſei es im 
oberſchleſiſchen Städtetage, im Verbande der Bau⸗ 
genoſſenſchaften oder dem oberſchl. Baugewerbe, 
überzeugen durfte, konnte mit Befriedigung feſt⸗ 
ſtellen, daß alle verantwortlichen Vertreter der 
oberſchleſiſchen Bevölkerung mit wärmſtem Dank 
die tatkräftige Unterſtützung der Provinz durch 
Staat und Reich anerkennen. Die Not iſt zu groß, 
als daß ſie ſich von heut auf morgen beheben ließe, 
aber man hat doch das ſichere Gefühl, daß den Ver- 
ſprechungen auf Hilfe nun auch die Hilfe ſelbſt 
gefolgt iſt, und daß jedenfalls im Rahmen der 
Leiſtungsfähigkeit der Reichs- und Staatsfinanzen 
bereits umfaſſende Fürſorgemaßnahmen eingeſetzt 
haben. Schon in den vorigen Jahren waren 
wenigſtens Anſätze zu einer Beſſerung der ober— 


ſchleſiſchen Wohnungsverhältniſſe vorhanden, einen. 


merklichen Schritt vorwärts geführt hat aber ganz 
beſonders das Jahr 1925. Die nachfolgende Zu⸗ 
ſammenſtellung der dem Bezirk zugefloſſenen Bau⸗ 
mittel geſchieht zwar nicht ganz ohne Bedenken. 
Es ſind aber in letzter Zeit in der Offentlichkeit — 
und nicht nur im Bezirk ſelbſt — ſo viel irrtüm⸗ 
liche Auffaſſungen über die oberſchleſiſchen Woh- 
nungsnot⸗ und Bauverhältniſſe zum Ausdruck ge⸗ 
kommen, daß ſich die Veröffentlichung des amt⸗ 
lichen Zahlenmaterials geradezu als notwendig 
herausgeſtellt hat. 


Der ſtabilſte Faktor in der Finanzierung des 
Wohnungsbaues iſt nach dem zurzeit laufenden 
Verfahren die Hauszinsſteuerhypothek. An Mitteln 
hierzu ſtehen den Gemeinden zunächſt die Neu⸗ 
bauanteile des eigenen Hauszins⸗ 
ſteueraufkommens zur Verfügung. Sie 


betrugen für Oberſchleſien rund 3 Millionen. 


Reichsmark. Wegen des langſamen Eingehens der 
Beträge hat die Staatsregierung der Provinz 


wiederholt Vorſchüſſe in beträchtlicher Höhe über— 
wieſen, wodurch eine ſchnellere Fertigſtellung der 
begonnenen Wohnungsbauten ermöglicht wurde. 

Da ſie indeſſen auf dem Abrechnungswege wieder 
eingezogen wurden, ſo kommen dieſe Vorſchüſſe als 
Sonderzuweiſung für die Finanzierung nicht in 
Betracht. 

Bei dem geringen eigenen Aufkommen der 
Hauszinsſteuer war Oberſchleſien natürlich nicht 
in der Lage, die großen Laſten der Unterbringung 
einer durch den Flüchtlingszuſtrom verſtärkten Be⸗ 
völkerungszunahme auch nur im entfernteſten 
allein zu tragen. Der Provinz wurden daher vom 
Miniſterium für Volkswohlfahrt 8,6 Mill. Re 
aus dem ſtaatlichen Wohnungsfür⸗ 
ſorgefonds zugewieſen, d. h. etwa das Fünf⸗ 
fache deſſen, was aus Oberſchleſien in dieſen Fonds 
hineingefloſſen iſt. 

Neben dieſen für die Gewährung von Hauszins⸗ 
ſteuerhypotheken beſtimmten Beträgen wurden 
noch 16 Millionen Re aus jtaatlichen 
Mitteln zur Bewilligung von Zwiſchen⸗ 
krediten auf erſtſtellige Hypotheken ` bereit: 
geſtellt. Hierzu kamen noch 520000 RN für 
die Gewährung von Staatsdarlehen für 
Staatsbedienſtete (Arbeitgebertilgungs— 
hypotheken). 

Wertvoll war ferner die Erhöhung des 
Stammkapitals der Wohnungsfür⸗ 
ſorgegeſellſchaft, an der ſich der preußiſche 
Staat mit weiteren 13 Millionen RA be⸗ 
teiligte. Auch dieſer Betrag iſt ausſchließlich der 
Wohnungswirtſchaft der Provinz zugute ge⸗ 
kommen. 

Auch das Reich hat ſich neuerdings wieder in 
ſtarkem Maße an der Verbeſſerung der Wohnungs⸗ 
verhältniſſe der Flüchtlinge beteiligt und zwar mit 
insgeſamt 5 Millionen RA. Hiervon diente 

1 Million Re der Errichtung von reichs-⸗ 
SE Flüchtlings wohnungen, 
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Behind 4 Millionen in Geſtalt von Zuſatz⸗ 
hypotheken von 2000 % je Wohnung zu den 
mit Hauszinsſteuerhypotheken unterſtützten Flücht⸗ 
lingswohnungen zur Verwendung kamen. 

An weiteren Reichsmitteln für die Unter⸗ 
bringung von Reichsbedienſteten iſt durch 
das Landesfinanzamt, durch Poſt und Reichsbahn 
etwa 1 Million im laufenden Geſchäftsjahr 
nach Oberſchleſien gefloſſen. 

Ebenſo wie im vorhergehenden Jahre hat auch 
1925 wieder der Bau von Landarbeiter⸗ 
wohnungen weſentlich gefördert werden 
können. Hierfür ſind aus Mitteln der produfe 
tiven Erwerbsloſenfürſorge rund 
2 Millionen RA zur Verfügung geſtellt 
worden, womit 680 Landarbeiterwohnungen 
errichtet worden ſind. 

Im ganzen haben hiernach für Wohnungs⸗ 
bauzwecke in Oberſchleſien im Rechnungsjahre 
1925 aus öffentlichen Mitteln rund 23 Mill. 
Reichsmark zur Verfügung geſtanden. Infolge⸗ 
deſſen konnten nach den E Ergebniſſen der 
. vom Oktober 1924 bis 

Oktober 1925 tatſächlich 5 0 O00 neue Woh⸗ 
i ungen fertiggeſtellt werden, gegenüber 
4300 Wohnungen im gleichen Zeitraum des Vor- 


jahres. Außerdem waren am 1. Oktober 1925 
noch 3780 Wohnungen im Bau begriffen, 


von denen inzwiſchen noch ein großer Teil vollendet 
worden iſt. Dieſe Ziffern des Jahresbaupro— 
gramms bedeuten die Höchſtleiſtung, die in 
den Nachkriegsjahren im oberſchleſiſchen Woh— 
nungsbau erreicht worden iſt. Hierdurch wurde es 
ermöglicht, wenigſtens den allerdringendſten Miß⸗ 
ſtänden abzuhelfen: Die in den früheren Jahren 
mit Flüchtlingsfamilien belegten Schulen und 
anderen öffentlichen Gebäude ſowie ab⸗ 
gängigen Baracken des Induſtriegebietes konnten 
geräumt werden, bezw. ſtehen die für die Um⸗ 
quartierung eines kleinen Reſtes ſolcher Flücht⸗ 
linge vorgeſehenen Neubauwohnungen kurz vor 
der Fertigſtellung. 

Gerade dieſe Aufgabe der ſyſtematiſchen 
Räumung der bedenklichen Not⸗ 
unterkünfte wie der wohnlichen Unterbrin- 
gung der Flüchtlinge überhaupt erforderte 
das beſondere Intereſſe des Regierungspräſidenten 
E die zweckmäßige Weiterleitung und 
iberwachung der ordnungs mäßigen Ver— 
wendung der Mittel. Mit Rückſicht auch auf 
die politiſche Bedeutung des Wohnungs— 
baues in Oberſchleſien erfolgte die Unterverteilung 
im Bezirk auf Grund des Ergebniſſes von Be⸗ 
1 RnE: des Oberpräſidenten mit den Cher: 
zürgermeiſtern und Landräten hinſichtlich der 
grundſätzlichen Fragen, ſowie im einzelnen — 
wenigſtens bei den größeren Raten — nach An⸗ 
hörung des Siedlungsbeirates. Außer⸗ 


dem wurden bezüglich der Verwendung der beſon— 
deren Mittel für den Flüchtlingswohnungsbau die 
Vertreter der Flüchtlinge beim Regierungspräſi⸗ 
denten beratend hinzugezogen. Den Gemeinden 
wurde die Auflage gemacht, daß die Unterver- 
teilung bei ihnen im Benehmen mit den 
Flüchtlings vertretungen zu erfolgen 
hat. Entſprechend den für die einzelnen Verfahren 
von den Zentralbehörden aufgeſtellten Grundſätzen 
wurden die Städte und Landkreiſe des Induſtrie⸗ 
gebiets, die unter einer durch den Flüchtlings⸗ 
zuſtrom hervorgerufenen beſonderen 
Wohnungsnot zu leiden haben, bevorzugt 
berückſichtigt. Verſuche zur Feſtlegung eines be— 
ſtimmten Verteilungsſchlüſſels ſchei— 
terten an der Unzuverläſſigkeit des ſtatiſtiſchen Ma⸗ 
terials, das bei der Schwierigkeit der Erhebungen 
trotz größter Sorgfalt bei den Gemeinden ſelbſt 
nicht immer einwandfrei zu beſchaffen war. Ins⸗ 
beſondere konnte nicht die Zahl der bei den Woh⸗ 
nungsämtern eingetragenen Wohnung⸗ 
ſuchenden zum Gradmeſſer für die örtliche 
Wohnungsnot genommen werden. Einen etwas 
zuverläſſigeren Anhalt für die Beurteilung boten 
dagegen die feſtſtehenden Ziffern der Bevöl⸗ 
kerungszunahme in den einzelnen Ge— 
meinden auf Grund der amtlichen Volkszählung. 
von 1919 und 1925, in der ja auch die Zahl der 
zugewanderten Flüchtlinge mit Ee iſt. Aber 
auch hierbei mußten die örtlichen Sonder- 
verhältniſſe, z. B. die wirtschaftliche 
Schwächung einzelner Gemeinden infolge Durch- 
ſchneidung des früheren Gemeinde— 
gebietes durch die neue Grenzziehung, wie auch 
ein geringes Gemeindeaufkommen für den Neu: 
bauanteil an der Hauszinsſteuer, Zuſammenſetzung 
der Bevölkerung überwiegend durch Angehörige 
des Arbeiterſtandes und ähnliche ungünſtige Vor⸗ 
ausſetzungen, zu einer unterſchiedlichen Behandlung 
der Gemeinden führen. Trotz eingehender Bera- 
tungen wurden infolge der Anſprüche der unter⸗ 
einander wetteifernden Gemeinden gerade des 
oberſchleſiſchen Induſtriegebietes einheitliche Vor⸗ 
ſchläge ſeitens der einberufenen Beiratsausſchüſſe 
nicht herausgebracht, ſodaß letzten Endes der "e: 
gierungspräſident ſelbſt die Entſcheidung zu treffen 
gezwungen war, der im übrigen ja auch als Kom⸗ 
munalaufſichtsbehörde am beſten über die Nöte der 
Gemeinden unterichtet und als neutrale Stelle an 
der gedeihlichen Entwickelung aller Gemeinden 
gleichmäßig intereſſiert iſt. 

Die durch den örtlichen Baumarkt gegebenen 
Vorausſetzungen hinſichtlich der Löhne und 
Materialpreiſe ſind in Oberſchleſien für 
den Wohnungsbau keineswegs ungünſtig. Mit 
dem Durchſchnittsſatz der Hauszinsſteuerhypothek 
von 4000 % und bei deren augenblicklicher Ver— 
zinſung mit 1 v. H. können die unrentier⸗ 
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lichen Baukoſten für eine Kleinwohnung im 
allgemeinen gedeckt werden. Dies wird 
jedenfalls auf dem Lande zutreffen, wo mehr als 
ein Drittel der Wohnungen des überraſchend 
großen Bauprogramms erſtellt worden iſt, und 
auch bei einem Teil ſolcher Bauten in den Städten, 
für die die Wohnungsanwärter durch Mietsvor⸗ 
auszahlungen oder Darlehen finanzielle Mithilfe 
zu leiſten vermögen. Auf dies Verfahren der tun- 
lichſten Heranziehung des Privatkapi⸗ 
tals kann für den Wohnungsbau nicht verzichtet 
werden, ſelbſt auf die Gefahr hin, daß ein Teil der 
Wohnungen nicht gerade für Minderbemittelte 
bereit geſtellt wird. Letzteren erwächſt aber gleich— 
zeitig damit der mittelbare Vorteil der Freimachung 
von Altwohnungen. Nach den bisherigen Erfah⸗ 
rungen wird daher zwecks Haushaltung mit den 
öffentlichen Mitteln an den bisherigen Durch- 
ſchnittsſätzen feſtgehalten werden 
können. Für die Unterbringung min der⸗ 
bemittelter Bevölkerungskreiſe iſt 
hierbei allerdings Vorausſetzung, daß auch für den 
ſogenannten rentierlichen Teil der Baukoſten 
noch Sonderhilfe in Geſtalt von gering verzins- 
lichen Zuſatzhypotheken einſetzt. Dies gilt 
namentlich für die Flüchtlinge, für die wie bisher 
Reichszuſatzhypotheken notwendig werden, ferner 
für minderbemittelte kinderreiche Familien und 
Schwerkriegsbeſchädigte die dafür vorgeſehenen 
Sonderzuſatzhypotheken, ebenſo wie für die Reichs⸗ 
und Staatsbeamten die Arbeitgeber-Tilgungshypo⸗ 
theken. Denn neben der Beſchaffung der erforder— 
lichen Baugelder iſt gleich wichtig die Frage der 
Mietpreisbildung, die ohne ſolche 
Sonderbeihilfen für die vorwiegend unterzubrin- 
genden Minderbemittelten nicht tragbar ſein würde. 
Da für dieſe Zwecke, wie eingangs erwähnt, 
Sondermittel für Oberſchleſien zur Verfügung ge 
ſtellt worden ſind, ſind hier die Vorausſetzungen für 
die Einhaltung der Durchſchnittsſätze der Hauszins⸗ 
ſteuerhypothek gegeben, obwohl nicht zu verkennen 
iſt, daß auch trotzdem die Schwierigkeiten der 
Finanzierung nicht reſtlos behoben werden. Der 
Umfang des Jahresprogrammes iſt jedenfalls ein 
Beweis dafür, daß die Bauluſt außerordentlich rege 
war, und daß die hier und da ſelbſt von Gemeinde— 
ſeite ausgeſprochene Befürchtung, daß die 
Hauszinsſteuerhypotheken in ihren Durchſchnitts⸗ 
jagen keine Abnehmer finden würde, un- 
begründet iſt. Nach den hieſigen Beobach— 
tungen fanden Schwierigkeiten in der Finanzierung 
der Bauvorhaben ihren hauptſächlichen Grund in 
der außerordentlichen Uberſpannung der 
B au programme in den einzelnen Ge— 
meinden. Hierauf ſind auch faſt alle bisherigen 
Klagen über ungleiche Behandlung der Bauherren 
und insbeſondere über das langſame Tempo der 
Weiterleitung der öffentlichen Mittel durch die Ge— 


meinden zurückzuführen. Das Bauprogramm war 
mancherorts ſo groß, daß die Mittel fehlten, um 
für alle angefangenen Wohnungsbauten rechtzeitig 


auf jeden Fall unwirtſchaftlich, da an 
Stelle der öffentlichen Mittel Bankkredite zu 
hohen Zinſen aufgenommen werden müſſen, was 
auf eine unnötige Erhöhung der Miete gerade in 
der erſten Zeit hinausläuft. Außerdem werden 
durch außergewöhnlich hohe Anſprüche an den 
Baumarkt Löhne und Materialpreiſe 
in dieſen Gemeinden künſtlich heraufge— 
ſchraubt. Die Mittel des nächſten Jahres 
werden aber unter ſolchen Umſtänden faſt reſtlos 
für Sanierungszwecke in Anſpruch genommen, jo- 
daß neue Wohnungen in der nächſten Bauperiode 
kaum noch in Angriff genommen werden können, 
wodurch alsdann das Baugewerbe zu einer uner— 
wünſchten Beſchäftigungsloſigkeit verurteilt wird. 
Die aufgetretenen Schwierigkeiten liegen alſo nicht 
ſo ſehr in der Wohnungsgröße begründet als 
vielmehr in dem Übermaß der Wohnungs zahl 
im Verhältnis zur jeweiligen Finanzierungsmög⸗ 
lichkeit durch die verfügbaren öffentlichen Mittel. 
Bei weitem der überwiegende Teil der in Cher: 
ſchleſien mit öffentlichen Mitteln erbauten Woh⸗ 
nungen beſteht aus Klein wohnungen von 
2 Stuben und Küche. Zwar machte die Une 
quartierung bezw. Neuaufſtellung von Verwal— 
tungsapparaten auch die Errichtung von Mittel— 
wohnngen in größerer Zahl für Beamte und Ange— 
ſtellte höherer Ordnung notwendig. Das Ober- 
präſidium und die Reichsbahndirektion in Oppeln, 
die Provinzialverwaltung in Ratibor, das Landes⸗ 
finanzamt in Neiſſe, die Kreisverwaltung in 
Guttentag, ſowie die Sitzverlegung der Verwaltung 
größerer Induſtrieunternehmungen aus dem abge— 
tretenen Gebiet brachte einen Bedarf an neuen 
Wohnungen, die durchſchnittlich 3—4 Zimmer 
haben mußten und durch die betreffenden Verwal- 
tungen mit Sonderunterſtützungen finanziert 
worden ſind. Abgeſehen von dieſen Ausnahmen 
aber ſind faſt durchweg kleine Wohnungen in Ober. 
ſchleſien gebaut worden. So z. B. entfallen von 
den 3505 Wohnungen, die die Wohnungsfürſorge— 
geſellſchaft in den Jahren 1924—1925 betreut hat: 
39 auf Einzimmerwohnungen, 2948 auf Zwei⸗ 
zimmerwohnungen, 353 auf Dreizimmer⸗ 
wohnungen und 165 auf Vierzimmerwohnungen. 
Eine Miete von 30 bis 50 M für eine Zwei⸗ 
zimmerwohnung von rd. 60 qm wird normaler- 
weiſe gefordert werden müſſen, ganz beſonders im 
Hinblick auf das allmähliche Anziehen der 
Mieten in den Altwohnungen, mp: 
durch ſich das Unterſchiedsverhältnis bei den augen⸗ 
blicklich zwar hoch erſcheinenden, ſpäter aber jtehen- 


S Lk Sl a Bas Ar Yo ae 


bleibenden Neubaumieten gegenüber den Alt- 
wohnungsmieten langſam abſchwächen wird. Wo 


beſondere Härten vorliegen, haben die Gemeinden 
die Möglichkeit der Gewährung von Zins zu⸗ 
ſchüſſen aus dem in Bildung begriffenen ge— 
meindlichen Wohnungsfürſorgefonds. Wenn da⸗ 
gegen, wie dies in letzter Zeit in Oberſchleſien 
mehrfach beobachtet worden iſt, Klagen über 
Mieten von 15 und 18 MH für eine Zweizimmer— 
wohnung laut geworden find, jo hat dies mit 
Mängeln der Finanzierung des Wohnungsbaues 
und der Mietpreisbildung nichts zu tun. Eine ſo 
niedrige Miete muß unter allen Umſtänden ſchon 
für die Unterhaltung, Amortiſation und Verwal⸗ 
tung gefordert werden und iſt nicht mehr herab⸗ 
zuſetzen. Daß ſelbſt dieſe Miete von einzelnen Be- 
völkerungskreiſen zurzeit nicht gezahlt werden 
kann, hängt lediglich mit der augenblicklichen und 
hoffentlich bald vorübergehenden Wirtſchaftskriſe 
des oberſchleſiſchen Induſtriegebiets zuſammen und 
der dadurch begründeten Er werbsloſigkeit. 
Für dieſe einzutreten iſt aber nicht Sache des Woh⸗ 
nungsbaues, ſondern Aufgabe der Gemeindefür— 
ſorgeämter. 

Sämtliche oberſchleſiſchen Gemeinden und 
Gemeindeverbände haben dem Wohnungs⸗ 
neubau als einer der wichtigſten Aufgaben nach der 
Überflutung des Bezirks durch den Flüchtlings- 
zuſtrom außerordentliches Intereſſe entgegen— 
gebracht. Sie haben insbeſondere den Maßnahmen 
zur Unterbringung der Verdrängten weiteſtgehende 
Unterſtützung zuteil werden laſſen und haben zum 
Teil auch ſelbſt durch Errichtung von gemeinde⸗ 
eigenen Bauten die Wohnungsnot zu lindern 
verſucht und zwar nicht nur für ihre eigenen Be⸗ 
amten, ſondern auch für die Obdachloſen. So z. B. 
hat die Stadt Gleiwitz 170 gemeindeeigene 
Kleinſtwohnungen von meiſt nur Stube und Küche 
gebaut in der richtigen Erkenntnis, daß es wirt⸗ 
ſchaftlich vorteilhafter iſt, Obdachloſe in 
Dauerwohnungen unterzubringen, als be- 
helfsmäßige Obdachloſenaſyle zu errichten, die nur 
zur vorübergehenden Unterkunft dienen könnten 
und deren Inſaſſen daher bezüglich ihrer endgül⸗ 
tigen Unterbringung letzten Endes doch wieder der 
Gemeinde zur Laſt fallen würden. Aufgaben dieſer 
Art können es den Gemeinden ratſam erſcheinen 
laſſen, ſich ſelbſt am Wohnungsbau zu beteiligen 
und Wohnraum in die Hand zu bekommen, über 
den ſie ſelbſt dauernd verfügen können. Im 
übrigen haben aber die oberſchleſiſchen Gemeinden 
die Erfahrung gemacht, daß der eigene Wohnungs- 
bau ſowohl ihren Verwaltungsapparat als auch 
ihre Kommunalfinanzen ſtark be: 
laſtet, ſodaß ſie künftig vorziehen werden, den 
Wohnungsbau den gemeinnützigen Geſellſchaften, 
Genoſſenſchaften und Privaten zu überlaſſen und 
ſich — jedenfalls bei den erſteren — durch Betei- 
ligung ausreichenden Einfluß zu ſichern. 


Bei m So 
Abgeſehen von den gutfundierten Beamten 
wohnungsvereinen der Vorkriegszeit hatte ſich die 
Unzahl der oberſchleſiſchen Baugenoſſen— 
ſchaften in der Hauptſache in den Jahren der 
beginnenden Wohnungsbautätigkeit von 1922 und 
1923 gebildet und zwar meiſt auf ſo ſch wacher 
Grundlage, daß ein großer Teil nur von 
kurzer Lebensdauer ſein konnte. Den Geſchäfts— 
führern fehlte nicht nur die Erfahrung, ſondern 
auch in Ermangelung eines geeigneten übergeord— 
neten Verbandes die Anleitung. Der frühere 
„Oberſchleſiſche Siedlungs- und 
Heimſtätten verband“ war nur ideell auf 
werbende Tätigkeit eingeſtellt, während ihm für die 
praktiſche Führung und Betreuung die Unterlage 
fehlte. Dies hatte ſchwere Rückſchläge zur Folge, 
wobei Verluſte und Zuſammenbrüche nur durch 
das Eintreten der Wohnungsfürſorge⸗ 
geſellſchaft als Treuhänderin für die öffent- 
lichen Mittel vermieden werden konnten. In der 
Erkenntnis dieſer Mängel ſchloſſen ſich nun im 
Jahre 1925 etwa 60 Genoſſenſchaften zu einem 
„Verbandederoberſchleſiſchen Heim⸗ 
ſtätten⸗ und Baugenoſſenſchaften“ 
zuſammen in dem Beſtreben, ſich den Bedingungen 
einer ſtraffen Führung und Beaufſichtigung durch 
den Reichsverband der Baugenoſſen— 
ſchaften in Berlin zu unterwerfen und da⸗ 
mit als Provinzialverband Anerkennung zu finden. 
Auf dieſer Grundlage wird es alsdann möglich 
jein, in größerem Umfange Anſchluß an den allge— 
meinen, Genoſſenſchaftskredit zu er⸗ 
langen. Das Berichtsjahr hat jedenfalls ſchon 
einen weſentlichen Schritt in der Geſundung und 
Feſtigung der oberſchleſiſchen Baugenoſſenſchaften 
vorwärts geführt. 


An der Durchführung der Bauprogramme der 
letzten Jahre hat die Wohnungsfürſorge⸗ 
geſellſchaft für Oberſchleſien G. m. 
b. H. hervorragenden Anteil genommen durch tech— 
niſche und finanzielle Betreuung der Bauvorhaben 
ſowie durch Bauberatung anhand ihrer gut durch— 
gearbeiteten Typenentwürfe. Die am 9. Februar 
1925 vollzogene Trennung der urſprünglich 
gemeinſamen „Siedlungs- und Wohnungsfür⸗ 
ſorgegeſellſchaft“ hat ſich in der günſtigſten Weiſe 
ausgewirkt. Der nunmehr ſelbſtändigen Woh— 
nungsfürſorgegeſellſchaft wurde wachſendes Inter⸗ 
eſſe ſeitens der Gemeinden entgegengebracht, ſo⸗ 
daß ein dem Aufgabenkreis der „Heimſtätte“ og: 
paßtes Geſellſchaftskapital zuſtande kam. Überdies 
wurde ſie in ihrer Geſchäftsentwicklung ſelbſtän⸗ 
diger und damit beweglicher, ſodaß der Umfang des 
Arbeitsgebietes voll ausgebaut werden konnte. 
Dies war um ſo wichtiger, als gerade in jener Zeit 
neben dem Heimſtättenbau ſelbſt bebe: 
tende Anforderungen an die Wohnungsfürſorge⸗ 
geſellſchaft durch die Löſung ſtädte baulicher 


9% ET Ri DN e Fe 


Aufgaben geitellt wurden. An der Schaffung 
der techniſchen Unterlagen für die Umgemein- 
dungspläne des oberſchleſiſchen Induſtrie— 
gebietes hat ſie bedeutenden Anteil nehmen können 
und iſt auch weiterhin mit den Vorarbeiten für 
den Generalſiedlungsplan befaßt wor⸗ 
den. Unter der Betreuung der Oberſchleſiſchen 
Wohnungsfürſorgegeſellſchaft wurden in der Zeit 
vom 1. Oktober 1924 bis 1. Oktober 1925 1881 
Wohnungen fertiggeſtellt, darunter rd. 1000 Land⸗ 
arbeiterwohnungen aus Mitteln der produktiven 
Erwerbsloſenfürſorge. Am 1. Oktober 1925 waren 
außerdem 1730 Wohnungen unter ihrer Leitung 
im Bau begriffen, darunter rd. 600 Landarbeiter 
wohnungen. 


Dieſer Aufgabe der Seßhaft machung 
von deutſchſtämmigen Landarbei— 
tern hat ſich die Wohnungsfürſorgegeſellſchaft mit 
beſonderem Eifer gewidmet und kann als Ver— 
fahrensträgerin auf ein durchaus befriedigendes 
Ergebnis der beiden letzten Jahre zurückblicken. 
Während die Zahl der in landwirtſchaft— 
lichen Betrieben Oberſchleſiens beſchäf— 
tigten Ausländer im Jahre 1914 7579 
betrug, waren im Jahre 1925 nur noch 3307 be⸗ 
ſchäftigt. Die Zahl it alſo auf rd. 44% herunter⸗ 
gegangen. 

Auch an der Unterbringung von Reichs- und 
Staatsbeamten hat die Wohnungsfürſorge⸗ 
geſellſchaft hervorragenden Anteil genommen, wo— 
von die zum Teil umfangreichen Heimſtättenſied— 
lungen, z. B. die der Schutzpolizeibeamten in Glei— 
witz, Peiskretſcham, Oppeln, Ratibor u. a. Zeugnis 
ablegen. Sie war ferner Verfahrensträgerin für 
die Anſiedlung der abgebauten Beamten. 
Unter dieſen befinden ſich 12 preußiſche, 49 Reichs 
beamte und 2 Lehrer. ; 


Zu den beſonderen Bevölkerungs- 
freijen, die der Wohnungsfürſorge bedürfen, 
gehören in Oberſchleſien aber in erſter Linie die 
Flüchtlinge. Ihre wohnliche Unterbringung 
war in den Vorjahren völlig unzureichend. Noch 
zu Beginn des Jahres 1925 waren in einzelnen 
Induſtriegemeinden bis zu zwei Drittel der 
Schulen mit Flüchtlingen belegt. Ein anderer Teil 
lag in Kaſernen und Notbaracken unter hygieniſch 
und ſittlich höchſt bedenklichen Verhältniſſen. Die 
tatkräftige Unterſtützung des Bezirks mit Staats— 
und Reichsmitteln im Berichtsjahre ermöglichte 
wenigſtens in dieſer Hinſicht eine merkliche Beſſe— 


rung. Es konnten rd. 2000 Flüchtlings- 
wohnungen gebaut werden, deren Fertig— 
ſtellung bis zum Ende des Geſchäftsjahres die Um— 
quartierung ſämtlicher Flüchtlinge aus den öffent⸗ 
lichen Gebäuden ſichert. Als Bauherr traten in der 
Hauptſache die Flüchtlingsbaugenoſſen— 
ſchaften auf, die ſich der finanziellen und tech— 
niſchen Betreuung durch die Wohnungsfürſorge— 
geſellſchaft bedienten. Trotz der großen Kinderzahl 
der oberſchleſiſchen Flüchtlingsfamilien wurden im 
allgemeinen nur Zweizimmerwohnungen gebaut, 
um mit den verfügbaren Mitteln eine möglichſt 
große Wohnungszahl zu erreichen. Denn es mußte 
als erſtes Ziel zunächſt erſtrebt werden, jeder 
Familie eine eigene Wohnung zu 
geben, nachdem die Flüchtlinge bisher mit 
mehreren Familien im ſelben Raume zuſammen 
gehauſt hatten. 

Neben die ſtaatliche Förderung des Wohnungs— 
baues trat im Berichtsjahre auch wieder (wie im 
Jahre 1922) der Bau von reichseigenen 
Flüchtlingswohnungen. Zu dieſen gab 
das Reich das Baugeld von 4—5000 N und lieferte 
außerdem Altmaterial aus abgebrochenen Flücht— 
lingslägern. Mit der Ausführung wurde die 
Deutſche Land- und Baugeſellſchaft 
G. m. b. H. in Berlin beauftragt, die in ähnlicher 
Weiſe bereits in Weſtdeutſchland Reichswoh⸗ 
nungen errichtet hatte. Im Jahre 1925 wurden 
in Oberſchleſien 336 derartige reichseigene Woh— 
nungen errichtet, deren Verwaltung und Belegung 
den betreffenden Gemeinden übertragen wurde. 
Die Fortſetzung dieſer Aktion im Jahre 1926 iſt 
eingeleitet worden. 

Wenn nunmehr auch erreicht iſt, daß wenigſtens 
die öffentlichen Gebäude von der Belegung mit 
Flüchtlingen freigemacht werden konnten, ſo bleibt 
doch die Not der in überbelegten Ein- 
zimmer wohnungen und in Notunter— 
fünften der Keller, Böden und Ställe hauſenden 
Flüchtlinge unvermindert beſtehen. Auch zu deren 
gleichfalls im dringenden öffentlichen Intereſſe 
liegenden Umquartierung werden noch weiter er— 
hebliche Reichs- und Staatszuſchüſſe erforderlich 
werden. In dankbarer Anerkennung der bis⸗ 
herigen Unterſtützung darf Oberſchleſien darauf 
hoffen, daß die Regierung und Parlamente durch 
Fortſetzung der eingeleiteten Fürſorgemaßnahmen 
auch in den nächſten Jahren im Rahmen des 
Möglichen weitere Entlaſtung zu bringen gewillt 
ſind. 
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Produktive Erwerbsloſenfürſorge. 


Von Dr. Speer, Oppeln. 


N: Probleme wirklicher produktiver Er⸗ 
werbsloſenfürſorge wurden bereits im vorigen 
Heft der Zeitſchrift behandelt. Die Wichtigkeit des 
Gegenſtandes läßt es angebracht erſcheinen, noch 
von anderen Grundſätzen aus an das Thema her— 
anzugehen. In den SS 32 u. 43 der Verordnung 
über Erwerbsloſenfürſorge vom 17. Februar 1924 
wurde erſtmalig die Gewährung von Darlehen 
oder Zuſchüſſen aus Mitteln der produktiven Er⸗ 
werbsloſenfürſorge für ſolche Arbeiten, die oe: 
eignet find, die Erwerbsloſigkeit zu beheben, vor- 
geſehen. Das für die Hergabe dieſer Mittel ein- 
geſchlagene Verfahren wurde dann durch die Ver⸗ 
ordnung vom 30. April 1925, Reichsgeſetzblatt 1, 
Seite 53, feſtgelegt. Hier trifft man auch als 
Hauptgrundſatz das Beſtreben, den Übergang 
großſtädtiſcher Arbeitskräfte in ein ländliches oder 
kleinſtädtiſches Arbeitsverhältnis zu fördern. 


Es wurde in oben genanntem Auſſatz ſehr richtig 
betont, daß wir nicht nur mit einer augenblick⸗ 
lichen Erwerbsloſigkeit in den Großſtädten vech- 
nen müſſen, ſondern daß dieſe Erwerbsloſigkeit ein 
Zeichen für eine Umſtellung der Wirtſchaft iſt, daß 
ſie alſo für eine lange Reihe von Jahren, wenn 
auch erheblich gemildert, anhalten wird. Ein 
Blick auf die Verhältniſſe in England, das ſeit meh— 
reren Jahren trotz wirtſchaftlicher, vollkommener 
Sanierung keine weſentlich geſunkene Zahl von 
Arbeitsloſen aufzuweiſen hat, beſtätigt dieſe An— 
nahme. Woher kommt das? 


Die Gründe hierfür ſind in der techniſchen Um⸗ 
ſtellung des gewerblichen Großbetriebes zu ſuchen. 
Es find einmal techniſche Rationaliſierungsbeſtre⸗ 
bungen, andererſeits wirkt eine fortſchreitende tech- 
niſche Dezentraliſation in dieſer Richtung. Die 
heutige Tendenz unſerer Wirtſchaft läuft unbedingt 
auf ſchärfſte Rationaliſierung hinaus. NRationali- 
ſierung der techniſchen Betriebsmittel und des tech- 
niſchen Arbeitsvorganges, Rationaliſierung der Ar- 
beit ſelbſt, iſt das einzige Mittel, um der auf das 
höchſte geſteigerten Konkurrenz des Auslandes zu 
begegnen, es iſt das einzige Mittel, um Deutjch- 
land wieder in die alte Stellung auf dem Welt⸗ 
markte hereinzubringen. Rationaliſierung bedeutet 
aber andererſeits auch eine dauernde Zunahme der 
Arbeitsloſigkeit in den Städten, weil einmal 
menſchliche Arbeitskraft durch Maſchinen erſetzt 
wird, andererſeits die menſchliche Arbeit rationeller, 
ausgiebiger genutzt wird. 

Zu dieſen Rationaliſierungstendenzen kommt 
noch das die Arbeitsloſigkeit in den Städten gleich— 
falls verſchärfende Problem der techniſchen Ze: 
zentraliſation. Die bisherige Wirtſchaftsentwick⸗ 
lung lief im weſentlichen auf Zentraliſierung der 


Produktion heraus. Es wird aber von Jahr zu 
Jahr deutlicher, daß von einer gewiſſen Grenze an 
das Zuſammenballen der Produktionsmittel an 
einer Stätte unwirtſchaftlich wird. Jeder Kon⸗ 
zentrationsprozeß hat eine Grenze, deren Über: 
ſchreitung Unwirtſchaftlichkeit bedeutet. So müſſen 
wir damit rechnen, daß Betriebsrationaliſierung 
— in gewiſſen Grenzen — gegen dieſes Kon— 
zentrationsbeſtreben ankämpfen wird und muß. 
Denn es iſt doch wahrhaftig nicht rationell, durch 
ein Weitertreiben der Konzentration die Ausgaben 
der Städte für Verkehrsmittel, die Verpflegungs⸗ 
ſchwierigkeiten der Arbeitermaſſen, die hygieniſchen 
und ſozialen Fürſorgepflichten der Werke und Kom⸗ 
munen nur noch zu vergrößern, Schwierigkeiten auf 
Schwierigkeiten zu türmen. In dieſem Augen— 
blick wird die Dezentraliſation zum Be⸗ 
ſtandteil der Rationaliſierung unſerer induſtriellen 
Arbeit. Auflöſung, auch nur Auflockerung der In⸗ 
duſtriezentren bedeutet aber andererſeits eine wei— 
tere Zunahme der dauernden Arbeitsloſigkeit 
in den Großſtädten. Hier kann und muß die De— 
zentraliſation ſelbſt zum Retter werden. 

Was wir brauchen, iſt meines Erachtens nicht 
in erſter Linie die Umſtellung eines Teiles unſerer 
Induſtriearbeiterſchaft auf andere Berufe. Auch 
eine ländliche Anſiedlung unſerer infolge 
Rationaliſierungsbeſtreben erwerbslos gewordenen 
Arbeitermaſſen iſt nicht die Löſung des Problems, 
nein, die Entwicklung muß dahin gehen, daß wir 
verſuchen, die Maſſenarbeitsloſigkeit durch eine ei: 
fache Umſiedlung — Umgruppierung — der brot— 
loſen Großſtadtarbeiter in dezentraliſierte, auf dem 
Lande gelegene Betriebe zu bekämpfen. Das 
Problem heißt nicht Landſiedelung, ſondern in= 
duſtrielle Umſiedlung. 

Wertvolle Vorarbeit für dieſe kommende Um— 
gruppierung kann ſchon jetzt durch Hilfsmaßnahmen 
aus Mitteln der produktiven Erwerbsloſenfürſorge 
erfolgen. Odlandkultivierung, Straßenbauten, 
Stauanlagen, überhaupt Erdarbeiten, für die zur⸗ 
zeit die Mittel der produktiven Erwerbsloſenfür⸗ 
ſorge (abgeſehen vom Landarbeiterwohnungsbau) 
faſt ausnahmslos gegeben werden, das ſind zum 
Teil doch Arbeiten, die ſehr wohl dringenderen, im 
Zuſammenhang mit dem eben berührten Problem 
ſtehenden Aufgaben untergeordnet werden müßten. 
Iſt es doch tatſächlich ſo, daß ein größerer Teil der 
geſamten Arbeiten in abſehbarer Zeit, beſonders 
aber bei der jetzigen Wirtſchaftslage, nicht in An⸗ 
griff genommen worden wäre, wenn nicht eben 
die genannten Gelder zur Verfügung ſtänden. 
Nehmen wir z. B. die Odlandkultivierung. Sie 
dürfte kaum zur Anſiedlung einer wirklich ins Ge- 
wicht fallenden Anzahl jetzt erwerbslos gewordener 
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Induſtriearbeiter führen. Zudem wird es jtets 
eine der größten Schwierigkeiten landwirtſchaft⸗ 
licher Siedlung ſein, in Induſtriebezirken aufge⸗ 
wachſene, erwerbslos Gewordene auf ländliche 
Tätigkeit umzuſtellen. Das Problem der land- 
wirtſchaftlichen Siedlung liegt im weſentlichen 
darin, Arbeitsmöglichkeit für den Nachwuchs aus 
der Landwirtſchaft zu ſchaffen. 

Eine der wichtigſten Vorbedingungen für die mit 
den Rationaliſierungsbeſtrebungen unſerer In⸗ 
duſtrie eng zuſammenhängende Dezentraliſation 
der gewerblichen Betriebe, die Verlegung der pro— 
duktiven Werkſtätten auf das Land, iſt unſtreitig 
die Wohnungsfrage. Es iſt eine viel zu 
wenig beachtete Tatſache, daß gerade auf dem Lande 
die Verhältniſſe im Wohnungsweſen zum Teil noch 
ſchlechter als in den Städten find. Die Oſtpreu⸗ 
ßiſche Heimſtätte ſtellte neulich für ihren Bezirk 
feſt, daß auf dem Land und insbeſondere in den 
Kleinſtädten — verhältnismäßig geſehen — eine 
viel drückendere Wohnungsnot als in den eigent- 
lichen Großſtädten beſteht. Das Gefährliche an 
dieſer Tatſache iſt, daß durch die jetzigen Maß 
nahmen zur Behebung der Wohnungsnot natur: 
gemäß auch in abſehbarer Zeit das Land wieder 
ſchlechter dabei wegkommt. In Oberſchleſien iſt es 
z. B. jo, daß infolge Bindung der aus dem ſtaat⸗ 
lichen Anteil der Hauszinsſteuer zur Verfügung 
ſtehenden Mittel (Wohnungsfürſorgefonds) durch 
die Flüchtlingswohnungsnot Hauszinsſteuerbau⸗ 
vorhaben auf dem Lande faſt gar nicht durchgeführt 
werden können. So bleiben nur die für die Er⸗ 
richtung von Landarbeiterwohnungen zur Ver⸗ 
fügung ſtehenden Mittel aus der produktiven Er- 
werbsloſenfürſorge übrig. Dieſer Zuſtand wird 
eine ſchwere Gefahr. Gerade der oberſchleſiſche 
Induſtriearbeiter, der zu einem großen Prozentſatz 
aus der ländlichen Zwergwirtſchaft ſtammt und 
demzufolge mit ländlichen Verhältniſſen auch ziem⸗ 
lich vertraut iſt, wird durch die ſtändig wachſende 
Wohnungsnot auf dem Lande mehr und mehr in 
die Großſtädte abgedrängt, in eine Entwicklung 
hineingezwungen, die zu der allgemeinen deutſchen 
Wirtſchaftstendenz in ſchärfſtem Gegenſatz ſteht. 

Des weiteren wird in Preußen, ganz allgemein 
geſprochen, die Vergebung der Gelder aus dem 
ſtaatlichen Anteil des Hauszinsſteueraufkommens, 
dem Wohnungsfürſorgefonds, in jedem Jahre von 
neuem das kaum lösbare Problem aufwerfen: 
Wem ſoll man die Gelder geben? Den großen 
Städten mit ihrer ſcharf an die Offentlichkeit 
tretenden Wohnungsnot, beſonders bei den unteren 
Bevölkerungsſchichten, den kleinen Städten mit zum 
Teil beſſeren Wohnungsverhältniſſen, aber einem 
nicht ausreichenden eigenen Hauszinsſteueraufkom⸗ 
men oder dem flachen Lande, für das tatſächlich 
nur ein Bruchteil der beabſichtigten Bauvorhaben 
aus den kärglichen Hauszinsſteueraufkommen oC: 


fördert werden kann? Auch hier die Forderung: 
haltet den ſtaatlichen Anteil der Hauszinsſteuer 
für die Städte frei und gebt dem flachen Lande und 
den Landſtädten Wohnungsbaumittel aus der pro— 
duktiven Erwerbsloſenfürſorge. Greifen wir noch— 
mals auf die eingangs erwähnten Probleme der 
Rationaliſierung der Induſtriearbeit und der De— 
zentraliſierung der induſtriellen Betriebe zurück. 
Es kommt hier noch ein zweites für den Klein— 
wohnungsbau ſehr wichtiges Problem hinzu, denn 
mit der Schaffung von Umſiedlungsmöglechkeiten 
der überſchüſſigen Induſtriearbeiterbevölkerung in 
dezentraliſierte Betriebe dadurch, daß wir Wyh⸗ 
nungen errichten, iſt es nicht getan. Genau ſo 
wichtig iſt die Forderung, daß die Verzinſung der 
Baukoſten ſich in erträglichen Grenzen hält, mit 
einem Wort, genau ſo wichtig iſt die Frage der 
Beſchaffung billig verzinslicher erſter Hypotheken. 
Mit dieſer Frage beſchäftigt ſich ſehr ausführlich 
eine Eingabe des „Sächſiſchen Heims“ an das 
ſächſiſche Arbeits-Wohlfahrtsminiſterium (Zeit⸗ 
ſchrift „Sächſiſche Siedlung“, Jahrgang 4, Nr. 3). 

Es beſteht in dieſem Jahre nicht nur für die 
in dieſem Aufſatze behandelten Sonderfälle — ſon⸗ 
dern ganz allgemein — die Gefahr für den Klein⸗ 
wohnungsbau, daß er ſich wegen Zinsüberlaſtung 
einfach totläuft. Was hilft es, wenn ich 4000 % 
vorläufig mit 1% verzinsliche Hauszinsſteuer— 
mittel erhalte, die zur Fertigſtellung meines Bau⸗ 
vorhabens aber noch benötigten 5—6000 N mit 
10—13 % verzinſen muß? Welcher Induſtrie⸗ 
arbeiter kann heutzutage eine Jahresmiete von 
rund 550 / oder monatlich 45 % (und dieſe Miete 
noch ohne jede Verwaltungskoſten und ſonſtigen 
Aufwendungen für Reparaturen, Amortiſation und 
Inſtandhaltung) aufbringen, wenn er im ganzen 
Monat — nach Abzug der Steuern, Krankenkaſſen— 
beiträge und ſonſtigen Werbekoſten — einen Ver⸗ 
dienſt von 90—100 % hat? Auch dieſer Frage 
müßte bei der Vergebung von Mitteln der pro: 
duktiven Erwerbsloſenfürſorge erhöhte Beachtung, 
geſchenkt werden. Tatſächlich haben ja auch ſolche 
Mittel ſchon in Form von Zwiſchenkrediten als Er- 
ſatz für nicht beſchaffbare oder unerſchwinglich hoch 
verzinsliche erſte Hypothek einſpringen müſſen. 

Es iſt alſo, abgeſehen von der Frage einer er- 
träglichen Verzinſung aller Wohnungsneubauten, 
ganz beſonders dringlich darauf hinzuweiſen, daß 
die Mittel der produktiven Erwerbsloſenfürſorge, 
ausgehend von dem Grundgedanken des ganzen 
Verfahrens, durch eine allgemeine Unterſtützung 
des Kleinwohnungsbaues auf dem Lande und in 
Kleinſtädten ihre denkbar günſtige Ausnützung fin⸗ 
den können. 

Um kurz zuſammenzufaſſen, aus den vorjtehen- 
den Ausführungen ergeben ſich Folgerungen, die 
zugleich als Warnungsſignal und Forderung zu be— 
trachten ſind: 
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1. Es kann wertvolle Vorarbeit zur Umſiedlung 
unſerer erwerbsloſen Großſtadtbevölkerung ge— 
leiſtet werden, die eine ſchon jetzt von Wirt⸗ 
ſchaftsführern ſcharf geforderte Dezentraliſation 
der Induſtrie überhaupt erſt möglich macht. 
Die Induſtrie iſt bei der jetzigen Kapitalnot 
in abſehbarer Zeit beſtimmt nicht in der Lage, 
außer der Verlegung ihrer Betriebe auf das 
Land auch noch Werkwohnungen für die Be⸗ 
legſchaft dieſer Betriebe zu ſchaffen. 


2. Die durch die Hauszinsſteuergeſetzgebung natur- 
notwendig eintretende Verſchiebung im Woh- 
nungsweſen Deutſchlands (da die Hauszins⸗ 
ſteuerneubautätigkeit zur Hauptſache ſich in 
Städten und größeren Gemeinden abſpielt) 
könnte ausgeglichen werden. 


3. Der zurzeit durch die großen Kommunen und 
die Grenzgebiete ſcharf beeinträchtigte Woh- 
nungsfürſorgefonds könnte dadurch entlaſtet 
werden, daß die für ländliche Kreiſe beſtimm⸗ 
ten Teile des Wohnungsfürſorgefonds durch 
Mittel der produktiven Erwerbsloſenfürſorge 
erſetzt werden. 


4. Der ſich ſofort auswirkende Erfolg durch die 
einſetzende Belebung des Baumarktes. Das 
Baugewerbe als eines der wichtigſten deutſchen 
Schlüſſelgewerbe würde neu angeregt werden 
und die anderen Gewerbszweige mit beleben. 

5. Für Oberſchleſien und den ganzen deutſchen 
Oſten tritt noch ein letzter wichtiger Punkt hin⸗ 
zu, die Stärkung des deutſch denkenden Be⸗ 
völkerungsteiles auf dem Lande. Man ſoll nie 
vergeſſen, daß bei der Volksabſtimmung die 
Städte faſt geſchloſſen deutſch ſtimmten, mwäh- 
rend das Land doch mehr oder weniger (we— 
nigſtens in den Grenzkreiſen) für Polen ein⸗ 
trat. 

Durch die Mittel der produktiven Erwerbsloſen⸗ 
fürſorge haben Reich und Länder es zurzeit in der 
Hand, in oben angedeutetem Rahmen ſchwere fo- 
ziale Ungerechtigkeiten aus der Welt zu ſchaffen 
und zugleich unſeren induſtriellen Wiederaufbau 
wirkſam mit zu unterſtützen. Die Hergabe von 
Mitteln aus der produktiven Erwerbsloſenfürſorge 
für den ländlichen Kleinwohnungsbau iſt für den 
notwendigen Um⸗ und Neuaufbau Deutſchlands 
von großer Bedeutung. 


Leitgedanken für Baugenoſſenſchaften. 


Von Dr. Zdralek⸗Oppeln. 


Dos großzügige Wohnungsbauprogramm der Preuß. 
Staatsregierung, das den Bau von je 100000 
Wohnungen in den nächſten 10 Jahren vorſieht, 
wird naturgemäß an die Arbeitskraft der Träger 
der Bauvorhaben ganz erhebliche Anforderungen 
ſtellen. Die Träger der Bauvorhaben werden in 
Oberſchleſien auch in dieſem Baujahr die Bau: 
genoſſenſchaften ſein. Wollen ſie die in dieſem und 
den kommenden Jahren an ſie herantretenden Auf- 
gaben zur Zufriedenheit aller intereſſierten Kreiſe 
(das ſind ſämtliche Volksſchichten) bewältigen, ſo 
wird die erſte unbedingte Vorausſetzung dazu ſein, 
daß die innere Organiſation der Baugenoſſenſchaften 
reſtlos gefeſtigt iſt. Die Reviſionsberichte des ver- 
gangenen Jahres haben den Eindruck erweckt, daß 
ſich die Baugenoſſenſchaften aus der Sturm- und 
Drangperiode heraus entwickelt haben und bemüht 
geweſen find, die noch vorhandenen Anjtände abzu⸗ 
ſtellen. Soweit ihnen das bisher nicht reſtlos ge— 
lungen iſt, werden ſie allergrößten Wert darauf 
legen müſſen, das bisher Verſäumte in kürzeſter 
Friſt nachzuholen. Satzungen und Geſetz bieten 
ihnen dazu eine Handhabe, aber Notwendigkeit bleibt 
nach wie vor, daß dieſe Handhabe auch in geſchickter 
Weiſe ſeitens der Baugenoſſenſchaften und ihrer 
Organe zur Anwendung gelangen. D 

Um die Einheitlichkeit innerhalb der einzelnen 
Genoſſenſchaften zu gewährleiſten, wird beſonderer 
Wert auf eine gute, klare und knappe Satzung 


gelegt werden müſſen und hier ſteht den Genoſſen⸗ 
ſchaften das reiche Erfahrungsmaterial des Reichs- 
verbandes Deutſcher Baugenoſſenſchaften zur Ver⸗ 
fügung, der ſich der dankenswerten Mühe unterzogen 
hat, Muſterſatzungen zuſammenzuſtellen, die den 
einzelnen Genoſſenſchaften zugängig gemacht ſind. 
Es kann nur dringend empfohlen werden, daß jede 
Genoſſenſchaft ihre Satzung an die Muſterſatzung 
des Reichsverbandes anlehnt und fie ſich zu eigen 
macht. Ein ganz beſonderer Vorteil für die Ge— 
noſſenſchaft iſt dabei, daß dieſe Muſterſatzung alle 
Vorausſetzungen für die Anerkennung der Gemein⸗ 
nützigkeit erfüllt. Allerdings darf die Genoſſenſchaft 
nicht dabei ſtehen bleiben, daß ſie durch die An⸗ 
nahme der Muſterſatzung Gemeinſatzung im Sinne 
des Geſetzes wird, ſondern ſie muß die Anerkennung 
der Gemeinnützigkeit ausdrücklich bei dem Herrn 
Juſtizminiſter und dem Cer Preuß. Finanzminiſter 
beantragen; denn nach der ſeitens der in Betracht 
kommenden Behörden meiner Anſicht nach allerdings 
mißverſtändlich gehandhabten Praxis treten alle für 
gemeinnützige Unternehmen vorgeſehenen Vorteile 
erſt von der Anerkennung der Gemeinnützigkeit 
an ein. 

Soweit die Satzungen nicht die Richtlinien für 
die Geſchäftsführung der Genoſſenſchaften geben, 
find dieſe Richtlimen aus dem Geſetz zu entnehmen, 
und ſie werden geregelt in dem Geſetz, betr. die 
Erwerbs- und Wirtſchaftsgenoſſenſchaften in der 


94 2 S ch . 


Ce 


Faſſung vom 20. Mai 1898. Das Geſetz ſieht als 
Organe der Genoſſenſchaft vor den Vorſtand, den 
Aufſichtsrat und die Generalverſammlung. Für den 
Vorſtand ſchreibt es eine Mindeſtzahl von 2 Mitgliedern 
vor. Mit dieſer Zahl werden ſich die Genoſſen— 
ſchaften im allgemeinen aber nicht begnügen dürfen. 
Da alle Willenskundgebungen des Vorſt andes von 
2 Mitgliedern unterzeichnet werden müſſen, wird ſich 
die Zahl von 2 Mitgliedern in der Praxis als 
un zureichend erweiſen. Die Eigenart der Genoſſen— 
ſchaften bringt es mit ſich, daß das Vorſtandsamt 
meiſtens im Nebenamt verſehen wird, und zu leicht 
kaun es infolgedeſſen vorkommen, daß eines oder 
mitunter auch beide Mitglieder des Vorſtandes ein⸗ 
mal verhindert ſind. Es wird ſich deshalb empfehlen 
und nicht zu umgehen ſein, daß in den. Vorſtand 
einer Genoſſenſchaft mindeſtens 3 Mitglieder gewählt 
werden, damit für ein verhindertes Vorſtandsmitglied 
ſtets und rechtzeitig ein Erſatz da iſt. Die neben: 
amtli he Tätigkeit aller Vorſtandsmitglieder muß 
natürlich zur Folge haben, daß das Vorſtandsamt 
nicht allein die Eriſten; des betr. Genoſſen ſichern 
darf. Soweit die Arbeit dahee nicht gänzlich un— 
entgeltlich geleiſtet wird, darf ſich eine Entſchidigung 
nur in angemeſſenen, für die Genoſſenſchaft durch: 
aus erträglichen Grenzen halten. Eine Entſchädigung 
iſt an und für ſich nach S 24 des Genoſſenſchafts⸗ 
geſetzes geſtattet. Um aber von vorn herein un⸗ 
gerechtfertigte und nur das Genoſſenſchaftsweſen 
ſchädigende, unverantwortliche Angriffe gegenſtandslos 
zu machen, werden klare Abmachungen in dieſer 
Beziehung irgend welchen unklaren Beſoldungsver— 
hältniſſen vorzuziehen ſein. Am beſten iſt in dieſem 
Falle, daß feſte Dienſtverträge geſchloſſen werden, 
die die Bezahlung der für die Genoſſenſchaft ge— 
leiſteten Dieuſte in klarer, einwandfreier Weiſe regeln. 
Keinesfalls darf es vorkommen, daß über dieſe Be— 
ſoldung hinaus Extravergütungen für Extraleiſtungen, 
wie Überſtunden, Sountagsarbeit uſw. gezahlt werden. 
Solche Verhältniſſe werden in der Offentlichkeit 
immer einen ſchlechten Eindruck machen und ſtets 
Anlaß zum Mißtrauen auch bei noch nicht einmal 
beſonders kritiſch veranlagten Genoſſen geben. 
Unklare Abmachungen in dieſer Hinſicht können 
aber auch geeignet fein, die Buchführung des Bor- 
ſtandes unnötigerweiſe unüberſichtlich zu machen, und 
gerade davor muß ſich der Vorſtand beſonders hüten. 
Die Pflicht, die erforderlichen Bücher zu führen oder 
führen zu laſſen iſt in § 33 des Geuoſſenſchafts⸗ 
geſetzes dem Vorſtand ausdrücklich aufgegeben und 
it ein Grunderfordernis einer ordentlichen Geſchäfts⸗ 
führung. Eine klare Buchführung iſt noch lange 
nicht bei allen Genoſſenſchaften durchgeführt und 
leider iſt bisher dieſer fundamentalen Aufgabe viel 
zu wenig Sorgfalt zugewendet worden, ſehr zum 
Nachteil der Genoſſenſchaften; denn nur eine geordnete 
Buchführung ermöglicht es, ſtändig über den Ver⸗ 
mögensſtand der Genoſſenſchaft unterrichtet zu ſein. 
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Und dieſe Verpflichtung ergreift in gleicher Weiſe 
Vorſtand und Aufſichtsrat. Beide Organe haben 
ein eminent wichtiges Intereſſe an einer ordentlichen 
Geſchäftsführung, denn beiden Organen iſt vom 
Geſetzgeber eine weitgehende Haftung auferlegt. Für 
den Vorſtand iſt fie ausgeſprochen in § 31 und für 
den Aufſichtsrat in § 41 des Genoſſenſchaftsgeſetzes. 
Das Genoſſenſchaftsgeſetz ſchreibt in den genannten 
SS vor; daß die Mitglieder die Sorgfalt eines 
ordentlichen Geſchäftsmannes anzuwenden haben und 
daß Mitglieder, die ihre Ooliegenheiten verletzen, 
der Gen ſſeuſchaft perſönlich und ſolidariſch für den 
dadurch entſtandenen Schaden haften. Dieſe Haftung 
geht natürlich weit über die Haftung des Geſchäfts⸗ 
anteiles bezw. des Nachſchuſſes hinaus und ergreift 
das geſamte Privatvermögen der einzelnen Vorſtands⸗ 
bezw. Aufſichtsrats mitglieder, ganz abgeſehen davon, 
daß infolge der beſonderen Strafbeſtimmungen des 
Genoſſenſchaftsgeſetzes, die in den Sg 146 —149 
enthalten ſind, die Mitglieder leicht in ein Straf— 
verfahren verwickelt werden können, das zweifellos, 
ganz abgeſehen von dem Ausgang durch die Ein— 
leitung an ſich, recht viele Unannehmlichkeiten für 
den Einzelnen im Gefolge hat und ſich jeder zweck— 
mäßigerweiſe von vorn herein durch ordentliche Er— 
füllung der ihm obliegenden Pflichten erſparen ſollte 
und erſparen kann, wenn er ſich die Mühe gibt, in 
das Weſen der Genoſſenſchaft einzudringen. Dazu 
gehört weiter, daß das einzelne Mitglied des Auf— 
ſichtsrates ſich nicht mit ſeiner Wahl in den Auf⸗ 
ſichtsrat begnügt, ſondern daß es tatſächlich in vollem 
Verantwortungsbewußtſein die ihm obliegenden Rechte 
und Pflichten wahrnimmt. 

Teilweiſe aus Unkenntnis der ihm zuſtehenden 
Rechte, teilweiſe leider aus dem Trägheitsmoment 
heraus überlaſſen die Aufſichtsräte der Genoſſen⸗ 
ſchaften häufig das Wohl und Wehe der (ennen, 
ſchaft dem Vorſtand und bedenken nicht, daß ihnen 
eine Überwachungspflicht uach $ 38 des Genoſſen— 
ſchaftsgeſetzes obliegt. Zur Erfüllung dieſer Pflicht 
genügt es nicht, daß der Auſſichtsrat jährlich 
vor Einberufung der ordentlichen Generalverſammlung 
eine oberflächliche Reviſion vornimmt, die meiſtens 
lediglich in einem Vergleich der Bilanz mit den 
Büchern beſteht. Der Aufſichtsrat hat ausdrücklich 
nach dem genannten § den Vorſtand bei ſeiner 
Geſchäftsführung in allen Zweigen der Ver— 
waltung zu überwachen und zu dem Zweck ſich 
von dem Gang der Angelegenheiten der Genoſſen⸗ 
ſchaft zu unterrichten. In den nächſtfolgenden Sätzen 
dieſes S ſind ihm zur Durchführung dieſes großen 
Aufgabenkreiſes ganz beſtimmte, weitgehende Rechte 
eingeräumt und es liegt, wie oben ausgeführt, 
durchaus im eigenen Intereſſe des Aufſichtsrates, 
daß er ſich dieſer Rechte bedient. Er wird deshalb 
in regelmäßigen Abſtänden, wenn es durchzuführen 
iſt, möglichſt in jedem Monat eine eingehende Ne- 
viſion der Geſchäftsführung vorzunehmen haben und 
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darauf dringen müſſen, daß etwaige dabei aufgedeckte 
Mipitände mit größter Beſchleunigung abgeſtellt 
werden; denn auch jedes Auſſichtsratsmitglied haftet 
ja der Genoſſenſchaft, wenn es dieſe Obliegenheiten 
nicht erfüllt, mit ſeinem ganzen Vermögen. 

Insbeſondere wird der Aufſichtsrat auch der 
Kreditgewährung an Vorſtandsmitglieder oder Ge— 
Hoen ſein beſonderes Augenmerk zuwenden müſſen. 
Die Baugenoſſenſchaſten ſind heute alle oder faſt 
alle keineswegs finanziell jo geſtellt, daß ſie Dar- 
lehen an Genoſſen geben können und ſolche Dar— 
lehensgewährung muß grundſätzlich deshalb überhaupt 
unterbleiben. Um ſich vor ſpäteren Einwänden, An⸗ 
griffen und Überraſchungen zu ſichern, iſt es er— 
forderlich, daß der Auſſichtsrat über alle ſeine 
Sitzungen ein genaues Protokoll führt und ein 
Protokollbuch anlegt, das aus Zweckmäßigkeitsgründen 
geſondert von dem Protokoll der Generalverſamm— 
lung geführt werden muß. Dem Auſſichtsrat ſelbſt 
ſteht, wenn er bei ſeinen Anordnungen auf den 
Widerſtand des Vorſtandes ſtößt, das Recht der 
Suspenſion der Vorſtandsmitglieder zu. Nach 8 40 
des Genoſſenſchaftsgeſetzes iſt der Aufſichtsrat befugt, 
nach ſeinem Ermeſſen Mitglieder des Vorſtandes 
vorläufig bis zur Entſcheidung der ohne Verzug 
einzuberufenden Generalverſammlung von ihren Ge— 
ſchäften zu entheben und wegen einſtweiliger Fort— 
führung derſelben das Erforderliche zu veran⸗ 
laſſen und er wird, um die Fortführung der Geſchäfts⸗ 
führung ſicher zu ſtellen, dann meiſtens auf den 8 37 
des Genoſſenſchaftsgeſetzes zurückgreifen, der es ge— 
ſtattet, daß für einen im voraus begrenzten Zeit⸗ 
raum der Aufſichts rat einzelne feiner Mitglieder zu 
Stellvertretern von verhinderten Mitgliedern des 
Vorſtandes beſtellen kann. Allerdings dürfen, falls 
der Aufſichtsrat ein oder mehrere Mitglieder in 
Stellvertretung zu Vorſtandsämtern beſtellt, dieſe 
Mitglieder ihr Amt als Aufſichtsratsmitglied für die 
Zeit ihrer Beſtellung zu ſtellvertretenden Vorſtands⸗ 
mitgliedern nicht ausüben. Daraus folgt wieder, 
daß es zweckmäßig ſein wird, in den Auſſichtsrat 
nicht die vom Geſetz in ſeinem § 36 feſtgeſetzte 
Mindeſtzahl von 3 Mitgliedern zu entſenden, ſondern 
daß auch hier die Mitgliederzahl dementſprechend 
durch die Satzung erweitert wird. Man wird dabei 
aber auch nicht nach der anderen Seite übertreiben 
dürfen, um nicht durch ein zu zahlreiches Kollegium 
die Entſchlußfähigkeit des Aufſichtsrates zu beein— 
trächtigen. 

Halten ſich Vorſtand und Auſſichtsrat dieſe Ge- 
ſichtspunkte ſtändig vor Augen, ſo werden ſie immer 
vor dem oberſten Organ der Genoſſenſchaft beſtehen 
können. Das oberſte Organ der Genoſſenſchaft iſt 
die im § 43 des Geſetzes genannte Generalverſamm— 
lung. In dieſer Generalverſammlung werden die 
Rechte ausgeübt, welche den Genoſſen in den An⸗ 
gelegenheiten der Genoſſenſchaft, insbeſondere in 
Bezug auf die Führung der Geſchäfte, die Prüfung 
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der Bilanz und die Verteilung von Gewinn und 
Verluſt, zuſtehen. Die Generalverſammlung iſt in 
allen in dem Statut oder in dem Geſetz ausdrücklich 
beſtimmten Fällen zu berufen. Sie wird berufen 
durch den Vorſtand, und ſie iſt jedesmal, außer in 
deu genannten Fällen, zu berufen, wenn dies im 
Intereſſe der Genoſſenſchaft erforderlich erſcheint. 
Das wird grundſätzlich dann zu bejahen ſein, wenn 
durch die Reviſion ſich Anſtände ergeben haben, die 
vom Reviſor ausdrücklich gerügt ſind, deren Ab⸗ 
ſtellung er unverzüglich fordert. Es wäre falſch, 
dann, um die erforderlichen Beſchlüſſe herbeizuführen, 
bis zur nächſten ordentlichen Generalverſammlung 
zu warten, weil durch eine ſolche Verzögerung die 
Unüberſichtlichkeit in der Geſchäftsführung und auch 
im Vermögensſtande der Genoſſenſchaft ſehr oft nur 
noch vergrößert wird. In ſolchen Fällen wird eine 
ſofort einzuberufende Generalverſammlung Abhilfe 
ſchaffen müſſen. Ebenſo iſt ine außerordentliche 
Generalverſammlung, wie ſchon oben angedeutet, 
unbedingt unverzüglich dann einzuberufen, wenn der 
Aufſichtsrat Vorſtands mitglieder vorläufig von ihren 
Amtern abruft. Einen beſonders wichtigen Fall für 
die Einberufung einer außerordentlichen Generalver⸗ 
ſammlung Debt das Geſetz dann in ſeinem § 45 vor. 
Danach muß eine Generalverſammlung ohne Verzug 
berufen werden, wenn der zehnte Teil oder der im 
Statut hierfür bezeichnete geringe Teil der Genoſſen 
in einer von ihnen unterzeichneten Eingabe unter 
Anführung des Zweckes und der Gründe die Bes 
rufung verlangt. Hier wird ausdrücklich das Recht 
der Minderheit in ſehr ſtarker Weiſe vom Geſetz— 
geber geſchützt, und bei der Weigerung des Bor- 
ſtandes, eine ſolche Generalverſammlung einzuberufen, 
kann das Gericht, bei dem die Genoſſenſchaft in das 
Genoſſenſchaftsregiſter eingetragen iſt, die Genoſſen, 
welche das Verlangen geſtellt haben, ausdrücklich 
zur Berufung der Generalverſammlung ermächtigen. 
Allerdings muß mit der Berufung die gerichtliche 
Ermächtigung bekannt gemacht werden. Auch die 
Beſchlüſſe der Generalverſammlung ſind, wie das 
Geſetz im § 47 ausdrücklich vorſchreibt, in einem 
Protokollbuch einzutragen, und im gleichen Para⸗ 
graph iſt von dem Geſetzgeber angeordnet, daß die 
Einſicht in das Protokollbuch jedem Genoſſen und 
der Staatsbehörde geſtattet werden muß. Anch die 
Bilanz ſowie eine, den Gewinn und Verluſt des 
Jahres zuſammenſtellende Berechnung ſoll mindeſtens 
eine Woche vor der Generalverſammlung in dem 
Geſchäſtslokal der Genoſſenſchaft oder an einer an— 
deren durch den Vorſtand bekannt zu machenden 
geeigneten Stelle zur Einſicht der Genoſſen ausgelegt 
oder ſonſt denſelben zur Kenntnis gebracht werden. 
Darüber hinaus iſt jeder Genoſſe berechtigt, eine 
Abſchrift der Bilanz ſowie der Gewinn- und Verluſt⸗ 
berechnung zu verlangen. Allerdings muß er in 
dieſem Falle die Koſten für eine ſolche Abſchrift ſelbſt 
tragen. Wird die Offenlegung der Bilanz von dem 
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Vorſtand und dem Aufſichtsrat nicht eingehalten, jo 
kann die Generalverſammlung die Beſchlußfaſſung 
über die Genehmigung der Bilanz vertreten, kann aber 
auch durch die Genehmigung der Bilanz den Mangel 
heilen. Die Nichtbeachtung der Vorſchrift verleiht 
jedenfalls nach S 51 des Genoſſenſchaftsgeſetzes ein 
Anfechtungsrecht, das im Wege der Klage gegen 
die Genoſſenſchaft geltend gemacht werden kann 
Die Anfechtung durch Klage ſelbſt muß aber be— 
gründet fein; denn die Kläger haften nach $ 52 des 
Geuoſſenſchaftsgeſetzes für einen durch unbegründete 
Anfechtung entſtandenen Schaden, ſofern den Klägern 
bei Erhebung der Klage eine bösliche Handlungs⸗ 
weiſe zur Laſt fällt. Böslich wird eine Anfechtung 
immer dann zu nennen ſein, wenn der Kläger ſeine 
Anfechtung ſelbſt für unbegründet erachtet hat, oder 
wenn er ſich der hohen Wahrſcheinlichkeit, daß ſie 
unbegründet ſei, bewußt war und ſie doch vor— 
genommen hat. 

Ganz allgemein wird man empfehlen dürfen, nicht 
durch unnützes Mißtrauen den Organen der Ge— 
noſſenſchaft Schwierigkeiten zu machen. Es iſt ſicher⸗ 
lich nicht leicht für Vorſtands⸗ und Auſſichtsrats⸗ 
mitglieder, ſich in den großen Fragenkomplex des 
Genoſſenſchaftsweſens einzuarbeiten, und man ſoll 
ihnen deshalb Ruhe und Zeit für die Einarbeitung 
laſſen. Man ſoll bei kleinen Fehlern nicht aus der 
Mücke einen Elefanten machen und die ſofortige 
Abberufung der betr. Mitglieder verlangen. Ein 
neuer Vorſtand muß ſich auch immer erſt wieder 
einarbeiten, und ein öfterer Wechſel kann nicht dazu 
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beitragen, die Genoſſenſchaft in ſich zu feſtigen. Un⸗ 
begründete Angriffe in der Offentlichkeit müſſen unter 
allen Umſtänden unterbleiben, weil ſie geeignet ſind, 
den Kredit der Genoſſenſchaft aufs Schwerſte zu 
beeinträchtigen und darüber hinaus das Genoſſen⸗ 
ſchaftsweſen an ſich in der Offentlichkeit herabzuſetzen 
und zu ſchädigen. Das darf aber nicht davon ab⸗ 
halten, daß bei wirklichen Verfehlungen von Mit⸗ 
gliedern die Generalverſammlung aufs energiſchſte 
durchgreift. Schädlinge, die nachweisbarerweiſe nur Un⸗ 
heil ſtiften, müſſen rückſichtslos aus den Organen der 
Genoſſenſchaft und aus der Genoſſenſchaft ſelbſt ent- 
fernt werden. Perſönliche Intereſſen mit denen der 
Genoſſenſchaft zu verbinden, widerſpricht in erſter 
Linie dem Genoſſeuſchaftsſinne, widerſpricht aber 
auch jedem Rechtsempfinden. Die Genoſſeuſchaft iſt 
nicht dazu da, daß ſich Einzelne am Genoſſenſchafts— 
vermögen bereichern oder ihre Sonderintereſſen ver: 
folgen; wie überall heute im öffentlichen Leben muß 
Sparſamkeit das Hauptgebot ſein. Die Genofjen- 
ſchaft, die ſich auf dem Sparſamkeitsſinn ihrer Mit⸗ 
glieder gründet, hat ſelbſt mit den allerbeſten Bei⸗ 
ſpielen voranzugehen. Hält ſie ſich das immer vor 
Augen, dann wird das Deutſche Genoſſenſchaftsweſen 
und die Baugenoſſenſchaft vor der Kritik der Offent⸗ 
lichkeit immer gut beſtehen und die Baugenoſſen⸗ 
ſchaften werden ihre großen Aufgaben, die ihnen 
das Wohnungsbauprogramm der Preußiſchen Staats⸗ 
regierung in feſtem Vertrauen auf einen Erfolg auf- 
erlegt, in der glücklichſten Weiſe durchführen. 


Kichtlinien für die verwendung des für die Neubautätigkeit beſtimmten 


Anteils am Hauszinsſteueraufkommen im Jahre 1926 
(mit Anmerkungen von Syndikus Slasnek!]. 


($ 11 Abſatz 1 der Preußiſchen Steuernotverordnung vom 1. April 1924, Geſetzſamml. S. 191 in der Faſſung der 
dritten Preußiſchen Steuernotverordnung vom 28. März 1925, Geſetzſamml. S. 42.) 


I. Allgemeines. 


1. Die für die Neubautätigkeit vorgeſehenen 
öffentlichen Mittel ſind beſtimmt zur Gewährung 
von Hypotheken (Hauszinsſteuerhypotheken) auf 
Wohnungsbauten, die im Jahre 1926 errichtet 
werden. Die Gewährung von Hauszinsſteuer⸗ 
hypotheken an Ausländer iſt nicht zuläſſig. 


Anmerkung zu 1: Im Ausführungserlaß des 
Herrn Preußiſchen Miniſters für Volkswohlfahrt zu 
den „Richtlinien“ (II. 13 616/26 W. M.) vom 27. 2. 
1926, im folgenden kurz „Ausführungserlaß“ ge⸗ 
nannt, iſt bezüglich der nachträglichen Erhöhung der 
Hauszinsſteuerhypotheken bei Bauten des Jahres 
1925 folgendes beſtimmt: x 

„Zur Fertigſtellung von Bauvorhaben, die mit 
öffentlichen Wohnungsbaumitteln des vergan⸗ 
genen Jahres nicht hinreichend gefördert 
werden konnten, kann, ſofern ihre Vollendung 
nachweislich nur mit weiterer öffentlicher Hilfe 


möglich iſt, aus den Mitteln des laufenden Rech— 
nungsjahres eine Erhöhung der Hauszinsſteuer⸗ 
hypothek bewilligt werden. Der Geſamtbetrag der 
Hypothek darf in keinem Falle die für die be⸗ 
treffende Gemeinde in Betracht kommende Höchſt⸗ 
grenze überſteigen. Ebenſo darf im Rahmen der 
Geſamtheit der Bewilligungen der maßgebende 
Durchſchnittsſatz nicht überſchritten werden“ (ſiehe 
Abſchnitt II Ziffer 6 und 7). 

2. Hauszinsſteuerhypotheken ſind nur für Woh⸗ 
nungen zu gewähren, die nach Größe, Anordnung, 
Raumzahl, Raumhöhe und Ausſtattung die not- 
wendigſten Anforderungen nicht überſchreiten. 

In allen Fällen müſſen die zu beleihenden 
Wohnungen den Anforderungen entſprechen, die 
an geſunde, zweckmäßig eingeteilte und ſolide ge— 
baute Dauerwohnungen zu ſtellen ſind. 

3. Durch Gewährung von Hauszinsſteuerhypo⸗ 
theken ſollen in erſter Linie gefördert werden: 
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a) Bauten, bei denen die nach den örtlichen Ver⸗ 
hältniſſen wirtſchaftlichſte Bauweiſe 
zur Anwendung gelangt, insbeſondere auch 
ſolche, die nach bewährten Bautypen 
und unter Verwendung normierter 
Bauteile ausgeführt werden. 


Anmerkung zu 2 und 3a: Die für die 
Gewährung der Hauszinsſteuerhypothek unbe⸗ 
dingt zu erfüllenden Vorausſetzungen und die 
für bevorzugte Förderung geſtellten Bedin⸗ 
gungen, insbeſondere die Verwendung bereits 
bewährter Bautypen und normier⸗ 
ter Bauteile, ſind auf das ſicherſte durch 
techniſche Betreuung des Vorhabens durch 
die Wohnungsfürſorgegeſellſchaften zu erfüllen, 
da deren Typen von den Herren Regierungs- 
präſidenten anerkannt ſind und gewöhnlich einer 
beſonderen Vorlage im Einzelfalle nicht bedürfen. 
Hierdurch iſt auch beſchleunigte Antrags⸗ 
erledigung gewährleiſtet. Von Privatarchitekten 
und Bauunternehmern aufgeſtellte Entwürfe da⸗ 
gegen müſſen in jedem Falle den Herren Re⸗ 
gierungspräſidenten zur Prüfung und Genehmi- 
gung vorgelegt werden. 5 

b) Bauten, die an fertigen Straßen ausgeführt 
werden oder, ſoweit dies nicht möglich iſt, an 
Straßen, deren Straßenbaukoſten auf ein 
Mindeſtmaß eingeſchränkt ſind, 

c) Bauten, bei deren Ausführung die Gewähr 
beſteht, daß durch geeignete Maßnahmen (d. h. 
etwa durch Ausſchreibung, Heranziehung aus⸗ 
wärtiger Unternehmer, Vergebung zu feſten 
Preiſen uſw.) unangemeſſen hohe Baukoſten 
vermieden werden. 

Anmerkung zu 2e: Vorſtehende preis⸗ 
wirtſchaftliche Bedingungen für bevorzugte 
Genehmigung der Hypothekenanträge laſſen ſich 
mit Sicherheit dadurch erfüllen, daß die bau⸗ 
wirtſchaftliche und finanzielle Be⸗ 
treuung den Wohnungsfürſorge-Geſellſchaften 
übertragen wird, die insbeſondere die Einholung 
von mehreren Preisangeboten auf Grund fertiger 
Unterlagen mit größter Beſchleunigung beſorgen 
und dadurch gewährleiſten, daß bei gleichen 
Leiſtungen der billigſte Unternehmer mit Sicher⸗ 
heit ausgewählt werden kann, und daß auch bei 
Materialeinkäufen möglichſt günſtige Bezugs⸗ 
quellen gewählt werden. 

Bevorzugt zu berückſichtigen ſind dabei Ein⸗ und 
Zweifamilienhäuſer mit Gartenland, beſonders 
dann, wenn ſie in zuſammenhängenden Sied— 
lungen errichtet oder als „Reichsheimſtätte“ aus⸗ 
gegeben werden. 


Anmerkung zu 2 letzter Abſatz: Die 
Wohnungsfürſorgegeſellſchaften bevorzugen bei 
den Planungen, ſoweit finanziell irgendwie 
durchführbar, aus ideellen Gründen der Baus 
und Wohnkultur das Ein- und Zweifamilienhaus 
und bei letzterem die Doppelhausform, die neben 
der dabei zu verzeichnenden Erſparnis dennoch 
eine völlige Trennung von Haus und Garten für 
jede der beiden Familien bietet. Sie beſitzen 
praktiſche Erfahrungen auf dem im allgemeinen 
noch wenig bekannten Gebiet der Begründung 
von Reichsheimſtätten, deren Rechtsform ſelbſt 
bei kleinen Bauten mehrere 100 Mark Erſpar⸗ 
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niſſe an Gerichtskoſten, Steuern uſw. bietet. Der 
Vergebung der Bauten zu Feſtpreiſen widmen 
die Wohnungsfürſorgegeſellſchaften, entſprechend 
auch anderer miniſterieller Anweiſung, beſon⸗ 
dere Aufmerkſamkeit. 

4. Für Behelfs⸗ und Notwohnungen ſowie für 
Werkwohnungen werden Hauszinsſteuerhypotheken 
nicht gewährt, ebenſo nicht für Landarbeiterwoh⸗ 
nungen, zu deren Förderung anderweit öffentliche 
Mittel zur Verfügung ſtehen. 

Behelfswohnungen im Sinne dieſer Vorſchriften 
ſind Wohnungen in Bauten, die nach Art ihres 
techniſchen Aufbaues vorausſichtlich einen Beſtand 
von weniger als dreißig Jahren haben; Notwoh⸗ 
nungen ſind Wohnungen, die durch Ausbau oder 
Umbau vorhandener Baulichkeiten vorübergehend 
zu Wohnzwecken nutzbar gemacht werden und den 
baupolizeilichen Beſtimmungen nicht genügen. 

Hiernach find unter Behelfs- oder Notwoh⸗ 
nungen im Sinne dieſer Vorſchriften nicht zu ver⸗ 
ſtehen: 

a) ſolche Bauten aus Holz, Fachwerk oder Erſatz⸗ 
bauſtoffen, - 

p) ſolche Wohnungen, die durch Ausbau vorhan⸗ 
dener Räume (Läden und dergl.) oder durch 
Einbauten in vorhandenen Häuſern gewonnen 
werden, 

die (a und b) eine Beſtandsdauer von mindeſtens 
dreißig Jahren haben und den beſtehenden bau⸗ 
polizeilichen Beſtimmungen genügen. 

Als Werkwohnungen gelten Wohnungen, die 
Arbeitgeber ſich für ihre Arbeiter und Angeſtellten 
errichten, insbeſondere ſolche, die von Arbeitgebern 
auf eigenem Gelände errichtet werden und in 
ihrem Eigentum verbleiben. 

Nicht als Werkwohnungen gelten Wohnungen 
gemeinnütziger Bauvereine, die von Arbeitgebern 
und Arbeitnehmern aus verſchiedenen 
Unternehmungen und unter Hinzuziehung Nicht⸗ 
werkangehöriger oder der Gemein de gebildet 
werden. Die Gewährung von Hauszinsſteuer⸗ 
hypotheken an ſolche Vereinigungen iſt jedoch da⸗ 
von abhängig zu machen, daß die Werke, denen die 
Wohnungen nach ihrer Lage in erſter Linie zugute 
kommen, ſich an der Aufbringung der ungedeckten 
Herſtellungskoſten der Wohnungen angemeſſen 
beteiligen. 

5. Bei Vergebung der Hauszinsſteuerhypotheken 
ſind kinderreiche Familien und Schwerkriegsbe⸗ 
ſchädigte — insbeſondere Kriegsblinde — Dor: 
zugsweiſe zu berückſichtigen. 


II. Beſondere Beſtimmungen. 

6. Die Höhe der Hauszinsſteuerhypotheken ſoll 
3000 Reichsmark je Wohnung nicht überſteigen. 
In beſonderen Fällen kann die Hypothek bis auf 
5000 Reichsmark erhöht werden. In keinem Falle 
aber darf die Hauszinsſteuerhypothek / des vollen 
Bauwertes des Hauſes mit Ausſchluß des Grund 
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und Bodens (66°, v. H. des Bauwertes) oder 
60 v. H. des Wertes des Hauſes mit Einſchluß des 
Grund und Bodens (60 v. H. des Bau- und Boden⸗ 
wertes) überſteigen. 

Aus dem ihnen zum Zwecke der Förderung der 
Neubautätigkeit zu Gebote ſtehenden Anteile am 
Hauszinsſteueraufkommen haben die Gemeinden 
und Gemeindeverbände im laufenden Jahre 
wenigſtens ſoviel Wohnungsneubauten zu finan⸗ 
zieren, als bei Zugrundelegung eines Durch⸗ 
ſchnittsbetrages von 4000 Reichsmark je Hypothek 
erreichbar iſt. 

Anmerkung zu 6: Hierzu beſtimmt 
der Ausführungserla im allge⸗ 
meinen folgendes: „Mit Rückſicht auf 
den Beſchluß des Preußiſchen Landtages vom 
14. Januar 1926, in dem es als erforderlich be⸗ 
zeichnet wird, daß mit Hilfe öffentlicher Bei⸗ 
hilfen vom Jahre 1926 ab jährlich mindeſtens 
100 000 Wohnungen errichtet werden, und ange⸗ 
ſichts der dieſer Forderung gegenüber nur be⸗ 
ſchränkten Höhe der verfügbaren öffentlichen 
Mittel, mußte von einer allgemeinen Erhöhung 
der Durchſchnitts⸗ und Höchſtſätze für die zu 
bewilligenden Hauszinsſteuerhypotheken abge⸗ 
ſehen werden. Dabei war nicht ohne Bedeutung 
die Tatſache, daß durch die im vergangenen 
Jahre eingetretene und die für das neue Jahr 
in Ausſicht ſtehende Erhöhung der Altmieten, 
ſowie durch die Befreiung der Wohnungsneu⸗ 
bauten von der ſtaatlichen Grundvermögens⸗ 
ſteuer (Verordnung vom 22. Dezember 1925 — 
Geſetzſammlung S. 178 —) eine Steigerung der 
Rentabilität der Neubauten herbeigeführt und 
damit eine abermalige Erweiterung der Be⸗ 
leihungsgrenze für die neben der Hauszinsfteuer- 
. aufzunehmenden Hypotheken geſchaffen 
wird.“ 

‚Anmerkung zu 6 A bſ. 2: Der Aus⸗ 
führungserlaß beſtimmt hierzu: „Bei Feſtſtellung 
der Zahl der von der Gemeinde (dem Gemeinde— 
verband) im Jahre 1926 zu finanzierenden Woh⸗ 
nungsneubauten (Ziffer 6 Abſatz 2 der Richt⸗ 
linien) ſind die auf Grund von Ziffer 1 dieſes 
Erlaſſes und auf Grund von Abſchnitt III der 
Richtlinien etwa beſonders verwendeten Beträge 
von dem Geſamtbetrage des der Gemeinde (dem 
Gemeindeverband) im Jahre 1926 zu Gebote 
ſtehenden Hauszinsſteueraufkommens abzu⸗ 
ſetzen.“ Beträgt das Aufkommen an Neubau- 
hilfsgeldern z. B. 100 000 Mark, entſprechend 
einer Pflichtzahl von 25 Neuwohnungen, 
werden aber für Bauten aus 1925 3. B. nach⸗ 
träglich 10 000 Mk., ferner für Zuſatzhypotheken 
in beſonders gearteten Fällen, für minder⸗ 
bemittelte Kinderreiche, Schwerkriegsbeſchädigte 
oder Kriegsblinde weitere 18 000 Mark bewilligt, 
ſo ſinkt die Pflichtzahl dieſer Kommune auf 
18 Neubauwohnungen. S Se 

Für Gemeinden und Gemeindeverbände, in 
denen die Höhe der Baukoſten das Durchſchnitts⸗ 
maß weſentlich überſteigt, können die für die Be⸗ 
meſſung des Hypothekenbetrages in Abſ. 1 und 2 
vorgeſehenen Höchſt⸗ und Durchſchnittsſätze erhöht 
werden. Zuſtändig für die Entſcheidung dahin⸗ 
gehender Anträge iſt der Regierungspräſident, für 
Berlin der Oberpräſident, für das Gebiet des 


Ruhrkohlenbezirks der Verbandspräſident. Abſ. 1 
letzter Satz und Abſ. 2 haben hierbei entſprechende 
Anwendung zu finden. 

Anmerkung zu 6 Abſatz 3: Hierzu 
beſtimmt der Ausführungserlaß: 
„Die in Ziffer 6 Abſatz 3 der Richtlinien zuge⸗ 
laſſene Erhöhung der Durchſchnitts⸗ und Höchſt⸗ 
ſätze für die zu bewilligenden Hauszinsſteuer⸗ 
hypotheken darf, wie bisher, über den Betrag 
von 6000 RAM (Durchſchnittsſatz; und 7000 RAM 
(Höchſtſatz) nicht hinausgehen. Vor der Ge- 
nehmigung von Erhöhungen iſt künftighin in 
jedem Falle an mich, den Miniſter für Volks⸗ 
wohlfahrt, zu berichten. Lediglich die bis Ende 
September 1925 dortſeits (d. h. vom Reg.⸗Präſ.) 
erteilten und hierher mitgeteilten Ge⸗ 
nehmigungen können von dort aus ſelbſtändig 
auf das Jahr 1926 ausgedehnt werden. Aller⸗ 
dings iſt auch in dieſen Fällen zuvor zu prüfen, 
ob die Erhöhung der Sätze weiterhin ſachlich be⸗ 
rechtigt iſt und gegebenenfalls, ob ſie ohne Be⸗ 
nachteiligung anderer Gemeinden, welche an den 
normalen Beträgen (Ziffer 6 Abſatz 1 der Richt⸗ 
linien) ſeſtgehalten haben, für das Jahr 1926 
zügelaſſen werden kann. Wegen der etwaigen 
Anerkennung der nach dem 1. Oktober 1925 
dortſeits zugelaſſenen Erhöhungen der Durch⸗ 
ſchnitts⸗ und Höchſtſätze auch für das neue Bau⸗ 
wirtſchaftsjahr iſt zur Beſeitigung von Ungleich⸗ 
heiten, die ſich bei der ſeitherigen Handhabung 
der ſelbſtändigen Erhöhung der Sätze durch die 
nachgeordneten Behörden innerhalb des Staats⸗ 
gebietes ergeben haben, die vorherige, diesſeitige 
Zuſtimmung erforderlich. Der Vorlage der ent⸗ 
ſprechenden, dortſeits eingehend zu begründen⸗ 
den Anträge ſehe ich, der Miniſter für Volks⸗ 
wohlfahrt, alsbald entgegen. Dabei iſt zu berück⸗ 
ſichtigen, daß die ſeit dem Bauwirtſchaftsjahre 
1924/25 eingetretene, allgemeine Steigerung der 
Baukojten eine Erhöhung der Sätze nicht recht- 
fertigt, und daß berechtigte Berufungen von Ge⸗ 
meinden, die bislang an den normalen Beträgen 
feſtgehalten haben, unter allen Umſtänden ver⸗ 
mieden werden müſſen.“ 


7. Bei Bemeſſung der Hauszinsſteuerhypotheken 
in den einzelnen Fällen ſind im Rahmen der zus 
gelaſſenen Sätze die Bauten mit kleinen, 
den beſcheidenſten Anforderungen 
genügenden Wohnungen in allgemeinen 
mit verhältnismäßig höheren Be⸗ 
trägen zu bedenken, als Bauten mit 
größeren Wohnungen. 

Anmerkung zu 7: Die Verwendung der 
Typen der Wohnungsfürſorgegeſellſchaften bieten 
Gewähr für Berückſichtigung mit möglichſt hohen 
Hypotheken, da auf beſcheidenſtem Raum mög⸗ 
lichſt praktiſche Wohnungen durch geſchickte 
Raumeinteilung untergebracht ſind. 

8. Die Hauszinsſteuerhypothek iſt mit 3 v. H. 
zu verzinſen und mit 1 v. H. jährlich — unter Zu⸗ 
wachs der erſparten Zinſen — zu tilgen. Die 
Zinſen ſind im Wege des Nachlaſſes bis auf 1 v. H. 
herabzuſetzen, inſopeit und ſolange ſich unter Be- 
rückſichtigung der Geſamtbelaſtung eine höhere 
Miete ergeben würde als für entſprechende, vor 
dem 1. Juli 1914 errichtete Wohnungen zu zahlen 
iſt. Von der Tilgung iſt bis zum 31. März 1930 


abzujehen. Die Zins- und Tilgungsbeträge jind 
am 1. April und 1. Oktober j. J. nachträglich an 
die vom Hypothekengeber näher zu bezeichnende 
Stelle zu zahlen. Beſondere Gebühren (Provi⸗ 
ſionen uſw.) find aus Anlaß der Hypotheken⸗ 
bewilligung und -Auszahlung nicht zu erheben. 
Anmerkung zu 8: Der Ausführungs⸗ 
erlaß bejtimmt, daß bei den für 1926 auszu⸗ 
gebenden Hauszinsſteuerhypotheken die Tilgung 
erſt am 1. April 1930 beginnt. Die Herren Re⸗ 
gierungspräſidenten ſind angewieſen, darauf 
hinzuwirken, daß auch für die in den Jahren 
1924 und 1925 ausgegebenen Hauszinsſteuer⸗ 
hypotheken im Intereſſe einer Verein⸗ 
fachung des Verfahrens der Tilgungsbeginn von 
den Hypothekengebern auf den 1. April 1930 
verſchoben wird. 

9. Rückfließende Hypotheken ſowie eingehende 
Tilgungsbeträge und Zinſen — letztere, ſoweit ſie 
nicht durch Verwaltungskoſten aufgebraucht 
werden, die durch Bewilligung und Verwaltung 
der Hauszinsſteuerhypotheken entſtehen — ſind 
einem Wohnungsbaufonds zuzuführen, deſſen 
weitere Verwendung nur nach Maßgabe dieſer 
Beſtimmungen zuläſſig iſt. 

Auf Antrag iſt der Regierungspräſident (für 
Berlin der Oberpräſident, für das Gebiet des 
Ruhrkohlenbezirks der Verbandspräſident) berech⸗ 
tigt, die Verwendung der zurückgefloſſenen Beträge 
oder eines Teiles derſelben zur Sicherung von 
Bürgſchaften und zur Gewährung von Zinszu⸗ 
ſchüſſen für ſolche Hypotheken zu geſtatten, die 
neben der Hauszinsſteuerhypothek zur Finan⸗ 
zierung von Wohnungsbauten auf dem privaten 
Geldmarkte aufgenommen werden müſſen. 

Anmerkung zu 9 Abſatz 2: Auf die 
Möglichkeit, Zinszuſchüſſe zu anderweiten 
Hypotheken aus dem Wohnungsbaufonds der 
einzelnen Kommunen für Hauszinsſteuerhypo⸗ 
theken⸗Bauten auch aus den Jahren 1924/1925 
zu erreichen, wird beſonders hingewieſen. 

10. Im Falle der Gewährung einer Hauszins⸗ 
ſteuerhypothek ſind für die Dauer der Belaſtung 
geeignete Maßnahmen gegen eine ſpekulative Ver⸗ 
wertung der Wohnungsbauten zu treffen (3. B. 
Eintragung eines durch Vormerkung geſicherten 
Ankaufs⸗ oder Wiederkaufsrechts). Von einer Ein- 
tragung dieſer dinglichen Sicherung kann abge⸗ 
ſehen werden, wenn dem Grundſtück die Eigenſchaft 
als „Reichsheimſtätte“ (Geſetz vom 10. Mai 1920 
— Reichsgeſetzbl. 1 S. 962 — verliehen iſt, oder 
wenn die im Verhältnis zu den Bau- und Grund⸗ 
ſtückskoſten nur geringe Höhe der bewilligten Haus⸗ 
zinsſteuerhypothek die Koſten der Eintragung der 
dinglichen Sicherung nicht gerechtfertigt erſcheinen 
läßt, in jedem Falle aber dann, wenn die bewilligte 
Hauszinsſteuerhypothek weniger als ½ der ge 
ſamten Bau- und Grundſtückskoſten beträgt. 

Der Bauherr kann ſich mit Genehmigung des 
Hypothekengebers durch freiwillige Rückzahlung 
der Hauszinsſteuerhypothek nebſt 6 v. H. Zinſen 
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vom Tage der Auszahlung ab von ſämtlichen Ver⸗ 
pflichtungen, alſo auch von der dinglichen Siche⸗ 
rung befreien. 

Anmerkung zu 10 Abſatz 2: Laut 
Ausführungserlaß gilt die Möglichkeit, mit Ge⸗ 
nehmigung des Ausgebers die Hauszinsſteuer⸗ 
hypothek und damit die ſoziale Bindung des 
Grundſtückes durch freiwillige Rückzahlung ab⸗ 
zuſtoßen, auch für Fälle aus den Jahren 
1924/1925. Die alsdann ſeit dem Auszahlungs⸗ 
tage zu zahlenden Zinſen betragen nunmehr 
6% jährlich. 

11. Die Eintragung der Hauszinsſteuerhypothek 
in das Grundbuch hat auf Goldbaſis nach den 
jeweils geltenden geſetzlichen Beſtimmungen zu 
erfolgen. 5 

12. Die Hypothek iſt, abgeſehen von den Fällen 
unter Ziffer 13, von ſeiten des Hypothekengebers 
unkündbar. 

13. Die Hauszinsſteuerhypothek iſt — einſchließ⸗ 
lich einer Verzinſung von 12 v. H. vom Tage der 
Auszahlung ab — auf Verlangen des Hypotheken⸗ 
gebers ſofort zur Rückzahlung fällig, wenn ohne 
ſeine Zuſtimmung 

a) das Gebäude nicht den Antragsunterlagen ent⸗ 
ſprechend ausgeführt und genutzt wird, 

b) der Schuldner ſeinen ſonſtigen Verpflichtungen 
nicht nachkommt und 

e) das Grundſtück veräußert wird. 


Anmerkung zu 13a: Gegen die Gefahr 
der Rückforderung der Hauszinsiteuerhypothek 
wegen antragswidriger Ausführung des Baues 
ſchützt ſich der Bauherr am beſten durch die tech⸗ 
ks Oberaufſicht der Wohnungsfürſorgegeſell⸗ 

aften. 


III. Zuſatzhypotheken. 

14. In beſonders gearteten Fällen 
kann neben der Hauszinsſteuerhypothek eine Zu⸗ 
ſatzhypothek bis zum Höchſtbetrage von 1500 RA 
je Wohnung bewilligt werden. Hauszinsſteuer⸗ 
hypothek und Zuſatzhypothek dürfen zuſammen⸗ 
genommen in keinem Falle ¼ des vollen Bau⸗ 
wertes des Hauſes mit Aus ſchluß des Grund 
und Bodens (662¼ v. H. des Bauwertes) oder 
60 v. H. des Wertes des Hauſes mit Ein ſchluß 
des Grund und Bodens (60 v. H. des Bau⸗ und 
Bodenwertes) überſteigen. 

Die Zuſatzhypothek iſt von ſeiten des Hypo⸗ 
thekengebers für die Dauer von 5 Jahren un— 
kündbar. Sie iſt in das Grundbuch vor der Haus⸗ 
zinsſteuerhypothek einzutragen mit der Verpflich⸗ 
tung für den Bauherrn, ſie mit 4 v. H. jährlich zu 
verzinſen. Nach Ablauf von 5 Jahren hat der 
Hypothekengeber das Recht, die Rückzahlung der 
Zuſatzhypothek auf dreimonatige, auf das Ende 
eines Vierteljahres lautende Kündigung zu Der: 
langen. 

15. Bei Bauvorhaben für minderbemit⸗ 
telte kinderreiche Familien (Familien 
mit vier undmehrunverſorgten Kin⸗ 
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dern) und für minderbemittelte 
Schwerkriegsbeſchädigte linsbeſondere 
Kriegsblinde), die als Eigenheime, als Ge- 
noſſenſchaftswohnungen oder als gemeindeeigene 
Wohnungen errichtet werden, kann in einzelnen 
beſonders dringlichen Fällen die Zuſatzhypothek je 
Wohnung auch über den Betrag von 1500 RM 
hinaus erhöht, d. h. ſo hoch feſtgeſetzt werden, daß 
durch Hauszinsſteuerhypothek und Zuſatzhypothek 
bis zu 9 0 v. H. des Wertes des Hauſes mit Ein- 
ſchluß des Grund und Bodens (90 v. H. des Werts 
des bebauten Grundſtücks) oder 100 v. H. des 
Bauwerts gedeckt werden. Die Rückzahlung 
dieſer Sonderzuſatzhypotheken kann nach Ablauf 
von 5 Jahren, insbeſondere dann gefordert 
werden, wenn die Vorausſetzungen für ihre Be— 
willigung fortgefallen ſind (Sinken der Zahl der 
unverſorgten Kinder unter 4 und Hebung der Er- 
werbsfähigkeit bei Schwerkriegsbeſchädigten u. a. 
m.). In beſonderen Fällen kann für die Rück⸗ 
zahlung eine längere Friſt bis zu höchſtens 
2 Jahren bewilligt werden. Im übrigen gilt 
Ziffer 14 Abſ. 2 auch für die bewilligten Sonder⸗ 
zuſatzhypotheken. 
Anmerkung: Ziffer 14 Abſ. 2 regelt die 
Zeit der Unkündbarkeit, den Zinsſatz und den 
Grundbuchrang. 

16. Hinſichtlich der Gewährung von Zuſatz⸗ 
hypotheken und von Sonderzuſatzhypotheken finden 
die Beſtimmungen unter Ziff. 8 tz 4 und 5, 
Ziff. 9 und Ziff. 13 dieſer Richtlinien entſprechende 
Anwendung. 

Anmerkung: Ziffer 8 Satz 4 und 5 regeln 


die Zahlungsfriſten I Zinſen und Tilgung und. 


die Gebührenfreiheit. Ziffer 9 betrifft den 
Wohnungsbaufonds und ſeine Verwendung. 
Ziffer 13 enthält die Beſtimmungen über friſt⸗ 
loſe Rückforderung der Hypothek. 

17. Durch die Bewilligung von Zuſatzhypotheken 
und Sonderzuſatzhypotheken (Ziff. 14 und 15) darf 
im ganzen nicht mehr als 10 v. H. des den Ge⸗ 
meinden (Gemeindeverbänden) für die Förderung 
der Neubautätigkeit auf dem Gebiete des Woh⸗ 
nungsweſens zu Gebote ſtehenden Anteils an 
Hauszinsſteueraufkommen leinſchl. etwaiger Zu⸗ 
weiſungen aus dem ſtaatlichen Wohnungsfürſorge⸗ 
fonds) in Anſpruch genommen werden. 


IV. Verfahren. 

18. Anträge auf Gewährung von Hauszins⸗ 
ſteuerhypotheken und gegebenenfalls von Zuſatz⸗ 
hypotheken ſind an den Gemeindevorſtand, bei 
Bauvorhaben in Gemeinden, denen die ſelbſtändige 
Verwendung des für die Neubautätigkeit be⸗ 
ſtimmten Anteils am Hauszinsſteueraufkommen 
nicht übertragen iſt, an den Landrat (Vorſitzenden 
des Kreisausſchuſſes) zu richten. Bei Bauvor⸗ 
haben, die von einer provinziellen Wohnungsfür⸗ 
ſorgegeſellſchaft betreut werden, kann der Antrag 
auch an dieſe gerichtet werden. 


In dem Antrage hat der Bauherr nachzuweiſen, 
daß er allein oder mit rechtsverbindlich geſicherter 
Unterſtützung Dritter in der Lage iſt, die durch die 
Hypotheken nicht gedeckten Baukoſten zu tragen. 
Gleichzeitig iſt der Nachweis zu führen, daß durch 
die Verzinſung des Baukapitals einſchl. der ſon⸗ 
ſtigen Laſten nicht Mieten entſtehen, welche die für 
entſprechende Altwohnungen zu zahlenden Mieten 
in allzu erheblichem Maße überſteigen. In dem 
Antrage iſt gegebenenfalls außerdem zu erörtern, 
ob und in welcher Höhe Arbeitgeber, deren Ar- 
beitern und Angeſtellten die Wohnungen nach 
ihrer Lage vorausſichtlich zugute kommen werden, 
ſich mit Leiſtungen an Bauland, Bauſtoffen oder 
in bar an der Herſtellung der Wohnungen betei- 
ligen werden und wie dieſe Beteiligung geſichert iſt. 

Die Anträge find in überſichtlicher Form auf- 
zuſtellen. 

Anmerkung zu 18: Neu iſt gegenüber 
den vorjährigen Richtlinien, daß bereits bei der 
Antragſtellung der Nachweis zu führen iſt, daß 
die Belaſtung aus dem Neubau die Miete ie? 
entſprechende Altwohnungen nicht allzu erheblich 
überſteigt. Bei dieſem Nachweis wird von vorn⸗ 
herein mit der vorausſichtlichen Steigerung der 
Altmieten gerechnet werden können. 

19. Auf die bewilligten Hypotheken können, ſo⸗ 
weit die flüſſigen Mittel dazu ausreichen, Vor⸗ 
ſchüſſe (Zwiſchenkredite) nach Maßgabe des 
Standes der Bauausführung gewährt werden. 
Die Auszahlungsanträge ſind zu richten an die 
Gemeinde (Gemeindeverband), welche die Hypothek 
bewilligt hat, gegebenenfalls auch an die provin⸗ 
zielle Wohnungsfürſorgegeſellſchaft, welche das 
Bauvorhaben betreut. 


Anmerkung zu 19: Durch einen Erlaß 
des Herrn Preußiſchen Miniſters für Volkswohl⸗ 
fahrt (II. 13 Nr. 590) vom 1. März 1926 iſt mit⸗ 
geteilt, daß ſich auf ſeinen Vorſchlag die Preußi⸗ 
ſche Staatsbank (Seehandlung) in Berlin bereit 
erklärt hat, das kommunale Aufkommen an all⸗ 
5 Hauszinsſteuer für die Neubautätig⸗ 

eit bis zur Höhe von 90% des berichtigten 
Sollaufkommens des gemeindlichen Hauszins⸗ 
ſteueranteils für die Neubautätigkeit für das 
erſte Vierteljahr 1926 zu bevorſchuſſen. Der 
Zinsfuß für die Vorſchüſſe beträgt I % jährlich. 
Eine Proviſion wird daneben nicht erhoben. Die 
Zinſen für die Vorſchüſſe dürfen den gemeind⸗ 
lichen Wohnungsbaumitteln aus dem Hauszins⸗ 
ſteueraufkommen für 1926 entnommen werden. 
Die Anträge ſind ſeitens der Kommunen nach 
beſonderem Muſter durch die Hand des Herrn 
Regierungspräſidenten zu ſtellen. 


20. Die Eintragung der Hypotheken erfolgt zu⸗ 
gunſten der Gemeinde oder des Gemeindever— 
bandes. Die Hauszinsſteuerhypothek iſt an berei- 
teſter Stelle einzutragen; im ungünſtigſten Falle 
darf ihr im Range eine Belaſtung in Höhe der 
reinen Baukoſten oder im Ausnahmefalle in Höhe 
von 90 v. H. des Wertes des bebauten Grundſtücks 
— vermindert um den Betrag der Haus- 
zinsſteuerhypothek — vorangehen. 


BEES 


ches 


he u 191 


21. Bei Bauvorhaben in Gemeinden und Ge- 
meindeverbänden, in denen die Prüfung der An⸗ 
träge nach der wohnungstechniſchen Seite hin nicht 
ausreichend gewährleiſtet iſt, iſt der Regierungs⸗ 
präſident berechtigt, die Vorlage der Antragsunter⸗ 
lagen zu verlangen und gegebenenfalls gegen die 
Beleihung Einſpruch zu erheben. 

Anmerkung zu 21: Bei Bauvorhaben, die 


von den Wohnungsfürſorgegeſellſchaften betreut 
werden, iſt die Gewähr für einwandfreie Prü⸗ 


fung der Anträge nach der wohnungstechniſchen 
Seite hin ausreichend gegeben. Insbeſondere 
bedürfen beiſpielsweiſe Anträge, denen Typen⸗ 
zeichnungen der Schleſiſchen Heimſtätte zugrunde 
liegen, nicht mehr der Prüfung durch den Herrn 
Regierungspräſidenten (vergl. Anm. zu 3a). 


22. Die Beachtung dieſer Richtlinien hat der 
Regierungspräſident (für Berlin der Oberpräſi⸗ 
dent, für das Gebiet des Ruhrkohlenbezirks der 
Verbandspräſident) zu überwachen. 


Wohnungsbau und Wirtſchaft. 


Von Dr. K. v. Mangoldt, Berlin. 


Angriffe auf die Verwendung der Hauszins⸗ 

ſteuermittel, ja auf die Verwendung größerer 
Kapitalien überhaupt, in unſerer Lage jetzt für den 
Wohnungsbau. Da anzunehmen iſt, daß dieſe An⸗ 
ſchauungen von nicht ſo ganz einflußloſen Kreiſen 
mehr oder minder geteilt werden, iſt es ratſam, 
daß ſich die Freunde der Wohnungsreform bei- 
zeiten mit dieſen Gedankengängen auseinander⸗ 
ſetzen und ihnen entgegentreten, damit dieſe Ge— 
danken nicht Macht gewinnen und eines Tages die 
praktiſche Politik in falſche Bahnen lenken. 

Der Inhalt dieſer Gedankengänge iſt im weſent⸗ 
lichen folgender: Einmal wird behauptet, es ſei un⸗ 
richtig, unſerer ſo ſtark unter Kapitalnot leidenden 
Wirtſchaft Kapital zu entziehen, um es dem Woh⸗ 
nungsbau zuzuführen; hierdurch werde die Kapital⸗ 
bildung ſowohl unmittelbar wie auch mittelbar 
beeinträchtigt. Kapitalverwendung für den Woh⸗ 
nungsbau ſei derzeit auch weniger produktiv als 
Kapitalverwendung für andere Stellen der Wirt⸗ 
ſchaft; im Grunde genommen diene auch das Ka⸗ 
pital, das dem Wohnungsbau gewidmet werde, 
nicht der Produktion, ſondern dem Konſum. Was 
ferner die Arbeitsloſigkeit betreffe, ſo werde dieſe 
auf die Dauer durch die Errichtung neuer Pro⸗ 
duktionsſtätten der Induſtrie uſw. viel wirkſamer 
bekämpft als durch den Wohnungsbau. Endlich 
ſei das Bedürfnis nach Nahrung und Kleidung 
dringender als das nach Wohnung und daher mit 
Vorrang zu befriedigen, in der Wohnung dagegen 
müſſe man ſich einſtweilen beſchränken. 

Unterwirft man dieſe Gedankengänge einer 
nüchternen kritiſchen volkswirtſchaftlichen Prüfung, 
ſo zeigt ſich, daß ſie großenteils nicht Stich halten. 
Es iſt zunächſt einmal nicht ſo ohne weiteres richtig, 
daß das jetzt für den Wohnungsbau zur Verwen⸗ 
dung kommende Kapital der Wirtſchaft entzogen 
wird, auch wenn es auf dem Steuexwege beſchafft 
wird. Die Mittel der Hauszinsſteuer, auf denen 
unſer Wohnungsbau gegenwärtig ja vor allen 
Dingen beruht, werden der Miete, alſo dem zum 
Konſum kommenden Einkommen entnommen. Bei 


U der Preſſe finden ſich neuerdings gelegentlich 


Nichterhebung würden ſie vorausſichtlich zum größ⸗ 
ten Teil vom Tageskonſum verbraucht werden, und 
der Reſt, der wahrſcheinlich zumeiſt den Sparkaſſen 
zufließen würde, würde dieſem letzteren gegenüber 
einen um jo größeren Anſpruch der Sparer be⸗ 
gründen, die Spargelder beſonders dem Bedürfnis 
der Maſſen dienſtbar zu machen. Wollte man aber 
die Hauszinsſteuer zwar erheben, fie aber voll- 
ſtändig der Deckung des allgemeinen Staats- 
und Kommunalbedarfes zuführen, ſo würde das 
ein Beginnen ſein, das ſich aller Vorausſicht nach 
ſchon politiſch als vollſtändig undurchführbar er⸗ 
weiſen würde. Ahnlich liegen die Dinge bei den 
Geldern der ſozialen Verſicherung, der privaten und 
öffentlichen Verſicherungsgeſellſchaften, ſowie der 
Sparkaſſen. Auch hier gilt zunächſt einmal, was 
eben ſchon bei der Hauszinsſteuer geſagt wurde, 
daß eine völlige Nichtberückſichtigung des Woh⸗ 
nungsbaues bei der Verteilung der Ergebniſſe 
dieſer Kapitalquellen überhaupt ausgeſchloſſen, ein 
gewiſſes Maß von Berückſichtigung vielmehr auf 
alle Fälle zwangsläufig iſt. Zweitens aber kann 
doch auch hier kein Zweifel ſein, daß dieſe Ka⸗ 
pitalien zum ſehr großen Teile dem Einkommen 
der breiten Maſſen entſtammen, und daß man da⸗ 
her, wenn die ſchaffende Wirtſchaft dieſe Kapitalien 
an ſich zieht, eigentlich paſſender davon ſprechen 
müßte, daß die Wirtſchaft dieſes Kapital den 
Maſſen entzieht, als daß das Umgekehrte der Fall 
iſt. 


Was aber die Vorwürfe, das Kapital für den 
Wohnungsbau ſei weniger produktiv angewandt 
und diene doch eigentlich nur dem Konſum, an⸗ 
langt, ſo haben wir es hier mit ganz unklaren und 
ſchiefen volkswirtſchaftlichen Begriffen und Vor⸗ 
ſtellungen zu tun. Dem Konſum zu dienen, iſt an 
und für ſich ſelbſt in einer Zeit wie der unſrigen 
durchaus kein Vorwurf, ſondern die notwendige 
Beſtimmung eines großen Teiles des Kapitales 
überhaupt. Oder will man etwa die Verwendung 
des Betriebskapitales einer Textilfabrik oder einer 
großen Brotbäckerei tadeln, weil ſie dem Konſum 
und nicht der Produktion diente? Wollte man 
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ſich auf ſolche Begriffe berufen, ſo könnte man 
ſchließlich nur die Verwendung von Kapital für die 
Erzeugung von Produktions mitteln, alſo etwa 
z. B. für Maſchinenfabrikation, zulaſſen, was ein 
offenbarer Unſinn wäre. Produktiv iſt nach rich- 
tiger Auffaſſung vielmehr jede ſchaffende Tätigkeit, 
die ein vernünftiges Bedürfnis des Menſchen zu 
befriedigen geeignet iſt, und daß die Produktivität 
des Wohnungsbaues an und für ſich eine geringere 
ſei als die in Induſtrieanlagen und dergl., wird 
man gerade gegenwärtig angeſichts der fürchter⸗ 
lichen Wohnungsnot gewiß nicht behaupten können. 
Ferner die Arbeitsloſigkeit! Daß auf die Dauer 
die Schaffung von Produktionsſtätten, die dauernd 
Arbeit gewähren, mehr Arbeit ſchafft, als die Er⸗ 
richtung von Wohnungen, iſt ja allerdings ſchließ— 
lich ſelbſtverſtändlich, aber bei der Bekämpfung der 
gegenwärtigen Arbeitsloſigkeit denkt man doch vor 
allem an die augenblickliche Wirkung, 
und für dieſe iſt ſicher der Wohnungsbau eines der 
allerbeſten Mittel. Auch kann man doch nicht ſo 
ohne weiteres von jeder Kapitalverwendung für 
Induſtrie- oder landwirtſchaftliche Zwecke jager. 
daß ſie wirklich dauernd Arbeit ſchafft; es kommt 
doch immer noch ſehr darauf an, ob die betreffende 
Produktion dauernd in Gang zu halten iſt und 
Abſatz findet, — eine heute ſicher ſehr kritiſche 
Frage. Wieviel Kapital iſt in den ganzen letzten 
Jahren nicht gerade auch für Induſtrieanlagen 
und dergl. unnütz verpulvert worden! Das ot: 
geblich dringendere Bedürfnis nach Nahrung und 
Kleidung endlich iſt mit dem einfachen Hinweis 
zu erledigen, daß die Bedürfnisbefriedigung in 
dieſen Richtungen ſeit Kriegsende bei uns doch im 
großen und ganzen dauernd beſſer geworden iſt, 
während umgekehrt die Wohnungsnot und ihre 
erg Folgen ſich immer mehr verſchlimmert 
en. 

Trotz alledem ſteckt aber doch in den oben o: 
geführten Vorwürfen ein beachtenswerter richtiger 
Kern, wenn auch weniger in den Einzelbehaup- 
tungen als in einer nicht ganz klar ausgeſprochenen, 
aber doch dem Ganzen zugrunde liegenden Grund— 
meinung. Unbeſtreitbar leiden wir derzeit in 
Deutſchland unter einer ungeheueren Kapitalsnot, 
und Kapital in großem Umfange iſt für die lebens⸗ 
notwendige Rationaliſierung, Moderniſierung und 
Umſtellung unſeres Produktions- und Arbeits⸗ 
apparates faſt in unſerer ganzen Wirtſchaft drin- 
gend erforderlich. Angeſichts dieſer Sachlage kann 
die ſchaffende Wirtſchaft allerdings mit Recht ver⸗ 
langen, daß nicht für andere als unerläßliche Zwecke 
zwangsweiſe mit Hilfe der Staatsgewalt Kapital in 
Anſpruch genommen wird, und ebenſo auch, daß ihre 
Steuerlaſt durch Nutzbarmachung der ſonſtigen 
Steuerquellen ſoweit erleichtert wird, wie das mit 
der Dringlichkeit und Wichtigkeit der anderen auf 
die Steuereingänge angewieſenen Bedürfniſſe 


irgend vereinbar iſt. Welche Gründe kann dem— 
gegenüber der Wohnungsbau dafür geltend machen, 
daß auch er bei der Kapitalverteilung und bei der 
Verteilung der Steuerbeträge in weſentlichem Um- 
fange mit berückſichtigt wird? Wir wollen da die 
ſozuſagen menſchlichen Momente, die ſo ſtark für 
die Bekämpfung der Wohnungsnot durch umfaſſen⸗ 
den Wohnungsbau ſprechen, übergehen und uns 
hier nur auf den Standpunkt wirtſchaftlicher 
Gründe ſtellen. Aber gerade, wenn wir das tun, 
ſo iſt doch kein Zweifel, daß die Unterbringung des 
Menſchen, ſeine Wohnung und Behauſung, auch 
vom wirtſchaftlichen Standpunkte aus die jorg- 
fältigſte Berückſichtigung verdient. Von allen Ka⸗ 
pitalien der Wirtſchaft iſt doch ſchließlich der Menſch 
ſelber das koſtbarſte und empfindlichſte. Man 
braucht wirklich noch kein jo beſonders hervor⸗ 
ragender Sachkenner zu ſein, um zu wiſſen, daß die 
Arbeitsleiſtung bei uns heute tauſend- und 
hunderttauſendfältig durch die Wohnungsverhält⸗ 
niſſe mehr oder minder ſchwer beeinträchtigt wird 
— von hochſtehenden geiſtigen Arbeitern ange— 
fangen, die durch die Enge ihrer häuslichen Ver⸗ 
hältniſſe an der richtigen vollen Nutzung ihrer 
Fähigkeiten verhindert werden, bis zu den eigent- 
lichen Handarbeitern, deren Geſundheit und damit 
auch Arbeitsluſt und Arbeitskraft durch den Zwang, 
in dumpfen, gänzlich unzulänglichen Wohnungen, 
oftmals wahren Löchern, mit ihrer Familie zu 
hauſen, ſchwer geſchädigt wird. 

Weiter aber darf als ſehr wichtiger Umſtand auf 
keinen Fall überſehen werden, daß der Wohnungs- 
bau auf dem ganzen weiten Gebiet der nicht rein 
ſtädtiſchen Verhältniſſe für uns doch zu den uner⸗ 
läßlichen Mitteln und Vorausſetzungen gehört, um 
die jo dringend notwendige Intenſivierung 
unſerer Wirtſchaft, in dieſem Falle alſo unſerer 
Landwirtſchaft und unſerer halbländlichen Boden- 
und Gartenkultur, zu erzielen. Dieſe Inten— 
ſivierung ſteht und fällt in weitem Umfange mit 
der Möglichkeit des Wohnungsbaues, und ohne 
ſolche Intenſivierung ſieht unſere wirtſchaftliche 
Zukunft noch viel dunkler aus, als es ohnedies der 
Fall iſt. 

Unbeſtreitbar iſt ferner, daß durch die gegen⸗ 
wärtige Schlechtigkeit der Wohnungsverhältniſſe 
ſchon jetzt ſehr bedeutende Fürſorgelaſten 
direkt erzeugt werden und noch viel größere für die 
Zukunft drohen. Aus der Engigkeit und Ungeſund⸗ 
heit der Wohnungen erwachſen in Tauſenden und 
aber Tauſenden von Fällen Rachitis, Tuberkuloſe, 
rheumatiſche Krankheiten, Nervenleiden uſw., und 
für die all ſo entſtehenden ungeheueren Fürſorge— 
laſten muß doch ſchließlich am letzten Ende irgend— 
wie die ſchaffende Wirtſchaft wiederum aufkommen. 
Endlich aber wollen wir doch die Augen auch nicht 
vor den außerordentlich ſtarken Gefahren ner: 
ſchließen, mit denen die Wohnungsverhältniſſe in⸗ 
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folge ihrer politiſch⸗moraliſchen Rückwirkungen auf 
die Dauer gerade auch die Wirtſchaft bedrohen. 
Was die Kenner des Volkslebens über die morali⸗ 
ſche Zerrüttung weiter Kreiſe unſeres Volkes durch 
die herrſchende Wohnungsnot berichten, iſt entſetz⸗ 
lich, und die Gefahr, daß auf dieſem Boden in nicht 
geringem Umfange ein moraliſch haltloſes Ge- 
ſchlecht heraufwächſt, iſt groß; ebenſo trägt das 
Wohnungselend ſelbſtverſtändlich zur Radikali⸗ 
ſierung der Maſſen und zu dem vergiftenden in— 
neren Streite ſehr viel bei, und wenn dazu dann 
noch die geſteigerte Hoffnungsloſigkeit träte, die 
D aus völliger Zurückſtellung der Wohnungs- 
bautätigkeit zugunſten der Wirtſchaft ergeben 
müßte, ſo wären die Folgen gar nicht auszudenken. 
Dem deutſchen Volke ſtehen ſowohl innen- wie 
außenpolitiſch ſicher noch gewaltige Kämpfe 


und Entſcheidungen bevor, für ſie aber brauchen 
wir ein geſundes und innerlich geeintes Volk, 
ſonſt kann, das könnten wir nun doch wirklich 
gelernt haben, in wenigen Tagen und Wochen der 
Entſcheidung alles wieder verloren gehen, was die 
Wirtſchaft in mühſamer Anſtrengung langer Jahre 
aufgebaut hat. 

Natürlich kann der Wohnungsbau nicht bean⸗ 
ſpruchen, daß er allein berückſichtigt wird; er muß 
ſich beſcheiden, jo wie ſich auch die Wirtſchaft be- 
ſcheiden muß. Aber der Wohnungsbau kann ſeine 
Anſprüche mit gutem Gewiſſen neben die der 
Wirtſchaft ſtellen, und jeder Teil wird in der be- 
ſchränkten Lage, in der wir uns nun einmal be- 
finden, dahin trachten müſſen, durch ſelbſtloſe, treue 
und ſtetige Anſtrengung allmählich unſer hartes 
Schickſal doch wieder zu meiſtern. 


Bau und Boden. 
Von Erna Behne, Hamburg. 


m „Montag Morgen“ Berlin erſchien vor 
einiger Zeit das Schlagwort vom „Unfug des 
Bauens“. Ein Haus ſei ein totes Gut im 
Gegenſatz zur Maſchine, da es nur einmal Ar⸗ 
beitskräfte in Bewegung ſetze und die Maſchine 
dauernd. Iſt das ſo? Hier ſtehen die Londoner 
Zahlungsbedingungen: 
1925: 1 Milliarde Goldmark, 
1926: 1220 Millionen Goldmark, 
1927: 1200 75 
1928: 1750 5 S 
ab 1929: 2½ Milliarden 5 
Muß da nicht unſere Induſtrie alles Kapital 
verſchlingen, was wir überhaupt nur aufbringen 
können, und iſt da Bauen nicht Sentimentalität? 
Regierungspräſident Krüger, der Lüneburger Prak⸗ 
tiker und klare Mitarbeiter des Reichsarbeits⸗ 
miniſteriums, empört ſich gegen ſolche Auffaſſung 
im Reichsarbeitsblatt vom Januar 1926. Er ſetzt 
den Dawes⸗Zahlen andere gegenüber: 
jährlich 


Vor dem Kriege hat Deutſchland 
200 000 Wohnungen gebaut. 
Im Jahrfünft 1919 bis 1924 wurden nur 
653 322 Wohnungen gebaut. 
Für die Jahre 1923 bis 1930 brauchen wir 
2 600 000 Wohnungen. 

Sind dieſe Zahlen weniger in Fleiſch und Blut 
der Menſchen greifend als die Zahlen des In— 
duſtrierückganges? Und weiter: das Baugewerbe 
beſchäftigte vor dem Kriege, 1907, 6,3 % der ge 
ſamten Erwerbstätigen. Dazu kommen der Bau- 
ſtoffhandel und andere Zweige, die das Baugewerbe 
als „Schlüſſelgewerbe der deutſchen Induſtrie“ in 
Bewegung ſetzt. Männer wie Krüger, Harms, 
Sering, wiſſen darum, daß nben die Induſtrie 
das Baugewerbe treten muß — und die Landwirt⸗ 
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ſchaft. Vor dem Kriege wurden von deutſchen 
Waren ½ exportiert, ½ blieben im Lande, und 
zwar wurden davon faſt die Hälfte von der Land⸗ 
wirtſchaft aufgenommen, obwohl ſie weniger als 
% der deutſchen Bevölkerung ausmachte. Heute 
gilt, was Kropatkin jchon 1890 ſagte: „Wehe 
Europa, wenn an dem Tage, an dem die Dampf⸗ 
maſchine ihren Einzug in China hält, es noch 
immer auf fremde Abnehmer ſeiner Waren an⸗ 
gewieſen iſt.“ Deutſchland, Europa muß ſich auf 
ſich ſelbſt ſtellen, wenn es ſich zwiſchen den 350 
Millionen Inder, 300 Millionen Chineſen und 
Amerika, das immer mehr zum Weltlieferanten 
in Maſchinen wird, halten will. 

„Ob unſer Weltbetrieb für uns ein ſo großes 
Glück iſt, bezweifeln ſelbſt wir in ſtillen Stunden. 
Der Menſch, wenn er ſeine Natur ungebrochen 
beſitzt, will Heimat“, ſagt Jakob Schaffner in 
einem jeiner blutwarmen Romane. Der Satz, 
ein Haus ſei ein totes Gut, richtet ſich von ſelbſt. 
Zum Haus aber gehört Bodennähe. Das Wider- 
natürliche der 2 Millionen Erwerbsloſen, die mit 
ihren Familien den 8. Teil des deutſchen Volkes 
ausmachen, iſt nur zu löſen durch Ausbreitung der 
Arbeiter aufs Land. Solche Übergänge von Stadt- 
zu Landarbeit ſind Odlandkulturarbeiten, wie ſie 
die Dökult G. m. b. H. leiſtet. Im Kreis Huſum 
hat De jetzt neue 850 ha Odland in Angriff ge 
nommen. Das Lokſtedter Lager iſt ſtaatlicherſeits 
in drei neue Dorfſchaftsvereinigungen umgewandelt 
und mit 120 Baltikumern beſiedelt. Allmählich 
bricht auch der geſunde Gedanke der Dezentrali— 
ſation der Großſtadt und Induſtrie durch. Bil- 
dung von Trabantenſtädten im Umkreis der auf- 
geblähten Großſtädte erklärte der Internationale 
Städtebaukongreß in Amſterdam als Lebensfrage. 
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Durch Bau eines Stichkanals Berlin— Stettin iſt 
die Vorſtadt Velten zu einer ſolchen neuen kleinen 
Induſtrieſtadt geworden. London hat ſeine 
Tochterſtädte Letchworth und Welwyn. Belgiſche 
Arbeiter, die in Lüttich arbeiten, wohnen in Oſt⸗ 
ende und werden mit Arbeiterkarten im Degug 
befördert. In England weiß man am beſten, was 
heute not tut. Nach den Agrarreformvorſchlägen 
Lloyd Georges iſt Mac Donald mit einem um⸗ 
faſſenden Siedlungsprogramm an die Offentlich⸗ 
keit getreten: „Laßt uns unſere innere Entwicklung 
auf genau dieſelbe finanzielle Baſis ſtellen wie 
unſere Überſeeentwicklung . .. um wenigſtens 
50% unſeres Volkes wieder auf dem Boden an- 
zuſiedeln.“ Die Zeitſchrift für Geopolitik fordert 
wegeweiſend für Europa ein „großzügiges Agrar- 
und Siedlungsprogramm, um aus den unproduk⸗ 
tiven Arbeitsloſen Kleinbauern zu machen“, denn 
hierin entſcheidet ſich das Schickſal Europas, das 
zwiſchen Amerikanismus und öſtlicher Kult ir 
ſeinen eigenen Weg finden muß. 

Tiefer noch geht die Bevölkerungsfrage. Berlin 
hat heute weniger Geburten als Paris. 40 % 
ſeiner Ehen ſind kinderlos. Der Niedergang der 
nordiſchen Raſſe in Europa und drüben tritt in 
immer ſchärferen Gegenſatz zu dem Aufblühen der 
farbigen Raſſen, wenn die Großſtädte immer 
ſchneller Leben aufreiben und das Land kein neues 
hervorbringt. Heute ſind 10 Millionen Neger in 
Nordamerika, und die Vereinigten Staaten weiſen 
von 1910—1920 eine Verdoppelung der Neger- 
bevölkerung auf. Schon im Jahre 1900 kamen 
auf tauſend Ehefrauen: auf dem Lande 253 Ge- 
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burten, in der Stadt 190. 1905—1910 wanderte 
aus den öſtlichen Provinzen Preußens / Million 
ab. Von Bismarcks Zeiten bis 1913 wurden dort 
durch Anſiedlungsgeſetze 200 000 Bauern ange— 
ſiedelt. Es geht alſo! Profexor Fritz Lenz, der 
Verfaſſer der „Menſchlichen Erblichkeitslehre“, 
hält die Siedlungsfrage für die wichtigſte Raſſen⸗ 
forderung, denn: „Wo der Grund und Boden frei 
veräußerlich und teilbar iſt, führt die Rückſicht auf 
die Erbteilung die beſitzende Landbevölkerung auf 
die Dauer unweigerlich zu einer ſo weitgehenden 
Beſchränkung der Kinderzahl, daß ihr Beſtand nicht 
mehr erhalten bleibt. Das Anerbenrecht, bei dem 
der Hof ungeteilt auf eines der Kinder, gewöhn⸗ 
lich den älteſten Sohn, übergeht, wirkt zwar nicht 
ſo verhängnisvoll wie die gleiche Teilung; aber 
auch dort ſcheuen ſich die Eltern natürlich, außer 
dem gutgeſtellten Kinde noch mehrere Beſitzloſe zu 
hinterlaſſen. Daher reicht z. B. in den evangeli⸗ 
ſchen Gebieten Nordweſtdeutſchlands auch die Kin⸗ 
derzahl der ſelbſtändigen Landleute heute nicht mehr 
zur Erhaltung der Familien aus. Gerade die 
beſitzende Landbevölkerung aber wäre recht eigent— 
lich berufen, die Quellen der Maſſentüchtigkeit zu 
bilden, und ſie hat dieſe Aufgabe auch in allen 
vergangenen Jahrhunderten erfüllt. Solange die 
bäuerliche Bevölkerung ihre Raſſentüchtigkeit voll 
bewahrt, gleichen ſich alle Entartungserſcheinungen 
der ſtädtiſchen Bevölkerung auf die Dauer wieder 
aus.“ Das Bezeichnende iſt, daß in allen unſern 
Statiſtiken und Wiſſenſchaften heute zwiſchen den 
Zeilen ſteht, daß wir wieder fühlen, was Lebens— 
fragen ſind und was nicht. 


Profeffor Albrecht 70 Jahre. 


Am 16. März vollendete Profeſſor Dr. Hein⸗ 
rich Albrecht ſein 70. Lebensjahr. Profeſſor 
Albrecht ſtammt aus Raſtede in Oldenburg. Er 
ſtudierte an der Techniſchen Hochſchule in Han⸗ 
nover die Ingenieur-Wiſſenſchaften, nach ſeiner 
Überſiedlung nach Berlin die Staatswiſſenſchaften 
unter Schmoller und Wagner und pro⸗ 
movierte 1889 mit ſeiner Arbeit über „Die volks⸗ 
wirtſchaftliche Bedeutung der Kleinkraftmaſchinen“ 
zum Dr. phil. Bereits früh wandte er ſich lite⸗ 
rariſcher Tätigkeit zu und erregte durch ſeinen Be⸗ 
richt über die „Deutſche Hygiene-Ausſtellung“ die 
Aufmerkſamkeit weiterer Kreiſe. So gelangte er 
in Berührung mit Profeſſor Julius Poſt, dem 
Begründer der „Zentralſtelle für Arbeiterwohl⸗ 
fahrtseinrichtungen“, der ſpäteren „Zentralſtelle 
für Volkswohlfahrt“, in die er 1892 als wiſſen⸗ 
ſchaftlicher Hilfsarbeiter eintrat, und deren Ge⸗ 
ſchäftsführer er ſeit 1907 geweſen iſt. 

Es dürfte kaum ein Gebiet der ſozialen Wohl- 


fahrtspflege geben, auf dem Profeſſor Albrecht nicht 
tätig geweſen iſt. Seine nie ermüdende, tiefgrün⸗ 
dige Arbeitsweiſe, ſeine propagandiſtiſche und 
literariſche Tätigkeit, ſein oft leidenſchaftliches Ein⸗ 
treten für die praktiſche Verwirklichung ſozialer 
Fragen brachten ihn bald in den Ruf eines erſten 
Kenners. Der Preußiſche Miniſter für Handel 
und Gewerbe übertrug ihm eine Lehrtätigkeit als 
Vortragender bei den Fortbildungslehrgängen für 
Gewerbeaufſichtsbeamte. Später wirkte er im 
Nebenamt als Dozent an der Handelshochſchule in 
Berlin für das Fach der Sozialwiſſenſchaften. In 
einer großen Anzahl von Ausſchüſſen war er im 
Hauptamt oder Nebenamt tätig, ſo in dem Beirat 
für die ſtändige Ausſtellung für Arbeiterwohlfahrt, 
in der Kommiſſion zu Erhebungen über den ſtädti⸗ 
ſchen Immobilienkredit, im Ausſchuß für ſtädtiſches 
Wohnungsweſen. Auch der Entwicklung der ſo⸗ 
zialen Fragen im Auslande wandte er ſtets ſeine 
Aufmerkſamkeit zu und wurde auch hier bekannt 
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durch ſeine Tätigkeit während der Pariſer Welt- 
ausſtellung und durch die Organiſation des Inter⸗ 
nationalen Wohnungs⸗Kongreſſes in Düſſeldorf im 
Jahre 1902. 

Mit beſonderer Vorliebe widmete er ſich der 
Entwicklung der Baugenoſſenſchaften. Als Vor⸗ 
ſitzender des Berliner Spar- und Bauvereins hat 
er daran mitgewirkt, Einrichtungen zu ſchaffen, die 
weit über den engeren Rahmen der Wohnungs- 
beſchaffung hinausgehen. Er war der erſte Vor⸗ 
ſitzende der Konferenz der Baugenoſſenſchaftsver⸗ 
bände und hat in dem Beſtreben, die Organiſation 
der Baugenoſſenſchaften und der gemeinnützigen 
Bautätigkeit zu fördern, nicht nachgelaſſen, bis end⸗ 
lich im Jahre 1925 die überwiegende Mehrzahl der 
deutſchen Baugenoſſenſchaften ſich im „Hauptver- 
band Deutſcher Baugenoſſenſchaften“ zuſammen⸗ 
ſchloß. Auch heute noch iſt er unermüdlich in 
dieſem Wirken, das einen neuen Antrieb erhalten 
hat durch die Gründung der Wohnungsfürſorge⸗ 
geſellſchaften, deren Entwicklung er größtes Inter⸗ 
eſſe entgegenbringt. Wenn heute in den meiſten 
Teilen Deutſchlands zwiſchen den Baugenoſſen⸗ 
ſchaften und den Wohnungsfürſorgegeſellſchaften 
eine reibungsloſe Zuſammenarbeit erreicht iſt, ſo 
hat daran Profeſſor Albrecht ein ganz beſonderes 
Perdienſt, der ſich mit der ihm eigenen Wärme 
für die Zuſammenarbeit eingeſetzt und an der Auf⸗ 
ſtellung gemeinſamer Richtlinien mitgewirkt hat. 
Es iſt uns ein beſonderes Bedürfnis, Herrn Pro⸗ 
feſſor Albrecht auch an dieſer Stelle für die Förde— 
rung zu danken, die er durch dieſe Tätigkeit den 
Wohnungsfürſorgegeſellſchaften hat zuteil werden 
laſſen. 

ES dem Jahre 1920 hat die „Zentralſtelle für 
Volkswohlfahrt“ zu beſtehen aufgehört. Die Un⸗ 
gunſt wirtſchaftlicher Verhältniſſe und die ver- 
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änderte Einſtellung des Staates zu den von ihr be⸗ 
handelten Fragen zwangen ſie, ihre Tätigkeit ab⸗ 
zuſchließen. Wenn die Verfolgung der Grund- 
gedanken, auf denen ſie aufgebaut war, heute als 
eine Pflicht des Staates anerkannt wird, ſo liegt 
darin eine Anerkennung der Tätigkeit ihres Ge⸗ 
ſchäftsführers, die Profeſſor Albrecht mehr wert 
jein wird als manche äußere Ehrung, die ihm zu⸗ 
teil geworden iſt. Selbſtverſtändlich ſind auch 
dieſe ein Zeichen dafür, welche Bedeutung man 
ſeiner Perſon und ſeiner Arbeit beimißt. Schon 
1897 wurde ihm der Profefjorentitel verliehen, 
1921 verlieh ihm die Hochſchule in Karlsruhe die 
Würde eines Dr ing. h. C.; das Inſtitut für Wirt⸗ 
ſchaftswiſſenſchaften der Univerſität Frankfurt aM. 
ernannte ihn zum Ehrenmitglied. Im Jahre 1902 
gründete Albrecht die „Zeitſchrift für Wohnungs⸗ 
weſen“, die neben der Behandlung der Wohnungs⸗ 
frage vornehmlich die Intereſſen der gemein- 
nützigen Bautätigkeit zu vertreten berufen iſt, wäh⸗ 
rend das gleichfalls von ihm herausgegebene 
„Techniſche Gemeindeblatt“ die techniſchen und 
hygieniſchen Aufgaben der Verwaltung behandelt. 
Schon früh iſt Albrecht gerade in dieſem Blatt 
für die Verbeſſerung der Bauordnungen, der Be- 
bauungspläne, für eine tatkräftige kommunale 
Bodenpolitik und für die Förderung des Realkredits 
eingetreten. 

Es dürfte kaum eine Perſon geben, die mit einer 
ſolchen Treue und perſönlichen Opferbereitſchaft 
allen Widerwärtigkeiten zum Trotz einer als gut 
erkannten Idee gedient hat. Ein großer Kreis 
von Freunden und Mitarbeitern ſchart ſich um 
ihn an ſeinem 70. Geburtstag mit dem Wunſche, 
daß ihm noch lange die geiſtige Friſche erhalten 
bleiben möge, die großen ſozialen Fragen der Ge— 
genwart teilnehmend und fördernd zu verfolgen. 


vermiſchtes. 


Der ſchleſiſche Städtetag 

hatte als Hauptthema ſeiner Tagung am 6. März im 

Landeshaus zu Breslau „Das Städtebaugeſetz“. 
Es referierten nacheinander: 

Reg.⸗Baumeiſter a. D. Langen, Berlin, 
Reg.⸗Aſſeſſor V. Schmeling, Teltow, 
Stadtbaurat Schabik, Gleiwitz, 
Reg.⸗Baumeiſter Niemeyer, Oppeln, 
Oberreg.- und Oberbaurat Schierer, Breslau. 
Reg.⸗Baumeiſter Langen behandelte die 

Frage, ob der vorliegende Entwurf zum Städtebau⸗ 

geſetz in ſeiner jetzigen Faſſung die Gewähr gebe für 

eine ausſichtsreiche Entwicklung. Dieſe Frage ſei zu 
verneinen. Die nach ſeiner Anſicht vorzuſchlagenden 

Verbeſſerungen formulierte er in folgenden Sätzen: 

1. Das neue Städtebaugeſetz iſt dahin zu prüfen, ob 
nicht durch ein ſchnelleres und reibungsloſeres Ent⸗ 
eignungsverfahren eine beſſere Löſung der Boden⸗ 
frage ermöglicht werden könne. 


2. Es iſt zu prüfen, ob nicht zur Vermeidung von 
Schwierigkeiten bei der Durchführung von Be⸗ 
bauungsplänen bei den Gemeinden eine Grund⸗ 
ſtücksberatung eingerichtet werden könne. 


3. Es iſt zu prüfen, ob die Durchführung von Be⸗ 
bauungsplänen nicht dadurch erleichtert werden 
könne, daß die Anmeldepflicht für Bauten genügend 
weit vor dem Baubeginn feſtgeſetzt werde. 

4. Es ut zu prüfen, ob der Einfluß der Gemeinden 
auch auf die Durchführung der ſchönheitlichen For⸗ 
derungen nicht dadurch geſtärkt werden kann, daß 
ſie ſich zu dauernder Beratung einer Perſönlichkeit 
bedienen, die die nötige Erfahrung, Sachkenntnis 
und Begabung beſitzt, und die auch von der Re⸗ 
gierung als zu ſelbſtändigem Vorgehen auf dieſem 
Gebiet berechtigt anerkannt iſt. c 

. Es iſt zu prüfen, ob es nicht zweckmäßig iſt, die 
Eintragung der Fluchtlinien auch in den Luftbildern 
vorzunehmen. 
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6. Es iſt zu prüfen, ob die Durchführung der Planungen 
nicht dadurch erleichert werden kann, daß man die 
beabſichtigte Erweiterung ſichtbar vermerkt (durch 
Hecken, Baumpflanzungen, Wege uſw.), wobei ſo⸗ 
genannte Zwiſchennutzungen für die noch nicht von 
der Bebauung erfaßten Flächen vorzuſehen wären. 

Es iſt zu prüfen, ob es zweckmäßig wäre, Beſtim⸗ 
mungen der Fluchtlinienpläne, ſowie alle ſonſtigen 
ortsſtatutariſchen Beſtimmungen, ſoweit fie Geſetzes⸗ 
kraft erlangt haben, durch Eintragung in die Bau⸗ 
laſtenbücher für jedes einzelne Grundſtück veroind⸗ 
lich zu machen. 

Aſſeſſor v. Schmeling behandelte den neuen 
Entwurf zum Städtebaugeſetz vom verwaltungs⸗ 
techniſchen Standpunkt. Es ſei die Frage aufzuwerfen, 
ob der jetzige Zeitpunkt für eine Kritik zweckmäßig 
ſei. Jedenfalls ſei in Bebauungsplanangelegenheiten 
durch das Städtebaugeſetz eine Lücke auszufüllen. Er 
wies auf Entſcheidungen des Oberverwaltungsgerichtes 
hin, nach denen Bebauungspläne nur Zuſammen⸗ 
faſſungen von Linien ſeien. Er behandelte ferner ver⸗ 
ſchiedene Mängel des vorliegenden Entwurfes, ſo, daß 
die Selbſtändigkeit der Gemeinden über 10 000 Ein⸗ 
wohner nicht genügend berückſichtigt fei, indem als 
Aufſichtsbehörde für De der Provinzialausſchuß vor⸗ 
geſchlagen ſei. Desgleichen erörterte er den Gegen⸗ 
entwurf des Preußiſchen Landkreistages. Zuſammen⸗ 
faſſend wies er ebenfalls hin auf die Notwendigkeit 
der Landesplanung. 

Stadtbaurat Schabick beſprach den Gegen⸗ 
entwurf des Preußiſchen Städtetages. 

Reg.⸗Baumeiſter Niemeyer wies vor 
allem darauf hin, daß zunächſt einmal die Unſicherheit 
der Rechtsgrundlage, auf der Enteignungs⸗ und Um⸗ 
legungsbeſtimmungen des neuen Städtebaugeſetzes 
el Gei geklärt werden müſſe. In der letzten Kom⸗ 
miſſionsſitzung im Landtag, an der Vertreter von 

Handel, Induſtrie, Landwirtſchaft, der Architekten und 
anderer Verbände teilnahmen, wurde beſchloſſen, zu⸗ 
nächſt einmal die Frage zu klären, ob der Entwurf 
zum Städtebaugeſetz in Einklang ſtehe mit Artikel 153 
der Reichsverfaſſung, welcher lautet: „Das Eigentum 
wird von der Verfaſſung gewährleiſtet. Sein Inhalt 
und ſeine Schranken ergeben ſich aus den Geſetzen. 
uſw.“ In dieſer Verſammlung ſei auch ein ſehr ſtarker 
Widerſpruch der Vertreter der Boden-Bewirtſchaftungs⸗ 
Organiſationen, der Forſt⸗ und Landwirtſchaft feſt⸗ 
zuſtellen geweſen. Im übrigen begründete er gerade 
aus ſeiner oberſchleſiſchen Tätigkeit heraus die Not⸗ 
wendigkeit einer Formulierung von zuſammenhängen⸗ 
den geſetzlichen Unterlagen in Bezug auf dieſe Materie. 
Es ſei jedoch eine grundſätzliche Scheidung zwiſchen 
baupolizeilichen und rein ſtädtebaulichen Vorſchriften 
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anzuſtreben. 
Oberregierungs⸗ und Oberbaurat 
Schierer gab in längeren Ausführungen ein Bild 


von dem heutigen Stande der Geſetzgebung, die für die 
Aufſtellung und Durchführung von Beſiedlungsplänen 
in Betracht kommt. Wenn die Verordnungen auch an 
verſchiedenen Stellen verſtreut ſeien und in mancher 
Beziehung auch nicht überall den heutigen jtädtebau- 
lichen Geſichtspunkten voll entſprechen, ſo bildeten ſie 
doch ein wertvolles Rüſtzeug in der Hand des Städte⸗ 
bauers, ungeachtet natürlich des Wunſches, demnächſt 
eine vollkommenere Faſſung der einzelnen Bejtim- 
mungen in Geſtalt eines Städtebaugeſetzes zu erhalten. 

ertvolle geſetzliche Handhaben bieten zurzeit die 
auf Artikel 1, 4 und 9 des Wohnungsgeſetzes beruhen- 
den Beſtimmungen für das Fluchtlinienverfahren (An⸗ 
lage von Straßen, Plätzen, Gartenanlagen, Spiel- und 
Erholungsplätzen), ferner für die Regelung der bau⸗ 
polizeilichen Verhältniſſe, namentlich die Ausweiſung 


beſonderer Wohn- und Fabrikviertel und für die An⸗ 
lage von Heimſtättengebieten auf Grund der Heim— 
ſtättengeſetzgebung. 

Auch die Forderungen in ſchönheitlicher Beziehung 
ſeien bereits heute durch klare eindeutige Beſtim⸗ 
mungen feſtgelegt und in den neueren Bauordnungen 
verankert, wofür Artikel 4, § 1, Ziffer 4 die Hand⸗ 
habe biete. 

Der Vortragende verwies dann noch auf die Not⸗ 
wendigkeit, ſchon jetzt vorſorgliche Arbeit zu leiſten, 
namentlich in den Vorbereitungen für die Beſiedlungs⸗ 
pläne und für die Löſung von wirtſchaftlichen Fragen 
größerer Gebiete in Geſtalt von Kreisplanungen. 

Bei dieſer Gelegenheit hob der Vortragende auch 
die wichtige Inanſpruchnahme des hieſigen Aerokarto⸗ 
graphiſchen Inſtituts für die Vorarbeiten in Geſtalt 
von Luftbildaufnahmen hervor. 

Eine Diskuſſion kam infolge vorgerückter Zeit nicht 
mehr zuſtande. Herr Bürgermeiſter Feige, Lüben, 
ſprach nur noch in temperamentvollen Worten dafür, 
daß der Städtetag für die Stützung der Selbſtändigkeit 
der kleinen Städte unter 10000 Einwohnern wirken 
und ſeinen Einfluß in dieſer Richtung auch bei der 
eng des neuen Städtebaugeſetzes geltend machen 
möchte. ö 

Der Vorſitzende, Oberbürgermeiſter Snay, 
Görlitz, erwiderte darauf, daß dies von jeher eine 
Hauptſorge des ſchleſiſchen Städtetages ſei. 

Zweifellos wird mancher der Zuhörer ſich gefragt 
haben, was nun zu tun ſei. Ob jetzt zu warten ſei, 
bis das Städtebaugeſetz herauskommt, oder zu ver⸗ 
ſuchen, bahnbrechend und vorbereitend zu arbeiten auf 
dieſem äußerſt ſchwierigen Gebiet des Bebauungsplan⸗ 
weſens, vielleicht auf die Gefahr hin, daß dann ſpäter 
gegebenenfalls durch ein neues Städtebaugeſetz die auf⸗ 
gewendete Arbeit nutzlos gemacht wird. Die Aus⸗ 
führungen des Herrn Oberregierungs- und Oberbaurats 
Schierer wieſen hier den Weg, wie man auch jetzt 
ſchon einige wirkungsvolle Handhaben beſäße. Auch 
die Warnung, die Herr Aſſeſſor v. Schmeling aus⸗ 
ſprach, daß man nicht darauf ausgehen ſolle, einen 
Bauzonenplan mit Hilfe des Städtebaugeſetzes für die 
Ewigkeit bindend zu machen, berührte den ſpringenden 
Punkt. Selbſtverſtändlich müſſen wir, müſſen auch 
die kleineren Städte jetzt ſchon an die Arbeit gehen, 
die Zeiten der Wirtſchaftsdepreſſion ſind der vor⸗ 
bereitenden Planung günſtig. Handhaben zu vor⸗ 
bereitender Arbeit bietet das Geſetz jetzt ſchon“). Wir 
wiſſen nicht, wann das Städtebaugeſetz kommen wird, 
wir wiſſen freilich auch nicht, wie es kommen wird. 
Es iſt jedoch nicht anzunehmen, daß ſachgemäße und 
gute Planungen durch das Erſcheinen des Geſetzes um⸗ 
geworfen werden. Es iſt vielmehr anzunehmen, daß 
gegenüber den jetzigen Schwierigkeiten der Durch⸗ 
führung ſolcher Pläne gewiſſe Erleichterungen beſtimmt 
kommen werden. Es iſt ſelbſtverſtändlich nicht daran zu 
denken, daß Bauzonenpläne für alle Ewigkeit bindend 
gemacht werden ſollen und können, vielmehr muß man 
ſich mit dem Gedanken befreunden, daß auch ein Plan 
nur Stückwerk gegenüber dem fertigen Werk, alſo der 
einheitlich und ei und ſchön gebildeten Stadt, iſt, und 
daß man ſich keineswegs mit der Aufſtellung eines 
ſolchen Planes zufrieden geben dürfe. Der grapgiſche 
Plan iſt vielmehr immer nur ein Behelf und ein Mittel 
zum Zweck. Er wird immer Stückwerk bleiben, wenn 
nicht eine geeignete Perſönlichkeit ſeine Durchführung 
betreibt und überwacht. In dieſem Zuſammenhang iſt 
der Vorſchlag Reg.⸗Baumeiſter Langen's, daß ſich die 
Gemeinden einer ſolchen verſichern ſollten, zu begrüßen. 
Zwar ſtreift ſein Vorſchlag, daß dieſe Perſönlichkeiten 
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auch von den Regierungspräſidenten als Fachleute an⸗ 
erkannt werden ſollten, ſehr ſtark die Frage der ſtaat⸗ 
lichen Schützung des Baukünftlers, und iſt inſofern 
grundlegend, jedoch wäre dieſe Maßnahme hier in An⸗ 
betracht der Wichtigkeit der Materie und der Not⸗ 
mendigkeit, ſchnell einzugreifen, zu rechtfertigen. 8. 


Architektur ⸗Ausſtellung des Künſtlerbund Schleſien. 


Was gezeigt wird, ſind Photographien, Zeichnungen 
und Modelle nach ausgeführten Bauten und Entwürfe, 
die den verſchiedenſten Aufgaben unſeres gegen— 
wärtigen Lebens entſprechen: Siedlungsbauten, 
bei denen es auf Ordnung ankommt und bei denen 
der Anſpruch des Gefälligen berechtigt iſt, da wir ja 
darin wohnen ſollen. Der wirtſchaftliche Faktor ſteht 
in Rechnung, das Experiment verbietet e von ſelber. 
Doch beſagt das nicht, daß der Architekt hier lediglich 
am Dienen ſei, faſt unmerklich wird er das bauen, 
woran er glaubt und als Ganzes genommen wird auch 
die Siedlung ſo viel Form haben, als Geſinnung da⸗ 
hinter ſteht. Es ſcheint ſo, als würde einerſeits mehr 
das Haus, die Häuſerzeile berückſichtigt, während eine 
andere Auffaſſung mehr das Landſchaftliche in Betracht 
zieht. Spezifiſch iſt bei Effenberger das beſtimmte 
Gefühl für die Geſchloſſenheit der Maſſe und deren 
Ausdruck auch beim beſcheidenſten Siedlungshaus. Oft 
iſt es eine geringe Abweichung oder Ausbiegung, etwa 
in der Dachlinie oder der Geſimsführung, die dem 
Bau Charakter gibt. Auch der Aufbau des Häuſer⸗ 
blocks an der Düppelſtraße entwickelt ſich aus dem 
Volumen. Bei Heim und Kempter iſt es erfreulich, 
daß ſie das Plaſtiſche in guter Wahl herangezogen 
haben, gerade die ſparſame Verwendung (Tür⸗ 
umrahmung, Türbogenfeld) iſt geeignet, es um ſo 
ſprechender zu machen. Das Wohn⸗ und Kontorhaus 
von Lauterbach, als Ein zelhaus, iſt im Würfel 
zuſammengefaßt, die ſcharf geſchnittene Fläche bevor⸗ 
zugt, das „Atelierhaus“ ergibt eine faſt modellierende 
Gruppierung, dem Licht entgegengeſtellt. Von Bres⸗ 
lauer Schulbauten Fritz Behrendts zeigt das 
helle Treppenhaus einer Volksſchule klar Anſtieg 
und Biegung der Treppe, geräumig und bequem, die 
bündig in der Straßenflucht laufende Front der Gerhart 
Hauptmann⸗Oberrealſchule nimmt ihre Wirkung aus 
der Kurve und der ſtrikten Reihung ihrer Fenſter. Zu 
den Fabrikbauten gehört das Waſſerkraftwerk 
Stabelwitz von Utinger, Phantaſie- und Zweckbau ver⸗ 
ſchmelzend, ſeinem Hochhaus (Entwurf) haftet ein deko⸗ 
ratives Moment an, das es unarchitektoniſch macht. 
Unter dem Geſichtspunkt der Konftruktion (Bogen- 
ſpannung) und Grundrißlöſung iſt die Dortmunder 
Weſtfalen⸗Halle Moshamers zu verſtehen. Mit 
dem Problem des Hochhauſes ſetzt ſich der deutſche 
Architekt anders auseinander wie der amerikanifche. 
Gegenpole? Beiſpiel aus einer Entwickelung: das 
turmartig, denkmalhaft geſtaltete Zeitunghaus der 
„Chicago⸗Tribune“ und das Dresdener General⸗ 
Anzeiger⸗Haus Gerhard Schroeders, das die plaſtiſche 
Gar ie des Körpers zugunſten einfach⸗kubiſcher Ge⸗ 
ſtaltung verlaſſen hat. Das bedeutet gleichzeitig Geo⸗ 
metrie der Wand, ein Prinzip, das für Rading bezeich⸗ 
nend iſt, während ein Gefühl für den Körper im Raum 
ſein Umbauungsvorſchlag der Eliſabethkirche Breslau 
aufzeigte. Die Faſſade des Logenhauſes entwickelt ſich 
durchaus flächenhaft. Demgegenüber läßt Scharoun 
den Baukörper bandartig ausſtrahlen, auch in den 
Raum ſich biegen, ſich in tiefen Einſchnitten gleichſam 
verzahnen. Die dynamiſche Kraft einer gegliederten, 
wie metalliſchen Flächenform, die das Gebäude in Be⸗ 
wegung ſetzt, iſt oft ſehr groß. Scharoun hat ſich, 
ebenſo wie Schroeder und Kratz, am Wettbewerb für 
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die Umbauung des Ulmer Münſterplatzes beteiligt. 
Eine kaum zu löſende Aufgabe, da eine moderne Archi⸗ 
tekturkuliſſe, gerade je lebendiger ſie iſt, einen Anſtoß 
in das Stadtbild bringt, den es nicht verträgt, eine 
retroſpektive Umbauungsart, aber mehr oder weniger 
doch nur eine Wiederholung des Geweſenen — von 
unarchitektoniſcher Zeit leider Beſeitigten — darſtellen 
kann. Ja, wenn man um das Ulmer Münſter eine 
moderne Stadt herumbauen könnte! — Von Berg iſt 
der Jahrhunderthallen⸗ Komplex in An⸗ 
ſichten und im Modell aufgeſtellt, aus dem die Geſamt⸗ 
planung erſichtlich iſt. Die Photographien von dem 
jetzt faſt ganz fertiggeſtellten Krematorium, nach 
den Entwürfen von Konwiarz, zeigen vor allem die 
unaufdringliche Löſung, die die Verbindung zwiſchen 
Verbrennungsraum und Kapelle gefunden hat, was 
nur durch ein Außerſtes an taktvoller Schlichtheit mög⸗ 
lich war. —n. 


Städtebauliche Studienreiſe nach Holland und England. 


Die Deutſche Gartenſtadtgeſellſchaft Berlin⸗Grünau 
unternimmt auch in dieſem Jahr eine Studienreiſe 
nach Holland und England, die vom 24. Mai bis 
1. Juni ſtattfindet. Sie wird im weſentlichen das 
gleiche Programm haben, das die vorjährige Reiſe 
hatte, die den ungeteilten Beifall der Teilnehmer 
fand. Die Reiſe wird in Amſterdam, Rotterdam und 
Hilverſum die großzügige Bau⸗ und Siedlungstätig⸗ 
keit Hollands in der Kriegs- und Nachkriegszeit vor 
Augen führen; dies ſowohl für Hoch- wie Flachbauten 
und für Gartenvorſtadtſiedlungen. In England, wo 
ſich diesmal das Programm auf Groß-London und 
weitere Umgegend beſchränkt, werden die Anſiedlungen 
des Londoner Grafſchaftsrats, der genoſſenſchaftliche 
Wohnungsbau, verſchiedene Gartenvorſtädte und die 
Gartenſtädte Letchworth und Welwyn das Ziel der 
Beſichtigung ſein. Erläuternde Vorträge werden die 
Beſichtigungen ergänzen. Der Preis der Reiſe beträgt 
von Emmerich bis nach Rotterdam zurück 350 M. Für 
Teilnehmer, die noch etwas länger in England bleiben 
wollen, iſt ein Zuſatzprogramm geplant. Meldungen 
find zu richten an den Vorſitzenden B. Kampffmeyer 
in Bergiſch⸗ Gladbach, Zahlungen an den General⸗ 
ſekretär A. Otto, Berlin-Grünau, Poſtſcheck⸗Konto 
Berlin 2121. 


Die Deutſche Gartenſtadtgeſellſchaft zur Frage der 
Hauszinsſteuerhypotheken. 


In der großen Vorſtandsſitzung der Deutſchen 
Gartenſtadtgeſellſchaft E. wurde folgende Ent⸗ 
ſchließung gefaßt, die einer größeren Zuwendung aus 
dem Hauszinsſteueraufkommen in den ſtaatlichen Aus⸗ 
gleichsfonds das Wort redet: 

Der Erweiterte Vorſtand der Deutſchen Garten⸗ 
ſtadtgeſellſchaft E. V. hält einen ſtarken ſtaatlichen 
Ausgleichsfonds bei der Hauszinsſteuer für unerläß⸗ 
lich, um die für Deutſchland lebensnotwendige plan⸗ 
mäßige Geſtaltung der Siedlung im Intereſſe der Ge⸗ 
ſundung der deutſchen Wirtſchaft zu fördern. Er bittet 
den Landtag, dieſen Geſichtspunkt bei der jetzt bereit, 
ſtehenden Entſcheidung über die Verwendung des Auf⸗ 
kommens aus der Hauszinsſteuer gebührend zu be⸗ 
rückſichtigen. 


Staatsanwalt und wilde Bauvereinigungen. 

In der letzten Zeit mehrt ſich in bedenklichem Maße 
die Zahl der Bauvereine, deren Ziel es iſt, ihren Mit⸗ 
gliedern bei geringen Beitragszahlungen durch Ver⸗ 
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loſung die Möglichkeit zu geben, in kürzeſter Zeit in 
den Beſitz eines Eigenheims zu kommen. Dieſe Mög⸗ 
lichkeit hat außerordentlich anziehend gewirkt. 
Tauſende haben ihre Erſparniſſe derartigen Bau⸗ 
vereinen anvertraut, die vielgenannte „Gemeinſchaft 
der Freunde“ in Wüſtenrot konnte ſogar in Jahresfriſt 
mehr als 10 000 Sparer für ihre Bauſparkaſſe ge⸗ 
winnen. Von berufener Seite iſt vor derartigen Ver⸗ 
einigungen immer wieder gewarnt worden, weil ja 
nur ein ganz geringer Teil der Mitglieder den Vorteil 
eines raſchen Hauserwerbs haben kann, einem andern 
Teil aber eine Wartezeit bis zu 40 Jahren auferlegt 
werden muß. Um ſo eindringlicher mußte gewarnt 
werden, als derartige Tatſachen verſchleiert und in 
den Mitgliedern Hoffnungen geweckt wurden, die nicht 
erfüllt werden können, und ihnen Verſprechungen ge⸗ 
macht wurden, die jeder Grundlage entbehren. Dieſe 
Verſprechungen, die insbeſondere auch der großen 
Maſſe der Vereinsmitglieder den baldigen Erwerb 
einer Heimſtätte in Ausſicht ſtellen, werden auch heute 
noch gemacht. Ja, die Gemeinſchaft der Freunde in 
Wüſtenrot lehnt es ausdrücklich ab, das Gutachten eines 
mathematiſchen Sachverſtändigen, des Geh. Rats Dr. 
Leitzmann, anzuerkennen, weil deſſen Zahlen den 
ihren widerſprechen. Leitzmann kam nämlich auf Grund 
eingehender Unterſuchungen zu dem Ergebnis, daß bei 
einer jährlichen Einzahlung von 3% der Baukoften die 
durchſchnittliche Wartezeit der Mitglieder der Gemein⸗ 
ſchaft der Freunde 18,2 Jahre, die längſte Wartezeit 
39,7 Jahre beträgt. Würde man dasſelbe Geld bei einer 
Sparkaſſe zu 7 % auf Zinſeszins anlegen, fo wäre die 
Bauſumme in 17,5 Jahren beiſammen, ohne die Ver⸗ 
luſtgefahr der Gemeinſchaft der Freunde und ohne die 
Möglichkeit, 30 oder 40 Jahre lang warten zu müſſen. 

Nun hat vor kurzer Zeit der erſte Strafſenat des 
Reichsgerichts mit einer Ausloſung derartigen Cha⸗ 
rakters ſich beſchäftigt und feſtgeſtellt, daß die auf 
analoger Grundlage aufgebauten ſogenannten „Fahr⸗ 
radhilfen“ als öffentlich veranſtaltete Ausſpielungen 
anzuſehen ſind, und daß nicht allein der bloße Beſitz⸗ 
erwerb an einer Sache, ſondern auch der Zeitpunkt 
des Eigentums oder Beſitzerwerbes Gegenſtand einer 
Ausſpielung im Sinne des $ 286 des Strafgeſetzbuches 
ſein kann. 

Es beſteht kein Zweifel, daß die obengenannten Bau⸗ 
vereine auf dem Syſtem der „Fahrradhilfe“ aufgebaut 
und daher ihre Verloſungen als öffentlich veranſtaltete 
Ausſpielungen anzuſehen find, die der ſtaatlichen Ge⸗ 
nehmigung bedürfen. 

Da bei den vorgenannten Sparvereinigungen 
Gegenſtand der Ausſpielung der Zeitpunkt iſt, in 
welchem die Sparer das zum Bau oder Erwerb eines 
Eigenheims erforderliche Baugeld erhalten, ſo muß 
nach der Entſcheidung des Reichsgerichts angenommen 
werden, daß ſich die Veranſtalter der Ausloſung gemäß 
§ 286 des Reichsſtrafgeſetzbuches ſtrafbar gemacht haben, 
ebenſo wie das das Reichsgericht für die Veranſtalter 
der Fahrradhilfe ausgeſprochen hat. 

Aus dieſer Entſcheidung ſcheint auch bereits die 
Staatsanwaltſchaft in Karlsruhe die erforderlichen 
Konſequenzen gezogen zu haben, denn nach einem 
Eigenbericht der D. A. 3. vom 24. v. Mts. haben das 
Bezirksamt Sinsheim und die Polizeidirektion Heidel⸗ 
berg den Geſchäftsbetrieb der Gemeinſchaft der Freunde 
in Wüſtenrot und des deutſchen Bauvereins e. V. in 
Sinsheim für Baden vorläufig geſperrt. Ebenſo hat 
die Staatsanwaltſchaft Heidelberg ein Ermittlungs⸗ 
verfahren aus § 286 des Strafgeſetzbuches eingeleitet, 
der bekanntlich für die Veranſtalter nicht genehmigter 
Lotterien Gefängnis- oder Geldſtrafe vorſieht. 

Das Schickſal dieſer Veranſtalter kann für die 
»Offentlichkeit gleichgültig fein. Sehr viel ernſter find 


aber die Konſequenzen, die ſich in zivilrechtlicher Be⸗ 
ziehung aus der genannten Reichsgerichtsentſcheidung 
für die Sparer ergeben. Nach $ 764 des Bürgerlichen 
Geſetzbuches iſt ein Lotterie- oder Ausſpielvertrag nur 
dann rechtsverbindlich, wenn die Lotterie oder die Aus⸗ 
ſpielung ſtaatlich genehmigt iſt. Iſt das nicht der Fall, 
ſo gelten die Vorſchriften des § 762 BGB. über Spiel 
und Wette, das heißt, es wird durch die eingegangenen 
Verträge irgendeine Verbindlichkeit nicht begründet, ja, 
es kann nicht einmal das auf Grund des Spieles oder 
der Wette Geleiſtete zurückgefordert werden. Die 
Konſequenzen, die ſich hier für die Sparer ergeben, 
ſind ſo außerordentlich einſchneidend, daß ihnen nur 
geraten werden kann, ſchleunigſt die erforderlichen 
Maßnahmen zur Zurückerlangung ihrer Erſparniſſe 
einzuleiten. Nach der Rechtſprechung des Reichsgerichts 
ſchließt das Verbot der Rückforderung aus § 762 BGB. 
eine Rückforderung aus dem Rechtsgrunde der unge- 
rechtfertigten Bereicherung nicht aus. Man muß nur 
der Hoffnung Ausdruck geben, daß es den Sparern 
gelingen wird, auf dieſem Wege wieder zu den ein: 
gezahlten Geldern zu gelangen. Bezeichnend iſt, daß 
gerade in der letzten Nummer der Berliner Illuſtrirten 
Zeitung die Gemeinſchaft der Freunde wiederum eine 
Reklamenachricht von ganz ungewöhnlichem Umfange 
mit den Abbildungen ebenſo ungewöhnlich geſchmack⸗ 
loſer Bauten vom Stapel gelaſſen hat. Daß das in 
einem Augenblick geſchehen iſt, in welchem durch die 
genannte Reichsgerichtsentſcheidung und das Ein⸗ 
ſchreiten der Staatsanwaltſchaft die Rechtsgrundlage 
der Gemeinſchaft beſeitigt wird, und daß zu dieſer 
überaus koſtſpieligen Reklame doch auch wiederum 
natürlich Sparmittel verwendet worden ſind, iſt eine 
Tatſache, die für das Vorgehen der Leitung ungemein 
charakteriſtiſch iſt. 

Es iſt nur zu bedauern, daß das Einſchreiten der 
Behörde trotz aller Warnungen von berufener Seite 
verhältnismäßig ſpät kommt, und daß es auch hier 
wohl wieder ohne Opfer und ſchwere Enttäuſchungen 
für weite Kreiſe nicht abgehen wird. Als Ergebnis 
dieſer überaus traurigen Vorgänge darf man hoffen, 
daß ſich der Sparſinn des deutſchen Volkes nun endlich 
wieder geſunderen Bahnen zuwendet und daß insbeſon⸗ 
dere die ſchon in langen Jahrzehnten der Friedens⸗ 
zeit verdienſtvoll tätigen Baugenoſſenſchaften und ver- 
wandten Organiſationen, die ſich immer mit aller 
Entſchiedenheit gegen die wilden Sparvereinigungen 
gewendet haben, die alte Bedeutung zurückerlangen. 


Das große übel „Mietskaſerne“. 
Von Viktor Noack, Berlin. 

Sachkenner ſind ſich darüber einig, daß die Tuber⸗ 
kuloſe hauptſächlich verbreitet wird durch die Woh⸗ 
nungsnot. Die kürzlich herausgekommene Denk⸗ 
ſchrift des Reichsminiſters des Innern zeigt, daß, 
während bei anderen Volkskrankheiten ein allmäh⸗ 
licher Stillſtand oder gar Rückgang der Erkrankungs⸗ 
ziffern erfolgt, Tuberkuloſeerkrankungen der Kinder 
in den Kinderkliniken nicht zurückgegangen ſind. 
Profeſſor Möllers vom Reichsgeſundheitsamt berichtet 
in ſeiner letzten Veröffentlichung über den Stand der 
Tuberkuloſe in Deutſchland, daß 1923 in Deutſchland 
über 12000 Kinder bis zu 15 Jahren an Tuberkulofe 
geſtorben find. Die Tuberhuloſeſterbefälle insgeſamt 
in Deutſchland werden auf jährlich 90—100 000 ge⸗ 
ſchätzt. In der Denkſchrift des Reichsminiſters des 
Innern werden immer wieder, ſo von den Kinder⸗ 
kliniken in Kiel, Greifswald, Köln, Frankfurt / Main, 
Freiburg/ Br., nicht zuletzt in Berlin, die Wohnungs⸗ 
verhältniſſe als Urſache der Tuberkuloſe 
genannt. Städtiſche Bezirke in Württemberg, Olden⸗ 
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burg, im rheiniſch⸗weſtfäliſchen Induſtriebezirk, Städte 
wie Stralſund, Allenſtein, Stade, Merſeburg, Lübeck, 
Potsdam berichten über eine deutlich wahrnehmbare 
Zunahme der Tuberkuloſe im Jahre 1924. Berlin 
vor allem meldet die auffallende Häufigkeit eines be⸗ 
ſonders ſchweren Verlaufes der Krankheit. Auf eine 
Umfrage des Reichsgeſundheitsamtes und des Deutſchen 
Zentralkomitees zur Bekämpfung der Tuberkuloſe 
wird aus Mittel⸗, Nord⸗ und Oſtdeutſchland über eine 
weitere Ausdehnung der Seuche berichtet. Nach den 
Ergebniſſen der jährlichen Umfrage der Medizinal⸗ 
abteilung des Preußiſchen Wohlfahrtsminiſteriums bei 
den Regierungspräſidenten: wieviele Schul⸗ 
Rinder tuberkulös ſeien, waren dies 1913 
8,3 und 1923 32,7 vom Tauſend. Was will es dieſer 
ungeheuerlichen Steigerung gegenüber beſagen, daß ſich 
der Tauſendſatz für 1924 auf 25.7 geſenkt hat. Nach 
Profeſſor Möllers ſind die Tuberkuloſeſterbefälle über⸗ 
haupt von 1913—1918 im ganzen Reichsgebiete außer 
Elſaß⸗Lothringen und Mecklenburg um 60,8 27, in den 
von der Reichsſtatiſtik erfaßten deutſchen Orten mit 
15 000 und mehr Einwohnern ſogar um 91,1% ges 
ſtiegen. Zu bedenken iſt, daß die neueren Zahlen ſich 
auf eine Bevölkerung beziehen, deren hinfälligſte 
Elemente ja durch die Kriegs: und Nachkriegsjahre 
bereits ausgeſiebt waren. Im Bericht des Volks⸗ 
wohlfahrtsminiſters kehrt immer wieder die Feſt⸗ 
ſtellung, daß vor allem Wohnungs- und Betten⸗ 
not Tuberkuloſe verbreite. In Neuſtettin 
hatten 52 Tuberkulöſe, darunter 8 offene und in 
Schlawe 45 Tuberkulöſe kein eigenes Bett. In 
Wilhelmsburg waren 500 Familien bekannt, wo es an 
Platz mangelte, genügend Betten aufzuſtellen. Auch 
aus Lüneburg wird berichtet, daß in 32 Familien 
Tuberkulöſe mit Geſunden in einem Bett zuſammen⸗ 
ſchlafen müſſen. Für 158 von dieſem übelſtande be- 
troffene Perſonen waren insgeſamt 78 Betten vor⸗ 
handen. Aus Soltau wird als üblich berichtet, daß 
Kinder zu dritt und mehr in einem Bett ſchlafen 
müſſen. In Köslin hatten 59 Tuberkulöſe kein eigenes 
Bett. In Berlin hatten von den den ſtädtiſchen Für⸗ 
ſorgeſtellen bekannten offentuberkulöſen Fällen im 
Jahre 1922 nur 66% ein eigenes Bett, und 
ein eigenes Schlafzimmer hatten 1923 in 
Berlin von den den ſtädtiſchen Fürſorgeſtellen be— 
kannten Offentuberkulöſen nur 19% im Durchſchnitt. 
Der Generalſekretär des Deutſchen Zentralkomitees 
zur Bekämpfung der Tuberkuloſe, Dr. Helm in Berlin, 
ſchreibt: „Die unerträgliche Wohnungsnot 
bedeutet eine um ſo größere Gefahr hinſichtlich der 
Tuberkuloſeverbreitung, als die Zahlen der in den 
Krankenhäuſern untergebrachten Schwertuberkulöſen 
gegen frühere Jahre ſehr abgenommen hat.“ 


Die Städte haben den Zuſammenhang der übel 
Tuberkuloſe und Wohnungsnot erkannt. In den Mit⸗ 
teilungen des Deutſchen Städtetages (1925, 9) leſen 
wir: Die Stadt Gelſenkirchen hat den Bau von beſon⸗ 
deren Fürſorge wohnungen für kinder⸗ 
reiche Familien, in denen Tuberkuloſeerkrankun⸗ 
gen vorliegen, in Angriff genommen. Die Stadt 
Grünberg plant den Bau von Wohnungen für Tuber⸗ 
kulöſe. In Bunzlau wurden bis Herbſt 1923 3 Häuſer⸗ 
gruppen mit 23 Wohnungen für kinderreiche Familien 
Tuberkulöſer fertiggeſtellt. Ebenſo haben Bielefeld, 
Dresden, Karlsruhe, Nürnberg beſondere Wohnungen 
für Tuberkulöſe geſchaffen. In Chemnitz hat der Verein 
zur Bekämpfung der Schwindſucht eine Vorſtadt⸗ 
ſiedlung für lungenkranke Kriegsbeſchädigte gebaut, 
ein Reihenhaus mit 11 Wohnungen. Die Thüringiſche 
Landesverſicherungsanſtalt gewährt billige Daclehen 
zur Errichtung von Wohnungen für Tuberkulöſe, wo⸗ 
bei zwecks Ausſchaltung der Spekulation der Gemeinde 
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ein Vorkaufsrecht eingeräumt wird. Das ſind frag⸗ 
los anerkennenswerte und nachahmenswerte Maß⸗ 
nahmen. Aber wie winzig erſcheinen dieſe Mittelchen, 
wenn man ihnen die amtlichen Zahlen über den Um⸗ 
fang unſerer Wohnungsnot gegenüberſtellt. 

Man laſſe ſich nicht täuſchen über die Dringlich⸗ 
keit der Wohnungsfrage durch die vorläufigen Zahlen, 
die das ſoeben erſchienene Sonderheft 2 des 5. Jahr⸗ 
ganges von „Wirtſchaft und Statiſtik“ (herausgegeben 
vom Statiſtiſchen Reichsamt) über die Volkszählung 
im Deutſchen Reich vom 16. Juli 1925 veröffentlicht, 
Zahlen über die Haushaltsgröße, wonach ſich die Kopf⸗ 
zahl der Haushalte vermindert und die Haushaltungen 
ſich vermehrt hätten. Bei oberflächlicher Beurteilung 
dieſer Zahlen könnte man ſchließen, die Wohndichte in 
den einzelnen Wohnungen wäre aufgelockert, der 
Raumverbrauch gewachſen. Gewiſſe Intereſſenten be- 
eilen ſich auch, dieſe Auffaſſung zu unterſtreichen. Der 
Sachbearbeiter des Statiſtiſchen Reichsamtes ſelbſt 
weiſt aber darauf hin, daß die Vermehrung der Haus⸗ 
halte und Verkleinerung ihrer Kopfzahl — die, notz 
bene, erſt auf Grund der vorläufigen Sichtung 
des Materials angenommen wird — auch darauf zu⸗ 
rücgeführt werden müſſe, daß zuſammenwohnende 
Familien je einen eigenen Haushalt führen, ſoweit 
nicht jede eigene Haushaltung auch eine eigene Woh⸗ 
nung für ſich vorausſetzen laſſe. 

Mit kleinen Mitteln, wie den oben erwähnten, iſt 
dem Wohnungselend, der fürchterlichſten 
Quelle von Volksſeuchen, nicht beizukommen. 
Nur Abhilfe in größtem Maßſtabe könnte dem Elend 
ſteuern, das unſer Volk im Kern, in ſeiner Jugend 
verdirbt. Die Mietskaſerne aber iſt wirklich die Büchſe 
der Pandora, aus der die übel der Welt heraus⸗ 
ſpringen, um ſich unter den Menſchen zu verbreiten, 
— Plagen, von denen die Tuberkulofe nur eine iſt. 
In der durch die Buchhandlung Bodenreform, Berlin 
NW. 23, Leſſingſtr. 11, zu beziehenden kleinen Schrift: 
„Kulturſchande“ (Preis 40 Pfg.) iſt dargelegt, daß die 
Mietskaſerne auch Brutſtätte der Geſchlechtskrank⸗ 
heiten iſt, woran 1922 in Preußen allein 1656 Men⸗ 
ſchen geſtorben ſind, und die ſich jährlich um über 
Million Fälle in der Zivilbevölkerung Deutſchlands 
vermehren. Heraus aus der Mietskaſerne. Hinein 
in die Heimſtätte im Sinne des Reichsheimſtätten⸗ 
geſetzes. Profeſſor Möllers gibt in der bereits er⸗ 
wähnten Veröffentlichung eine Gegenüberſtellung non 
Zahlen über die Tuberkuloſehäufigkeit in Deutſchland 
und in England. Die beiden Reihen zeigen, um wie⸗ 
viel weniger als das deutſche, das engliſche Volk von 
der Tuberkuloſe heimgeſucht iſt. Entſpricht das nicht 
ganz offenſichtlich auch der Tatſache, daß Deutſchland 
das Land der Mietskaſerne und England das Land 
des proletariſchen Einfamilienhaufes iſt? Bereits 1920 
wohnten in deutſchen Induſtrieſtädten durchſchnittlich 
30 bis 50 Menſchen in einem Hauſe. Die Wohndichte 
erhöhte ſich für Berlin auf rund 76 Menſchen pro Haus, 
während in London 8, in Chicago 9, in Philadelphia 5 
und ſelbſt in Paris nur 38 Bewohner im Durchſchnitt 
auf ein Haus entfallen. Berlin beweiſt ſomit der 
Welt, wie in der Schreckenskammer eines Sozio⸗ 
logiſchen Muſeums, wie die gedrängte Wohnweiſe im 
Mietskaſernenſyſtem, ein Volk körperlich und ſittlich 
verdirbt, und es beweiſt gleichzeitig, wenn auch negativ, 
daß gelockerte Wohnweiſe in Gartenheimſtätten ein 
Volk geſund erhält. Möchten die Verantwortlichen der 
Boden-, Siedlungs⸗ und Wohnungspolitik dieſe Tat⸗ 
ſache endlich gebührend beachten. 

Die Bildung von geſunden Familienheimſtätten für 
das arbeitende Volk erzielt das Reichsheimſtättengeſetz. 
Seine praktiſche Durchführung in großem Maßſtabe 
wird aber erſt das Reichsbodenreformgeſetz 
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ermöglichen, deſſen Entwurf der Ständige Beirat für 
Heimſtättenweſen beim Reichsarbeitsminiſter am 
22. und 23. März 1926 revidieren wird. Es wird einen 
harten Kampf um dieſes Geſetz geben, der hauptſäch⸗ 
lich geführt wird durch den Bund Deutſcher 
Bodenreformer. Wer die grundſätzliche Abkehr 
von dem verhängnisvollen Mietskaſernenſyſtem und 
die Herbeiführung geſunder Wohnungsverhältniſſe er⸗ 
ſtrebt, der unterſtütze die deutſche Bodenreform⸗ 
bewegung. 


Haus⸗ und Grundbeſitzer und Bodenreform. Haus⸗ 
und Grundbeſitzer, die nicht Haus⸗ und Grundſtücks⸗ 
händler ſind, erkennen mehr und mehr, daß die 
Bodenreform nicht eigentumsfeindlich 
iſt, ſondern im Gegenteil darauf hinſtrebt, das perſön⸗ 
liche Eigentum am Grund und Boden dem Eigentümer 


und ſeiner Familie, auch kommenden Generationen, zu 
ſichern (ſ. Reichsheimſtättengeſetz)j. Dieſe Auffaſſung 
bekundete der Haus⸗ und rundbeſitzer⸗ 
Verein zu Fredersdorf (Oſtbahn) nach einem 
Vortrag des Geſchäftsführers des Bundes Deutſcher 
Bodenreformer über das Reichsheimſtättengeſetz durch 
Annahme einer Reſolution, welche von der Reichs⸗ 
regierung dringlichſt die alsbaldige Einbringung des 
Bodenreformgeſetzentwurfes fordert. Im eigenen 
Intereſſe des wirklich ſeßhaften Haus⸗ und Grund⸗ 
beſitzes iſt zu wünſchen, daß dieſe Erkenntnis ſich weiter 
verbreite, damit verhindert werde, daß der ſolide Haus⸗ 
und Grundbeſitz der Terrainſpekulation Vorſpann⸗ 
dienſte leiſte. Dieſelbe Reſolution wurde als dringen⸗ 
der Appell an den Reichstag wenige Tage zuvor nach 
einem Vortrag desſelben Redners auch in einer Ver⸗ 
ſammlung des Zentralverbandes der Ange⸗ 
ſtellten (Werbebezirk Berlin⸗Südoſt) angenommen. 


Geſetze und Verordnungen. 


Richtlinien für die verwendung des für die 
Neubautätigkeit beſtimmten Anteils am Haus: 
zinsftenerauffommen im Jahre 1926 
(mit Anmerkungen). 

(Sl Abſatz 1 der Preußiſchen Steuernotverordnung vom 
1. April 1924, Geſetzſamml. S. 191 in der Faſſung der dritten 
Preußiſchen Steuernotverordnung vom 28. März 1925, 
Geſetzſamml. S. 42.) 

Siehe Seite 96 dieſes Heftes. 


Erlaß des Preufifhen Miniſters für volks- 
wohlfahrt vom 14. Oktober 1925, betr. Auf- 
wertung des Erbbauzinſes. 

— II. 1. 354. — 

Nach S 63 Abſatz 2 Ziffer 5 des Aufwertungsgeſetzes 
vom 16. Juli 1925 gehören Anſprüche auf Entrichtung 
eines Erbbauzinſes nicht zu den Vermögensanlagen im 
Sinne des Abſatzes 1. Die Aufwertung eines Erbbau⸗ 
zinſes unterliegt ſomit der Vereinbarung der Be⸗ 
teiligten und, ſoweit eine ſolche nicht zuſtande kommt, 
der Entſcheidung im ordentlichen Rechtswege. 

Ich erſuche, auf die Gemeinden und ſonſtige Grund⸗ 
eigentümer, die Land in Erbbaurecht gegeben haben, 
dahin einzuwirken, daß ſie bei ihren Forderungen auf 
Aufwertung des Erbbauzinſes nicht über das nötige 
Maß hinausgehen. Es muß vermieden werden, dem 
Erbbauberechtigten im Wege der Aufwertung Laſten 
aufzubürden, die er auf die Dauer nicht tragen kann, 
und die mit dem Ertrage des Grundſtücks nicht im 
Einklang ſtehen. 

Früher iſt für den Erbbauzins ein Höchſtſatz von 
2 bis 3 v. H. des Grundſtückswertes üblich geweſen. 
Dieſer Satz wird auch heute im allgemeinen als an⸗ 
gemeſſen bezeichnet werden können. Dabei wird auch 
der Grundſtückswert nicht zu hoch anzuſetzen ſein. 
Wenn im Hinblick auf die heutige allgemeine Zins⸗ 
ſteigerung oft weſentlich höhere Zinsbeträge verlangt 
werden, ſo halte ich das nicht für richtig, weil ein 
Sinken des Zinsfußes eine Herabſetzung des Erbbau⸗ 
zinſes nicht nach ſich ziehen würde. Erbbaurechts⸗ 
verträge haben eine lange Gültigkeitsdauer und müſſen 
von Konſunkturſchwankungen unabhängig ſein. 

Sollten dort Fälle bekannt werden, in denen die 
Aufwertung eines Erbbauzinſes zum gerichtlichen Aus⸗ 
trag gebracht iſt, erſuche ich, mir zu berichten. 

J. V.: Conze. 


Kunderlaß des Preuß. Miniſters für volks⸗ 
wohlfahrt vom 4. Februar 1926 betr. Bauland: 
beſchaffung. 

— II. 3. 110. — 

Der Preußiſche Landtag hat einen Antrag ſeines 
Hauptausſchuſſes angenommen, darauf hinzuwirken, 
daß für den Wohnungsbau geeignetes Bauland zu 
günſtigen Bedingungen zur Verfügung geſtellt wird, 
insbeſondere auch nach dieſer Richtung die Gemeinden 
zu beeinfluſſen. 

Leider iſt vielfach die Wahrnehmung zu machen, 
daß die Grundſtückspreiſe immer mehr anziehen und 
ſchon mehrfach die Friedensſätze erreicht oder gar über⸗ 
ſchritten haben. Auch ſind manchenorts übermäßig 
hohe Erbbauzinſen gefordert worden — ich verweiſe 
in der Hinſicht auf meinen Runderlaß vom 14. 10. 1925 
— II. 1. 354 —. Infolge der Inflation waren ſehr 
erhebliche Wertänderungen auch in den Baugrund⸗ 
werten eingetreten, und es liegt im allgemeinen gar 
kein Anlaß vor, zu den vielfach übertrieben hohen 
Friedenspreiſen zurückzukehren. Insbeſondere werden 
in ſehr viel Fällen die Grundſtücksaufſchließungskoſten 
durch die Markentwertung als völlig verſchwunden an⸗ 
geſehen werden können, ſoweit ſie nicht etwa zum 
Teil in dem geringen Aufwertungsbetrag von Stadt⸗ 
anleihen noch fortleben oder aber, wenn ſie auf die 
Unternehmer abgewälzt waren, von dieſen in Geſtalt 
von Renten weiterzuzahlen ſind. In letzterem Falle 
wäre es angezeigt, dieſe Anliegerleiſtungen ent⸗ 
ſprechend der durch die Inflation geſchwundenen Auf⸗ 
wendung der Gemeinden herabzuſetzen. Dieſe Ver⸗ 
günſtigung für die Baulandbeſitzer rechtfertigt ſich 
freilich nur dann, wenn ſie ihrerſeits ſich daran nicht 
bereichern, ſondern den Baulandpreis an den aus⸗ 
gebauten Straßen entſprechend herabſetzen zugunſten 
der Wohnungsbauenden, falls auch dieſe hinwiederum 
bereit ſind, Sicherung gegen ſpekulative Ausnutzung 
(insbeſondere durch Anwendung des Reichsheimſtätten⸗ 
rechts) zu bieten. Es wäre ungerechtfertigt, wenn aus 
der durch die Inflation, alſo letzten Endes durch Opfer 
der Allgemeinheit, eingetretenen Möglichkeit der Ver⸗ 
billigung des Baubodens ein Einzelner Nutzen zöge, 
ſei es nun die betreffende Gemeinde, der Bauland⸗ 
eigentümer, die Bauunternehmer oder wer ſonſt. Ich 
erſuche Sie, den Baulandmarkt nach dieſer Hinſicht 
zu beobachten und Ihrerſeits mit allem Nachdruck 
darauf hinzuwirken, daß unter dinglicher Sicherung 
gegen ſpekulative Ausnutzung in vollauf ausreichen⸗ 
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dem Maße Bauland zu billigſten Preiſen zur Ver⸗ 
fügung geſtellt wird. 

Beziehen ſich vorſtehende Ausführungen vornehm⸗ 
lich auf völlig aufgeſchloſſenes Bauland, ſo treffen die 
Grundſätze doch auch auf noch aufzuſchließendes zu. 
Bei dieſem wird es namentlich darauf ankommen, daß 
die Straßen nicht in übertrieben teuerer, ſondern in 
einer den wirtſchaftlichen Verhältniſſen unſeres Lan⸗ 
des angepaßten beſcheidenen Weiſe aufgeſchloſſen 
werden. Dies gilt namentlich für Wohngegenden, wo 
es häufig genügen wird — auch bei großen Städten —, 
wenig oder gar nicht befeſtigte Fahrbahnen und mit 
Schlacke oder Kies beſchüttete, etwas erhöhte Geh⸗ 
bahnen vorzuſehen, ſelbſtverſtändlich unter Einſchrän⸗ 
kung der Breiten auf das denkbar geringſte Maß. 
Ich verweiſe auch auf das Ausführungsgeſetz zum 
Reichsheimſtättengeſetz, ſowie auf die den Bezirks⸗ 
wohnungskommiſſaren nach § 7 der Behebungsverord⸗ 
nung vom 9. 12. 1919 zuſtehenden Rechte, mit denen, 
wie Einzelfälle erweiſen, ſehr gute Erfolge zu er⸗ 
zielen ſind. 

Der mehrfach von Intereſſentenkreiſen vertretene 
und geäußerten Auffaſſung, als ob der Bodenpreis 
keine Rolle mehr ſpiele, muß nachdrücklich wider⸗ 
ſprochen werden. 

Ich erſuche, binnen ſechs Wochen über Ihre Er⸗ 
en und den Erfolg Ihrer Einwirkung zu be⸗ 
richten. 


Erlaß des Preufifhen Miniſters für volks- 
wohlfahrt vom 11. Januar 1926 betr. Grund⸗ 
bucheintragungen in Angelegenheiten der För⸗ 
derung des Baues von Landarbeiterwohnungen 
aus Mitteln der produktiven Erwerbslofen- 
fürſorge. Bericht vom 11. September 1925. 

— I. E. 13. Nr. 1115. — 

— III. R. I. 4246. — 

Eine Anderung der geſetzlichen Beſtimmungen er⸗ 
ſcheint im Hinblick auf § 1 und $ 8 (1) Ziffer 1 des 
8 Gerichtskoſtengeſetzes nicht notwendig. 

anach iſt der Fiskus des preußiſchen Staates, der 
— da die Eintragung zu ſeinen Gunſten erfolgen ſoll — 
nach § 13 Abſatz 2 G. O. zweifellos antragsberechtigt 
iſt, von der Zahlung der Gerichtsgebühren befreit, 
wenn der Eintragungsantrag von ihm ausgeht. Ich 
erſuche deshalb in zukünftigen Fällen den Antrag auf 
koſtenfreie Vornahme der Eintragung (dem gemäß 
§.19 G. O. die Eintragungsbewilligung des Grundſtücks⸗ 
eigentümers beizufügen iſt) nicht mehr auf § 8 (1) 
Ziffer 5, ſondern auf § 8 (1) Ziffer 1 des Preußiſchen 
Gerichtskoſtengeſetzes zu ſtützen. 

Etwaigen Beanſtandungen aus § 29 des Reichs⸗ 
ſiedlungsgeſetzes bitte ich mit dem Hinweis darauf zu 
begegnen, daß es ſich bei den auf die Förderung des 
Baues von Landarbeiterwohnungen aus Mitteln der 
produktiven Erwerbsloſenfürſorge im Sinne meines 
Runderlaſſes vom 27. März 1925 — III. R. I. 1250 — 
gerichteten Maßnahmen nicht um ein Siedlungs⸗ 
verfahren im Sinne des $ 29 des Reichsſiedlungsgeſetzes 
handelt, und daß die Befreiungsvorſchriften diefer 
Geſetzbeſtimmung mithin in den vorliegenden Fällen 
nicht anwendbar ſind, daß ſich dagegen aus den vorn⸗ 
angegebenen Beſtimmungen des preußiſchen Gerichts⸗ 
koſtengeſetzes die Befreiung des Fiskus von der 
Ae pick der Gerichtsgebühren mit zwingender Not⸗ 
wendigkeit ergibt. 

Einem Bericht über das Ergebnis des hiernach Ver⸗ 
anlaßten ſehe ich demnächſt entgegen. 

m Auftrage: 
gez. Dr Klausner. 


Erlaß des Preußiſchen Miniſters für volks⸗ 
wohlfahrt vom 15. Februar 1920. 


— II. 13 Nr. 3835. — 
— III. R. I Nr. 4260. — 


Aus Anlaß eines Einzelantrages erkläre ich mich 
nach Benehmen mit dem Herrn Finanzminiſter damit 
einverſtanden, daß in denjenigen Fällen, in denen in 
einem Hauſe neben einer aus Mitteln der produktiven 
Erwerbsloſenfürſorge zu fördernden Landarbeiter⸗ 
wohnung aus Gründen der Bauverbilligung noch eine 
beſondere Mietwohnung geſchaffen werden 
ſoll, für letztere Wohnung eine Hauszinsſteuerhypothek 
nach Maßgabe der „Richtlinien“ bewilligt wird. Vor⸗ 
ausſetzung iſt jedoch, daß die Landarbeiterwohnung und 
die Mietwohnung völlig gegeneinander abgeſchloſſen 
ſind und beide ausreichende Boden- und Kellerräume 
erhalten. 

In Vertretung: gez. Conze. 

An ſämtliche Herren Regierungspräſidenten, den Herrn 
Verbandspräſidenten in Eſſen und den Herrn Ober⸗ 
„ in Charlottenburg. 

An 

a) die Träger des Verfahrens zur Förderung des 
Baues von Landarbeiterwohnungen; 

b) die Landesarbeitsämter in Königsberg, Breslau, 
Stettin, Obrawalde, Magdeburg, Kiel, Hannover, 
Düſſeldorf, Münſter, Frankfurt a. M., das Bran⸗ 
denburgiſche Landesarbeitsamt in Berlin SW. II 
und die Deputation für Arbeit und Gewerbe 
(Abt. A) Landesarbeitsamt Berlin C2, Stralauer 
Straße 33. 


Abänderung des Seſetzes über die Erhebung 
einer vorläufigen Steuer vom Grundvermögen 
vom 14.4.1923. (Geſetzſammlung 1923, S. 29.) 
Durch Verordnung des Preuß. Staatsminiſteriums 
vom 28. 11. 1925, Preußiſche Geſetzſammlung 1925, 
©. 178, hat der § 15 des obengenannten Gejeßes fol⸗ 
gende Faſſung erhalten: er 

9. 

Abſatz 1 behält ſeine alte Faſſung und erhält dazu 
folgenden Zuſatz: 

„Die Steuer wird ferner nicht erhoben von den 
nach dem 31. März 1924 fertiggeſtellten Wohnungs⸗ 
neubauten, einſchl. des zugehörigen Hofraumes, für die 
Dauer von 5 Jahren nach Ablauf des Rechnungsjahres, 
in dem die Neubauten fertiggeſtellt worden ſind. Für 
die im Rechnungsjahre 1924 fertiggeſtellten Neubauten 
beginnt die Freigeit am 1. April 1926.“ 

Abſatz 2 lautet wie bisher folgendermaßen: 

„Das Finanzminiſterium hat die Steuer von Grund⸗ 
ſtücken oder Grundſtücksteilen, die der Beſiedlung des 
platten Landes oder der Schaffung geſunder Klein⸗ 
wohnungen für Minderbemittelte zu dienen beſtimmt 
ſind und ſich im Eigentum von Körperſchaften des 
öffentlichen wer oder folder Perſonenvereinigungen 
befinden, die ſich mit den genannten Zwecken befaſſen, 
ganz oder teilweiſe zu erlaſſen, jedoch nur für die 
Zeit der Vorbereitung der Beſiedlung bezw. für die 
Bauzeit des Wohnhauſes und zwar höchſtens auf drei 
Jahre. Den i wird die Steuer 
nur dann erlaſſen, wenn der Reingewinn ihres Unter⸗ 
nehmens ſatzungsgemäß auf eine Verzinſung von 
höchſtens 5 v. H. des Nennwertes der Kapitaleinlagen 
beſchränkt, bei Auslöſungen, Ausſcheiden eines Mit⸗ 
gliedes und für den Fall der Auflöſung der Ver⸗ 
einigung den Mitgliedern nicht mehr als der Nennwert 
ihrer Anteile zugeſichert, und bei der Auflöſung der 
etwaige Reſt des Vermögens für gemeinnützige Zwecke 
beſtimmt iſt.“ { 
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Neu hinzugefügt ift folgender Abſatz 3: 

„Der Finanzminiſter hat die Steuer von Gied- 
lungen, die auf Grund des Reichsſiedlungsgeſetzes ſeit 
dem 1. 4. 23 begründet find oder begründet werden, 
auf Antrag für die Dauer von fünf Jahren zu erlaſſen. 
Die Friſt beginnt mit dem erſten Tage des Viertel⸗ 
jahres, nachdem die übergabe der Siedlung an den 
Siedler erfolgt iſt; ſoweit die übergabe in den Rech⸗ 
nungsjahren 1923/1925 erfolgt iſt, beginnt die Friſt 
am 1. 4. 1926. Veräußert der Steuerſchuldner das 
Grundſtück innerhalb der Friſt an andere Perſonen als 
an den Ehegatten oder einen ſeiner Abkömmlinge oder 
eines ſeiner Geſchwiſter, ſo gilt der Steuererlaß nur 
bis zum Ende des Monats, in welchem der Kaufvertrag 
abgeſchloſſen worden iſt. Der Verkäufer iſt verpflichtet, 
den Abſchluß des Kaufvertrages innerhalb des berout, 
folgenden Monats der Veranlagungsbehörde anzuzeigen.“ 

Anmerkung: Der neue Abſatz 3 des § 15 des 
oben bezeichneten Geſetzes bezieht ſich ausſchließlich auf 
die nach dem Reichsſiedlungsgeſetz vom 11. 8. 1919 
(R.⸗G.⸗Bl. 1919 S. 1429) errichteten oder zu errichten⸗ 
den Siedlungen, d. h. Siedlungen landwirtſchaftlichen 
Charakters, die von den zu dieſem Zwecke begründeten 
gemeinnützigen Siedlungsunternehmungen (Landgeſell⸗ 
ſchaft) ausgegeben werden. 


verfügung des Regierungspräfidenten als Be⸗ 
zirkswohnungskommiſſar zu Breslau vom 
4. März 1020 betr. Förderung des Wirtſchafts⸗ 
weſens durch Planungen. 

1. 39. XXX. 160 

41. 34.40. 
Es handelt ſich zurzeit nicht allein darum, Ordnung 
in die Bebauung hineinzubringen, d. h. das bisherige 


S 


Durcheinander der verſchiedenſten Bauvorhaben und 
Gebäudegattungen durch einen planmäßigen Anbau auf 
Grund eines Beſiedlungsplanes zu erſetzen, ſondern 
ferner auch darum, im Zuſammenhange damit über die 
einzelnen kommunalen Grenzen hinaus die Löſung 
der wirtſchaftlichen Fragen größerer Gebiete 


vorzubereiten. 


Hierzu wird ein Programm der zukünftigen wirt⸗ 
ſchaftlichen und kulturellen Entwicklung der einzelnen 
Verwaltungsgebiete nötig ſein, das naturgemäß nur in 
engſter Fühlungnahme mit den örtlichen Stellen auf— 
geſtellt werden kann. 

Worauf es dabei ankommt, geht aus der beiliegen- 
den Abhandlung“) hervor. 

Ich halte es hiernach für zweckmäßig, daß ſich die 
Kreisausſchüſſe und Magiſtrate eines geeigneten, mit 
den Verhältniſſen des Bezirks vertrauten, in Schleſien 
heimiſchen Sachbearbeiters verſichern, der in dauern⸗ 
dem Zuſammenhange mit ihnen dieſe Aufgaben in An⸗ 
griff nehmen kann, und zwar zunächſt in der lockeren 
Form der Beratung in allen Bebauungsplan⸗ und 
ſiedlungstechniſchen Fragen, woran ſich dann nach 
Durchreifung der Probleme die feſte Formulierung 
eines Programmes und die Aufſtellung eines Planes 
zu ſchließen hätte. 

über den Fortgang der Sache ſehe ich einem Bericht 
binnen 6 Monaten entgegen. 

An die Herren Vorſitzenden der Kreisausſchüſſe des 
Bezirks, ſämtliche Magiſtrate mit Ausnahme von 
Breslau (direkt) und Herrn erſten Bürgermeiſter 
Salomon, Geſchäftsführer des Schleſiſchen Städte⸗ 
tages hier, Rathaus. 


*) „Kreiswirtſchaftsplanung“ von Dipl.⸗Ing. Schroe⸗ 
der, ſiehe Heft 2 d. Jahrg. 


Sücher⸗ und Feitſchriftenſchau. 


Mitteilungen des Schleſiſchen Bundes für Heimat⸗ 
up, 1. Heft 1926. Verlag L. Heege, Schweidnitz. 
reis 1,— Mark. 

„Der Schleſiſche Bund für Heimatſchutz nimmt mit 

dieſem Heft ſeine Veröffentlichungen wieder auf, die 
er vor und nach dem Kriege herauszugeben pflegte. 
So hart auch die Zeiten mit allen freien, kulturellen 
Beſtrebungen verfahren ſind, den Bund Heimatſchutz 
haben ſie nicht zum Erliegen gebracht. Eine gewiſſe 
Reorganiſation freilich hat dat er ſich gefallen laſſen und 
wird er auch weiterhin in den eigenen Reihen pflegen 
müſſen, wenn er den Zuſammenhang mit dem produk⸗ 
tiven Leben behalten oder vielmehr wieder erobern will. 
Dieſes erſte Heft ſtellt einen Verſuch in dieſer Richtung 
dar. Es enthält Aufſätze von M. Gieſe über „Die 
Kleinſtadt als kultureller und wirtſchaftlicher Mittel⸗ 
aa: von Dipl.-Ing. G. Schroeder über „Heimat- 
chutz und Kleinſtadtplanung“, von M. Schlotf „Zur 
Kenntnis der Wirbeltierfauna des Naturſchutzgebietes 
„die Seefelder“ bei Reinerz“; außerdem Beiträge zu 
dem Thema Bauberatung von Prof. A. Rading und 
zu dem Thema Friedhofspflege und Kriegerehrungen 
von Gartenbaudirektor Erbe. 

Es iſt ſehr zu begrüßen, daß hier der Heimatſchutz 
ſich einer feiner vornehmſten Aufgaben erinnert: der 
Frage der Einordnung der Kleinſtadt in Wirtſchafts⸗ 
und Kulturarbeit und damit der Frage der weiteſten 
Verbreitung der Qualität. Es iſt zu hoffen, daß der 
Heimatſchutz ſich des produktiven Aufbaues, des 
„Heimatbaues“ weiterhin tatkräftig annimmt, er wird 
das nur im Sinn der praktifchen Beeinfluſſung des 
Planens und Bauens tun können. In dieſem Sinn iſt 
dem guten Anfang Mean Erfolg zu den 
erſten „Mitteilungen“ weiteſte Verbreitung zu een S: 


Kachelöfen. 


Muſterzeichnungen unter beſonderer Berückſichtigung 
der Verhältniſſe in der Provinz, Grenzmark Pojen— 
Weſtpreußen, aufgeſtellt von der Heimſtätte Grenz⸗ 
mark G. m. b. H., provinzielle Wohnungsfürſorge⸗ 
men: in neidemühl, Verlag Albert Lüdtke, 

erlin SW. 61, Belle Allianceſtr. 82. 

Die Mappe enthält klargezeichnete Kachelöfen in 
den verſchiedenſten Größen mit zahlreichen Schnitten 
für den inneren Aufbau. Es iſt ihr außerdem ein 
beſonderes Heftchen beigelegt, aus dem u. a. grund⸗ 
ſätzliche Richtlinien für die Wärmewirtſchaft, ferner 
genaue Angaben über Kachel⸗ und Ausbaumaterialien, 
Ofengewichte, Heizflächentabellen ſowie die Barlach⸗ 
Tabelle zur Beſtimmung der Heizflächen, erſichtlich find. 
Die Anſchaffung der Mappe iſt empfehlenswert. Sie 
wird allen Architekten, Unternehmern ſowie Bauherrn 
dankenswerte Hinweiſe geben. d 


Das große Bekenntnis 


(Buchhandlung Bodenreform, Berlin NW. 23, Leſſing⸗ 
ſtraße 11, Preis 1 Mark). 


Unter dieſem Titel gibt Geheimrat Prof. Erman 
ein Heft heraus, in dem die zahlreichen, z. T. künſt⸗ 
leriſch, wiſſenſchaftlich, geſchichtlich und auch gegen⸗ 
wartspolitiſch ſehr bemerkenswerten Kundgebungen 
zur Ehrung Adolf Damaſchkes anläßlich der 
Feier ſeines 60. Geburtstages geſammelt ſind. Die 
Schrift iſt im Zuſammenhang mit den großen Tages⸗ 
fragen des Reichs⸗Bodenreformgeſetzes und des Städte⸗ 
baugeſetzes von großem Intereſſe. N. 
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Schriftleitung: Regierungsbaurat Stegemann + Dresden f., Kanzleigäßchen iu. 


3. Jahrgang 


Nummer 3 


März 1920 


Großhaus oder Kleinhaus — eine Wirtſchaftsfrage ). 
Von Obering. Dipl.⸗Ing. Erich Graf, Dresden. 
(2. Fortſetzung.) 


Dies geht ſo weit, daß durch baupolizeiliche Be— 
ſtimmungen größte Tiefen feſtgeſetzt werden 
mußten, um die gröbſten Schäden, die den Bes 
wohnern durch übermäßige Tiefen erwachſen, zu 
verhüten. Die Tiefe iſt innerlich gebunden an die 
Höhe der Geſchoſſe, da ja mit einem gewiſſen Licht- 
einfall zu rechnen iſt, der die im Innern liegenden 
Teile des Hauſes dunkel läßt, wenn die Tiefe das 
normale Maß überſchreitet (Abb. 9), Allzu tiefe 
Grundriſſe ſind infolgedeſſen minderwertig und 
ſcheiden für den Vergleich aus gegenüber ſolchen 
Wohnungen, die durch eine dem Lichteinfall Rech⸗ 
nung tragende Tiefe vorzuziehen ſind. Jeder, der 
in Miethäuſern mit tiefem Grundriß wohnt, hat 
am eigenen Leibe erfahren, daß die zurückliegenden 
Flächen der Stuben zur Arbeit unnütz ſind und 
lediglich dazu dienen können, als Möbelſpeicher 
Verwendung zu finden. Es ſind alſo die Geſchoß— 
höhen von der Tiefe des Gebäudes abhängig, und 
etwaige Vorteile, die durch Erſparnis von Mauer⸗ 
maſſen eintreten, werden vollkommen aufgehoben 
durch die zunehmende Stockwerkshöhe, die zum 
mindeſten zwei Drittel der halben Tiefe zu be— 
tragen hat; das heißt mit anderen Worten: für ein 
Haus mit 4,20 m halber Tiefe genügt eine Stod- 
werkshöhe von 2,80 m bis Fußbodenoberkante. 
Analog müßte die Stockwerkshöhe eines Hauſes 
von 14 m Tiefe eine Stockwerkshöhe von 4,60 m 
aufweiſen. Dieſe Geſetzmäßigkeit zwiſchen Haus⸗ 
tiefe und Stockwerkshöhe ſpielt eine entſcheidende 
Rolle bei der Beurteilung des Problems Großhaus 
oder Kleinhaus, und gerade in dieſem Punkte 
haben die Verfechter des Großhauſes gefündigt, in- 
dem ſie minderwertige Raumdispoſition mit hoch⸗ 
wertiger in Vergleich geſtellt haben. 

Was die Innenmauern anbetrifft, ſo ſpielt die 
Größen- und Formänderung nur eine verhältnis⸗ 
mäßig untergeordnete Rolle, da die Abweichungen 
zu gering ſind, als daß ſie beſonders in Rechnung 
geſtellt werden müßten. 


*) Abdruck aus der 2. Folge „Vom wirtſchaftlichen 
Bauen“, Verlag Oscar Laube, Dresden. 


Bei der erwähnten Abhängigkeit der Höhe von 
der Tiefe wird es uns klar, daß tatſächlich die Ren⸗ 
tabilität durch den Grundriß bereits gegeben iſt. 
Es läßt ſich für jedes Stockwerk eine Gleichung 
aufſtellen, die folgende Elemente enthält: Die Ge- 
ſchoßgrundfläche iſt gleich der Summe der Wand⸗ 
grundflächen plus Flächenraum für die Treppe 
plus nutzbare Wohnfläche. Je kleiner der Anteil 
der Mauergrundflächen und je kleiner der Anteil 
der Flächen iſt, deſto größer die Ausbeute an nutz⸗ 
barer Wohnfläche und deſto rentabler die Raum⸗ 
dispoſition. Eine derartige Gleichung verläuft in 
dem Geltungsbereich der anwendbaren Grundriſſe 
geſetzmäßig. In Abbildung 10 ſind die anteiligen 
Größen der Treppen-, der nutzbaren Wohnflächen, 
der Mauergrundflächen in Geſchoſſen und Keller, 
je Wohnung berechnet, abgebildet, wie ſie ſich für 
die in Abbildung 15, Heſt 2 dieſer Zeitſchrift, ge— 
zeigten Grundriſſe darſtellen. 

Über der Nullinie ſind ſenkrecht die nutzbaren 
Flächen aufgetragen, und zwar: eigentliche nutzbare 
Wohnfläche und Treppenfläche. Unter der Null⸗ 
linie ſind die Mauergrundflächen ſenkrecht aufge⸗ 
tragen, die zur Umſchließung der bewohnbaren 
Nutzflächen notwendig ſind. Die Flächen über der 
Nullinie entſprechen den Maßen und den Bau⸗ 
koſten der horizontalen Bauteile, während die 
Flächen unter der Nullinie den Maſſen und dem 
Werte der vertikalen Bauteile in ihren Grund⸗ 
flächen entſprechen. Es ſind die Grenzverhältniſſe 
von Tiefe zur Breite berückſichtigt, und zwar gelten 
die ausgezogenen Linien als Maximalverhältnis 
Tiefe zur Breite, die geſtrichelten Linien als Mi⸗ 
nimalverhältnis Tiefe zur Breite. Es iſt aus der 
Darſtellung die ſtetige Zunahme der nutzbaren 
Wohnflächen erſichtlich, wobei die Treppenflächen 
ein fonjtantes Element bilden, während die Mauer⸗ 
grundflächen nur in viel geringerem Maße zu— 
nehmen. 

Es erhellt aus dieſer Tatſache, daß die Wirtſchaft⸗ 
lichkeit der Grundriſſe mit größerer Geſchoßfläche 
die der Grundriſſe mit kleinerer Geſchoßfläche über⸗ 
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trifft. Gleichzeitig bemerken wir demgegenüber 
ein Zunehmen der Mauergrundflächen zu un⸗ 
gunſten der nutzbaren Wohnflächen, falls die 
Grundſtücksform mehr nach der Breite als nach der 
Tiefe entwickelt wird. 

Als Beiſpiel der Wirtſchaftlich- 4 
keit für eine Wohnung von 70 gem N 
nutzbarer Wohnfläche iſt die be⸗ 
treffende Linie durchgezogen. 

Auf Grund der zugehörigen 
Mauergrundfläche läßt ſich unſchwer 
durch Multiplikation mit der be⸗ 
treffenden Höhe das Maß der Ren⸗ 
tabilität der kubiſchen Maße ent⸗ 
wickeln. Es wäre alſo in jedem 
Falle als Grundlage eines Ver- 
gleichs von Großhaus und Klein⸗ 
haus von der Or⸗ 
dinate auszuge⸗ 
hen, die die nutz ⸗ 
bare Wohnfläche 
darſtellt. In Ab⸗ 
bildung 11 ſind 
die gezeigten tat⸗ 
ſächlichen Werte 
prozentual um⸗ 
gerechnet, bezo⸗ 
gen auf die ge⸗ 
ſamte Geſchoß⸗ 


e 
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Kleinhäuſer 


gezeigten Flächen durchzuführen, können wir aus 
der Abb. 10 für gleiche nutzbare Wohnflächen er⸗ 
kennen, daß die Grundflächen der Kellermauern 
beim Einfamilienhaus größer ſind als die des 
fünfgeſchoſſigen Mehrfamilienhauſes, und daß da⸗ 
mit unzweifelhaft eine Koſtenver⸗ 

teuerung der Wohnung im Ein⸗ 
familienhaus gegenüber der im 
Mehrfamilienhaus entſteht. Man 
darf dabei allerdings nicht ver- 
geſſen, daß auch die nutzbaren 
Flächen im Keller beim Einfamilien⸗ 
haus größer ſind als die anteilig 
auf eine Wohnung entfallenden 
nutzbaren Kellerflächen beim Mehr: 
familienhaus, und es iſt nur na⸗ 
türlich, wenn für größere Vorteile 
5 auch höhere 
Koſten ins Ge⸗ 
wicht fallen. Da 
das Einfamilien⸗ 
haus in der Re⸗ 
gel mit der Bei⸗ 
gabe größeren 
Gartenlandes 
erſtellt wird, ſind 
dieſe Räumlich⸗ 
keiten notwendig 
und ſpielen bei 


ee Sa der N 
amilienhäuſern, tung de ar⸗ 
oder die umme tens werbend 
zweier Geſchoſſe eine Rolle. 

bei Einfamilien⸗ Ahnlich ver⸗ 
häuſern. Es geht hält es ſich mit 
hieraus noch mit dem Dach. Un⸗ 
größerer Deut⸗ zweifelhaft 
lichkeit hervor, bringt das Dach 
daß eine Abnah⸗ beim Kleinhaus 
me der umſchlie⸗ eine gewiſſe Ver⸗ 
n = ne 

d Großhäuſer verſchiedener Tiefenentwicklung mit denſelben Belichtungsverhält⸗ _. 5 

Vergrößerung e S niffen der vorſtehenden Kleinhäuſer. Beyer) einer Wohnung 
der Geſchoß. Abb. 9. Abhängigkeit der Geſchoßhöhe von der Haustiefe mit Rückſicht auf gegenüber dem 
fläche zugunſten gleichartige Belichtung. fünfgeſchoſſigen 
der nutzbaren Kleinhaus infolge der geringen Tiefe günitig belichtet. Falls beim Großhaus mit größerer Mehrfamilien⸗ 
Wohnflächen Sie dzee SE E Ee E 5 er ck ER werden haus mit ſich. 
eintritt. Au ch die ſollen, müßte im Hinblick auf 5 ig 5 d - etc odwerihöhe des Großhauſes Ee ch hier 
Treppenfläche werden für die 


nimmt prozentual mit der Vergrößerung der Ge— 
ſchoßfläche ab. , 

Durch dieſe Darſtellungen ſoll gezeigt werden, 
daß für jeden Vergleich von Großhaus und Klein⸗ 
haus es unbedingt erforderlich iſt, Wohnungen von 
gleicher nutzbarer Wohnfläche einander gegenüber 
zu ſtellen, wenn man nicht von vornherein unge⸗ 
recht vorgehen will. 

Ohne die Berechnung der Maſſen auf Grund der 


größeren Bauauſwendungen höhere Werte geboten, 
die um ſo wichtiger ſind, als auch im Dachraum 
noch der Einbau nutzbarer Wohnräume beim Ein⸗ 
familienhaus möglich iſt. 

Man kann beruhigt, was den Baukörper anbe⸗ 
trifft, eine Koſtenverbilligung beim Bau von fünf⸗ 
geſchoſſigen Großhäuſern gegenüber dem der in der 
nutzbaren Wohnfläche gleichwertigen Einfamilien⸗ 
häuſern zugeben. Da jedoch in jedem Falle größere 
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Abb. 10. Anteilige Größe der Treppen-, nutzbaren Wohnflächen, der Mauergrundflächen in Geſchoſſen und Keller, je Wohnung berechnet. 
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Abb. 11. Prozentuale Anteile der Treppen-, nutzbaren Wohnflächen, der Mauergrundflächen in Geſchoſſen, auf bebaute Flächen bezogen, je Wohnung berechnet. 
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nutzbare Werte außer dem eigentlichen Wohnraum 
dabei entſtehen, kann darin kein Hindernis geſehen 
werden, den Bau von Kleinhäuſern zu fördern. 
Man muß prinzipiell alle Kunſtſtücke ablehnen, die 
darauf hinausgehen, auf Heller und Pfennig die 
Baukoſten je Quadratmeter nutzbarer Wohnfläche 
beim Einfamilienhaus auf dasſelbe Maß bringen 
zu wollen, wie ſie ſich für das Großhaus errechnen 
laſſen. Auch eine Dr. Eiſenbart⸗Kur trägt nicht 
zur Heilung dieſes Schadens bei, wenn ſie alles 
das, was eine gewiſſe Koſtenerhöhung beim Klein⸗ 
haus mit ſich bringt, namentlich den Keller und 
das Dach, einfach amputiert, da ja in dieſem Falle 
gerade das in Wegfall gebracht wird, was den 
eigentlichen Wert des Einfamilienhauſes aus⸗ 
macht. Es muß alſo mit Entſchiedenheit zurückge⸗ 
wieſen werden, das Einfamilienhaus ganz ohne 
Keller oder auch nur mit teilweiſer Unterkellerung 
zu erſtellen oder den Dachraum überhaupt weg⸗ 
fallen zu laſſen oder dieſen durch eine allzu flache 
Dachform zu erſetzen. Ich ſtehe auf dem Stand⸗ 
punkt, daß jeder nicht unterkellerte Raum minder⸗ 
wertiger iſt als ein unterkellerter, und daß die 
Gefahren der Schwammbildung mit der Zeit im 
Hinblick auf die nicht immer pflegliche Behandlung 
des Hauſes durch die Bewohner ſo groß ſind, daß 
notwendige Reparaturen die einmaligen Anlage- 
koſten eines Kellers bei weitem überſchreiten 
können. 

Was in bezug auf die teilweiſe oder ganze Weg⸗ 
laſſung des Kellers geſagt iſt, trifft in ähnlicher 
Weiſe für das Dach zu. Die Abdeckung des Hauſes 
wird immer ſchwieriger, namentlich was die Unter⸗ 
haltung anbetrifft, je flacher die Neigung der 
Dachhaut iſt, oder wenn das geneigte Dach ſogar 
ganz wegfällt und durch ein flaches erſetzt wird. 
Selbſt das an und für ſich ſehr empfehlenswerte 
Vergnügen, auf dem flachen Dach ein Sonnenbad 
nehmen zu können, bildet keinen Erſatz gegen den 
Verluſt an notwendigem Dachraum, als Aufbe- 
wahrungsort der Vorräte oder zurzeit nieht ge⸗ 
brauchter Gegenſtände. Auch die Möglichkeit, 
beim Zuwachs der Familie im Dachgeſchoß ein 
oder zwei Kammern auszubauen, darf nicht unter⸗ 
ſchätzt werden und bietet meiner Anſicht nach ein 
weiteres Argument, den Dachraum ſo zu geſtalten, 
daß er neben einer architektoniſch wirkſamen 
re auch einen inneren nutzbaren Wert 

at. 
Wenn wir zuſammenfaſſend die Koſtenfrage von 
Großhaus und Kleinhaus gegenüberſtellen, jo er: 
gibt ſich beim Kleinhaus ein Mehraufwand an 
anteiligen Koſten für Keller und Dach, während 
die Aufwendungen für die Geſchoſſe ſelbſt beim 
Großhaus durch die notwendige Mauerverſtärkung 
in der Regel etwas größer ſind als beim Klein⸗ 
haus. Die Mehrkoſten des Kleinhauſes laſſen ſich 
jedoch auf Grund der baupolizeilichen Beſtim⸗ 


mungen und überall zuläſſigen geringeren Kon⸗ 
ſtruktionsſtärken der Mauern und Decken auf ein 
verhältnismäßig geringes Maß herabdrücken. Ich 
ſtehe jedoch auf dem Standpunkt, daß dieſe bau- 
polizeilichen Erleichterungen mitunter etwas zu 
weit gehen und nicht allenthalben den notwendigen 
Sicherungen der Lebensdauer des Hauſes "Red: 
nung tragen und vielfach auch der Wohnkultur 
nicht zuträglich ſind. Ich halte es abſolut für un⸗ 
angebracht, bloß im Hinblick auf eine verhältnis⸗ 
mäßig geringe Koſtenerſparnis eine derartig leichte 
Bauweiſe zuzulaſſen, die für den Bewohner und 
Beſitzer des Hauſes Unzuträglichkeiten mit ſich 
bringt. Ich erinnere nur an die baupolizeiliche Zu⸗ 
läſſigkeit von 12 em ſtarken Trennwänden zwiſchen 
einzelnen Wohnungen. Es muß meiner Anſicht nach 
unbedingt gefordert werden, daß jede Familie im 
Kleinhaus auch tatſächlich für ſich iſt und nicht 
ſämtliche Wohnzimmergeräuſche vom Nachbar mit 
genoſſen werden. Mit derartigen Bauerleichte- 
rungen kommen wir nicht weiter, und es iſt un⸗ 
bedingtes Erfordernis, daß wir uns in dieſer Hin⸗ 
ſicht vor dem Vorwurf unſerer Nachkommen be⸗ 
wahren, wegen augenblicklich geringer Koſten⸗ 
erſparnis Minderwertiges erſtellt zu haben. Wenn 
wir ſo vorgehen wollen, könnten wir uns auch den 
Vorwurf, die unzulänglichen Großhäuſer weiter⸗ 
zubauen, mit ruhigem Gewiſſen machen laſſen. 
Es heißt deshalb, die Propagierung der Kleinhaus⸗ 
idee keineswegs zu verbinden mit der Erſtellung 
von unzulänglichen Wohnungen, bloß zwecks Er⸗ 
ſparnis der Koſten. 

Wenn ſich unſere Betrachtungen bisher auf die 
Wirtſchaftlichkeit des Baukörpers bezogen, ſo 
wollen wir jetzt die Wirtſchaftlichkeit erörtern, die 
D auf Grundſtück, Straße und Block des Bau⸗ 
landes bezieht. Dabei können wir zunächſt den 
Preis des Baulandes ausſchalten und nur unſer 
Augenmerk darauf lenken, wieviel Bodenfläche 
notwendig iſt, um das Grundſtück in weiterem 
Sinne zu bilden, und zwar: anteiliges Straßen⸗ 
land, bebaute Fläche und Freifläche. Der Grund⸗ 
ſtückspreis tritt erſt als Faktor in zweiter Linie 
hinzu und gibt dann bei der Frage, ob Großhaus 
oder Kleinhaus gebaut werden ſoll, den Ausſchlag. 
Die Wechſelbeziehungen, die zwiſchen Grundſtücks⸗ 
preis und zuläſſiger Bebauung, zwiſchen Straßen⸗ 
breite und Haushöhe beſtehen, ſind ja in dieſem 
Kreiſe allgemein bekannt, und es ſoll an dieſer 
Stelle nicht eine hiſtoriſche Erörterung angeſtellt 
werden, welches das erſte war, der hohe Grund- 
ſtückspreis, die breite Straße oder die hohe zuläſſige 
Bebauung. Wir wollen uns mit der Tatſache ab⸗ 
finden, daß die hiſtoriſche Entwicklung alle drei in 
einander verknüpft. 

Der Mehr: oder Minderverbrauch an Grund 
und Boden ſpielt in der Beweisführung zugunſten 
des Großhauſes immer eine gewiſſe Rolle, wenn 
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davon ausgegangen wird, daß durch die Häufung 
von Geſchoſſen übereinander eine Erſparnis an 
bebauter Fläche eintritt. Unbedingt iſt dieſe Tat⸗ 
ſache ſtichhaltig; denn die Erhöhung der Geſchoß— 
zahl bedeutet ja letzten Endes nichts weiter als 
eine Vermehrung der für das Wohnen bereit⸗ 
ſtehenden natürlichen Bodenfläche. Theoretiſch 
könnte die Oberfläche der Erde um ein Vielfaches 
vergrößert werden, je mehr man Häuſer auf ihr 
errichtete mit beliebigen Geſchoſſen übereinander. 
Praktiſch jedoch ſind der Häufung der Stockwerke 
Grenzen geſetzt, da ja die Bewohnbarkeit der ein- 
zelnen Geſchoſſe abhängig iſt von Luft und Licht, 
die zu ihnen gelangen müſſen, um den Bedürfniſſen 
der Hygiene Rechnung zu tragen. Es wäre alſo 
unſinnig, wenn man beliebig hohe Wohntürme 


nebeneinander ſetzen würde und nicht den Abſtand 
wahrte, der notwendig iſt, um auch den Be⸗ 
wohnern der unteren Geſchoſſe den Platz an der 
Sonne zu gewährleiſten. Wenn man Höhe und 
Abſtand zueinander in Beziehung ſetzt, ſo ergibt 
ſich für das Geſchoßhaus eine Erſparnis an Boden⸗ 
bedarf. Allerdings wird die Erſparnis immer 
kleiner, je höher das Haus iſt. Wir haben mit der 
Häufung der Stockwerke übereinander beim Groß— 
haus nichts Welterſchütterndes erreicht, und das 
Minus an Bodenbedarf wird durch das Plus des 
höheren Bodenpreiſes, der für das Grundſtück auf 
Grund der gewordenen Verhältniſſe gilt, voll 
ſtändig aufgewogen. Dies näher zu beweiſen, iſt 


hier nicht Zeit und Ort. 
(Fortſetzung folgt.) 
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So war's gedacht! 


Das grüne Manifeſt. 
Von Leberecht Migge. 


I. 
Die alte Generalidee. 


Bürger und Bürgerinnen! 

Kein großes Volk kann wirklich klein ſein. 

Kein großes Volk kann lange zweiter Klaſſe leben. 

Kein großes Volk kann ohne tragende Idee ſein. 

Bürger, was war? 
Eine alte Daſeinsidee. Die des vorigen Jahrhunderts. 
Sie hieß „Stadt“. 

Die Stadt mit Induſtrie und Technik, 

Die Stadt durch Handel und Weltwirtſchaft, 

Die Stadt aus Reichtum und Genuß, 

Die Stadt voll Elend und Entſeelung — 

Dieſe Stadt iſt tot: 

Unſer (Stadt-) Handel ut tot — die Schiffe find weg. 

Unſere (Stadt-) Fabriken ſind tot — die Rohſtoffe find 
weg. 

Unſere (Stadt-) Finanzen ſind tot — Geld und Kredit 
ſind weg. 

Die Stadt der Intereſſen und Betriebe, 

Die Stätte der materiellen Ziviliſation, 

Die alte deutſche Stadt der alten deutſchen Bürger⸗ 
macht iſt tot, tot, tot! 

Aber auch das Schickſal der andern iſt beſiegelt. 

Auch die Städte anderer Nationen haben abgewirt⸗ 
ſchaftet. 1860 

(Es gibt nur ein Stadtſchickſal: würdig zu ſterben.) 

Denn auch ihnen nützen die vielen Schiffe, Hochöfen 
und Fabriken nicht mehr: Alle zahlreichen Völker 
ſind heute mit modernem Wiſſen „infiziert“. Alle 
bisher entdeckten Erdteile ſind morgen mit Technik 
„ſaturiert“. Übermorgen verſorgt die Welt ſich ſelbſt. 
Machtproduktion und Zwangsziviliſation find Da⸗ 
ſeinsprobleme zweiten Grades geworden. 

Alſo iſt nichts verloren. 
Habt Mut, Deutſche: 

Die Stadtidee des 19. Jahrhunderts war eine europäiſche 
Idee. Ihr Sterben iſt europäiſches Sterben. Deutſch⸗ 
land war es, das die moderne Stadt der materiellen 
Maſſe in tragiſch⸗grandioſem Siegeszuge ad absurdum 
führte. Dieſes Land opferte ſich für Europa. Und 
dieſes Land hat das Recht und die Pflicht und die Luſt 
d zu einer neuen Generalidee. 

Die alte Idee hieß Stadt. Es lebe die neue, 


Die Generalidee des 20. Jahrhunderts: 
„Land“ 


II. 
Der Aufſtand der Jungen. 
Bürger und Bürgerinnen! 

Wie ſieht ſie aus, die neue Großmacht: Land? 
Was war denn uns, was war dem Städter Land? 
Erinnert euch: 
Das ſchöne Land war uns „Friſchluftbehälter“, 
Das weite Land war uns die „nette Gegend“, 
Das blühende Land war uns „Erweiterungszone“. 
Kennt denn der Städter Vieh, Vogel oder Blume? 
Wo immer wir uns ernſtlich der Erde neigten — 
Im Landhaus, im Kleinhaus ward es zur Farce. 
Land war nicht Urtrieb, ſondern Zeitvertrieb. 
Land war nicht Hingabe, ſondern Abgabe. 
zus Land war uns in Leib und Seele fremd. 
Aber 
Aus dieſem Bodenſpiel, 
Aus dieſer Stadthoffart, d 
Aus diefer Mißachtung von Land heraus erſtand erft 

das, was unſer Daſein heute ſo unerträglich macht: 
Entſtand der ſtädtiſche Fabrikhof — die Arbeitskaſerne. 
Entſtand der ſtädtiſche Wohnungshof — die Mietkaſerne. 
Entſtand der ſtädtiſche Vergnügungshof — die Luſt⸗ 

kaſerne. 
(Selbſt der Garten des Friedens — eine Totenkaſerne.) 
Erſtand erſt jene unſelige Zuſammenballung von Maſſen 
Erſtand das Konzentrationslager alles blühenden 

Lebens, die Großſtadt. 

Aber in deren eigenem Schoße, aus eben dieſem Stadt⸗ 
geiſt heraus, erwuchs lange ſchon ſeine Reaktion. 
Denkt an die große Natur-, Park⸗ und Spielbewegung. 

Denkt an die elementare Jugendbewegung, 
Denkt an die allgemeine Wohn⸗ und Arbeitsbewegung. 
Denkt an all die neuen geiſtigen Beſtrebungen, die alle 
zu tiefſt im Anti⸗Stadtgedanken wurzeln! 
Das war kein Spaß, noch war es Zeitvertreib. 
Das war frühe Revolution. 
Es war Proteſt gegen Verdummung und Siechtum. 
Es war Proteſt gegen Vater, Mutter und Lehrer, 
Es war Proteſt gegen Stadtkapital und Stadtregierung! 
Das war der „Putſch“ der Edlen und Geknechteten 
gegen Daſeins⸗ Militarismus. 
= 85 geiſtige „Sabotage“ gegen die Dummheit: 
tadt. 
Sie alle, wir alle lehnen dieſes Daſein ab. 
Sie alle, wir alle wollen Land. 
„Neues Land!“ 


5 ib a e. woe 


S éiert éen 


h ei 


III. 
Wie die Stadt konſerviert wird! 
Bürger und Bürgerinnen! 


Wer rettet die Stadt? Das Land rettet die Stadt. 

Die alte Stadt kann ihr Daſein nur retten, indem ſie 
ſich mit Land durchſetzt: 

Schafft Stadtland! 

Die Städte ſollen ihr eigenes Land umarmen. Hundert⸗ 
tauſend Hektar liegen brach: Bauland, Kaſernenland, 
Straßenland, Sdland. 

Man lege Hand darauf. 

Man pflanze: Sffentliche Gärten — für die jtadt- 
gebundene Jugend. 

Man pflanze: Pachtgärten — für die ſtadtgebundenen 
Häusler. 

WC pflanze: Siedlungen — für die ſtadtgebundene 

rbeit 

Und pflanze: Muſtergüter — für die Unverſorgten. 

Man pflanze! 

Die gemeinſamen Gärten (6 qm auf den Kopf) ſollen 
nicht romantiſch⸗faules Zehrgrün, ſondern arbeit⸗ 
ſames Mehrgrün ſein: Sportparks, Spielplätze und 
Bäder (Jugendparks). Die Nutzgärten ſollen nicht 
fliegende Pachtlappen, ſondern „richtige Gärten“, be⸗ 
glaubigte Vorläufer von Siedlungen ſein. Dieſe ſollen 
Selbſtverſorgergärten (80 qm pro Kopf) mit allen 
Schikanen haben. Siedler, Pächter und Grünanteiler 
ſollen Selbſtbeſtimmung haben. 

Kein Morgen Stadtland darf fürderhin brach ſein. 

Das ſichert 100 000 neue Stadtexiſtenzen. 

Das erleichtert Millionen alte Stadtexiſtenzen. 

Das, und einiges mehr, konſerviert Stadtleben. — 

Und auch das: 

Es ſei verpönt, neue (Miete-, Arbeits: und Luſt⸗) Ka⸗ 
ſernen zu bauen. 

Es ſei geboten, flach und im Grünen zu bauen. 

Es ſei verpönt, alte Stadtlichtungen zu verſtopfen. 

Es ſei geboten, neue Stadtlichtungen zu ſchlagen. 

Es ſei verpönt: aller Garten-, Wohn⸗ und Straßen⸗ 
raum über den eigenen Bedarf. 

Boden und Verkehr ſeien gemeinnützig! 

Es werde nicht mehr eingemeindet. 
gemeindet. 

Schluß mit „Stadterſchließung“. Freie Bahn der Land⸗ 
erſchließung: 

Schafft Lan dſtadt! — 
Das, und einiges mehr konſerviert Stadtleben. 


Es werde aus⸗ 


Und auch das: 
Die Verjüngung der kommunalen Ab⸗ 
fallwirtſchaft, 


Denn daß aus Lumpen Kleider werden, und daß aus 
Schlacken Häuſer werden, und daß der Küchenkehricht 
Maſtfutter zeugt — 
das wiſſen wir zur Not. 

Aber, daß jeder Städter jährlich 1000 kg Hausabfall 
produziert, und daß alle Städte alljährlich 50 Mill. 
Tonnen Düngerwerte produzieren — das wiſſen wir 
noch nicht. 

Aber, daß unſer Land indeſſen Hunger leidet, und daß 
Natur auf Dauer ſich nicht ſpotten läßt, das müſſen 
wir wiſſen. — { 

Die Stadt darf nicht nur nehmen vom Land, 

Die Stadt muß auch geben dem Land — will ſie 
leben vom Land. 

So lebe ſie! 
Aber als die Stadt der Alten und Müden. 
So erlebe ſie 
Noch einmal die hektiſche Blüte der Schwindſüchtigen. 
So flüchte ſie 
in Schutzhaft vor demaggreſſiven Geiſt 
des neuen Daſeins auf dem Lande. 


IV. 
Wie das Land neu geboren wird! 
Aber, Bürger und Bürgerinnen, 
Auch das Land iſt ja nicht bereit, 
Auch das Land iſt ja (ſachlich) verwahrloſt. 


Auch das Land iſt ja (menſchlich) korrumpiert. 


Es war ja das Land ſeiner Stadt. 3 

Es wurde abgeſchloſſen, ſtatt aufgeſchloſſen. Die Stadt, 
wir ſelber waren ſchuld daran. Wir ſelber ſtießen 
ſo 10 Millionen trockene Berufsmenſchen auf das 
Land. Wir waren es jelber, die das uralte Gemein⸗ 
gut Land verſchacherten. Ideal und Schöpferkraft 
aber ſog gierig auf die Stadt. Allein die Stadt. 

(Das Blut der Menſchheit trank Vampyr Stadt.) 

So aber ward das Land vom Geiſt verlaſſen. 
ward Unnatur. 

Warum?! 

Warum ernährt das reiche deutſche Land nur 50 Millio⸗ 
nen? 

Warum nicht hundert? (Leichter möglich als in China.) 

Weil wir die Landkraft entblutet haben. 

Weil wir die Stadtkraft vergeudet haben. 

Weil wir Stadt und Land voneinander geriſſen haben. 

Das geht nicht mehr an. 

Was heißt denn Eigentum an Grund und Boden! Auf 
die Geſinnung kommt es an! 

Es gilt den Boden geiſtig zu beſitzen. . 

Schöpferiſch nahe der Menſch ſich der ſegnenden Erde. 

Werft die Stadtkraft aufs Land — und ihr werdet 
„blaue Wunder“ erleben! 

Das erſte aber heißt: 

Erneuerung aller Bodenkrume. 

Mutter Erde will Muttererde. Bereitet Humus auf 
dem Lande und in der Stadt. Aller Stadtabfall dem 
Land. Vereinigt Stadt und Land. Wir ſollen unſere 
„Erde“ ſelbſt erſchaffen! 

Das zweite heißt: 
Intenſivierungaller Landwirtſchaft. 

Denn die iſt verſauert! Wer klagt über Näſſe und 
Trockenheit, im Zeitalter der Drainage- und Berieſe⸗ 
lungstechnik? Jedem Acker automatiſche Bewäſſerung: 
ganz Deutſchland kann von ſeinen Bergen her be⸗ 
fruchtet werden. Jedem Acker Düngung durch Lehm, 
Mergel und Torf: ganz Deutſchland kann von ſeinen 
Tiefen her befruchtet werden. Mehr Arbeitskraft 
durch Maſchinen. Reichere Erträge durch grob: 
gärtneriſche Anbaumethoden. Neue Kulturen! 
(Amerika und China.) 

Das dritte Wunder aber heißt: 

Gärtneriſierung aller Kleinwirtſchaft. 

Was, nur eine Ernte, ihr Bauern? Was, zwei kleine 
Erträge, ihr Schreber, Pächter und Siedler? Was, 
Mißernten? — Aber ihr duldet ja noch ſchlechten 
Boden, rauhe Lage, Froſt und Wind, ihr kennt noch 
„Klima“. Ihr mit eurem Rüſtzeug an Mauern, Glas 
und Heizung, mit Regenanlagen und Erdfabrik. 
Laßt euch von Bulgaren und Vlamen, von Genf und 
Paris beſchämen! Drei Ernten jährlich, hört, ſollte 
euer Anfang ſein und zehn das Ziel! Damit aber 
vollbringt ihr das ganze Wunder allein, welches heißt: 

Die Techniſierung des deutſchen 
Bodens. 

E und Wiſſenſchaft zugleich und hundert bunte 
Fragen: 

Pflug oder Fräſe, Gießkanne oder künſtlicher Regen? 

Was iſt's mit den Bodenbakterien? 

Was wächſt doppelt mit Elektrizität und was mit Gas? 

Sollen wir Tropengewürze ein- oder Gewürzkräuter 
ausführen? 

Läßt ſich Weizen — pflanzen? 

Und — Steine, geben ſie Humus (Brot!)? — 


Natur 
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Aber, wozu ſolche Frage nach dem Leben. Die Erde, 
ſie ſchläft ja und ihre Privilegierten, ſie ſchlafen ja. 
Erwecket ſie! Erweckt das Land. 

Bringt neue Maſſe, neuen Geiſt aufs Land. 

Bringt die Stadt zurück zum Land. 

Bereitet das Land! 


V. 
Wie wir über⸗Siedeln. 
Nun, Bürger und Bürgerinnen, iſt es ſoweit, 
Nun beginnt die Expropriation der Städte. 
Nun, Bürger, wandern wir aus! 
Nicht zur Fronarbeit in fremde Länder und Kolonien. 
Nein, auf unſer eigenes Land, auf die alte, ewig junge 
Scholle: 
Die Arbeit wandert aus. 


er in Fahne: es darf nicht jeder ſchaffen, was 

er will. 

Die noch nicht umgeſtellte Induſtrie — ſie wartet ja 
auf die Umſtellung der Umſteller — ſtrebt hinaus. 
Strebt mit neuen gemeinnützigen Betriebsformen an 
die Kanäle, Flüſſe und Seen. 

Die Werkſtätten ziehen hinaus, als Genoſſenſchaften, 
halbſchichtig Werkarbeit (allgemeine), halbſchichtig 
Landarbeit (für eigen) — und auch umgekehrt — zu 
betreiben. 

Neue Heimarbeiter werden in grünſchöpferiſcher Selbſt⸗ 
verſorgung oder geiſtſchöpferiſcher Gemeinverſorgung 
neue Daſeinsformen befreien. 

Aber nicht genug damit: 


Die Wohnung wandert aus. 

(Unter der Fahne: es kann nicht jeder bauen, wo und 
wie er will.) 

In Zukunft: Neue Wohnſtätten nur noch auf dem Lande 
— mehr Häuſer kann die alte Stadt nicht verdauen. 

In Zukunft: Neue Hausſtätten nur noch flach auf dem 
Lande. — Das Übereinanderbauen war die Wurzel 
alles Übels. \ 

In Zukunft: Neue Heimſtätten nur noch mit reinen 
Brunnen und Trockenkloſetts — die Pſeudo⸗Stadt⸗ 
hygiene iſt mörderlicher Notbehelf. 

In Zukunft: Neue Siedlungen nur noch mit Selbſt⸗ 
verſorgergärten — die alle Hausabfälle ſelbſt ver⸗ 
arbeiten. 

In Zukunft: Neues Siedeln nur noch als Hülle einer 
neuen natürlichen Lebensweiſe 

auf, mit und von dem Lande. 

Aber nicht genug damit: G 

Verwaltung wandert aus und beſcheidet ſich. 

Schulen wandern aus — und verjüngen fi. 

Vergnügung wandert aus — und veredelt ſich. 

Alleſamt unter der Fahne: Daſeinsordnung iſt gut, aber 
auf perſönliches Daſein kommt es an. 

Und das iſt die Expropriation der Städte: Ein geſchicht⸗ 
licher Prozeß. Denn alleweil ſind die gewaltigen 
Städte nicht erobert noch zerſtört worden. Alleweil 
ſind ſie am eigenen überdruß kaputt gegangen. 

SC vor hundert Jahren war ganz Deutſchland noch 

and. 

Seht: in fünfzig Jahren wurde ganz Deutſchland Stadt. 

Das iſt Fieber, das iſt Krankheit, aber nicht Leben! 

Und ſo opfern wir mitnichten Organiſches und Ge⸗ 
wachſenes. 

50 ſo opfern wir mitnichten Edelſteine der Daſeins⸗ 


unſt. 
Nicht hinterlaſſen wir ein Brügge, Venedig oder 
Samarkand, wenn wir die heutige Stadt verlaſſen. 
Nein, wir geben nur Stadtbaracken auf, ſchnell fertig 
zuſammengehauen, zwecks Unterbringung von 
aſſen. Einen ſchlecht verwalteten Steinhaufen nur 


laſſen wir im Stich, von dem wir nicht exiſtieren 
können, und den wir nicht lieben können. Und der 
jetzt — ohne Weltwirtſchaft — vollends ohne Hoff- 
nung iſt. 


Die ſchnellen Städte des 19. Jahrhun⸗ 
dertsſind ein abgeſchloſſenes Kapitel. 

Landflucht iſt erledigt — die Stadt flieht. 

Wir ziehen aus, neue Städte zu gründen. 

Das wird nicht von heute auf morgen ſein. 

(Generationen bauen für Generationen.) 

Aber wenn es geſchieht, ihr Bürger, 
ſo wird es herrlich und wunderbar ſein! 

VI. 
Ins neue Daſein! 
Bürger und Bürgerinnen! 

Und ſo ſehe ich unſer neues Daſein: 

Sehe: viele kleine Häuslein — jeder Familie gehört eins. 
(Neues Daſein verzehrt Anſprüche.) 

Sehe: viele kleine Gärtlein — jeder Familie gehört eins. 
(Neues Daſein vermehrt Früchte.) 

Sehe: natürliche Arbeitsweiſe — am eigenen Werk. 
ee Daſein fordert Hand⸗ und Kopfarbeit für 
alle. 

Sehe: kleinſte Regierung — um der Regierten willen. 
(Neues Daſein regelt ſich ſelber.) 

Sehe: höchſte Erhebung — um der Erhabenen willen. 
(Neues Daſein will Wallfahrt, Sonne und Spiel.) 
Dieſe Menſchen kennen keinen Daſeinskampf. 

Dieſe Menſchen kennen keinen Völkerkrampf. 

Dieſe Menſchen lieben einander und die ſchöne Welt. 

Die überlebte Steinſtadt hieß Sterben und Verzehren. 

Die unverbrauchte Landſtadt heißt Leben und Mehren. 

Ich ſehe: £ 

das grüne Land der Jugend, 
der Geſundheit und des Glücks. 
Das friſche, jungfräuliche Land. 

Aber Bürger und Bürgerinnen, g 
dieſes ſchönere Daſein kommt nicht von ſelbſt: Es 
muß errungen werden! 

Jeder einzelne muß (mit ſich ſelber) kämpfen. 

Jeder einzelne muß (ſeine eigene Zukunft) bauen. 

Jeder einzelne muß (ſeinem Nächſten) helfen. 

Helfen, Sparen, Bauen, Kämpfen! 

Kommt ran, 

Ihr ſtarken Einzelgänger, 

Ihr Freieſten der Naturmenſchen, 

Ihr Jüngſten der Wandervögel und Freideutſchen, 
Ihr Beweglichſten der Spieler und Sportler, 

Ihr Erfolgreichſten der Schreber und Landleute, 
Ihr Luſtigſten der Muſikanten, 

Ihr Künſtler, Denker und Dichter, 

faßt an: d 

Schafft neues Daſein. Schafft neue Kraft. Rettet euer 
Land! Schaffe Mut, Deutſcher, noch ift nichts ver- 


Joren. 
Dein Volk wird leben, 
Dein Volk wird ſteigen, 
Dein Volk wird führen. 


{ Hoch 
die neue Daſeinsidee der Deutſchen, die neue all⸗ 
gemeine Generalidee: 
Das Land! 
— — ——— 


Das „grüne Manifeſt“ erſchien 1918 als erſter Auf⸗ 
ruf zu „intenſiver“ Koloniſation. Wir laſſen im 
nüchſten Heft das „Fiasko einer Koloniſation“ folgen. 
Hiermit im Zuſammenhang betrachtet, gewinnt das 
Manifeſt erneut Bedeutung und Leben. 
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Zeitfäße für die Gartenfürſorge der Weſtfäliſchen Heimſtätte. 


(Nach unſeren Vorſchlägen veröffentlicht im Weſtfäliſchen Wohnungsblatt.) 


Grundſätzliches. Ohne Garten iſt unſere Heimſtätte 
ſeeliſch, ethiſch und materiell ſinnlos. Aber Landflecken 
mit Zäunen darum ſind noch lange keine Gärten (ſon⸗ 
dern Pflanzenkafige; oft nur durch Einfriedigungen be⸗ 
hinderte Landwirtſchaft). Ein guter Garten will, wie jede 
Wohnung, regelrecht gebaut und eingerichtet ſein. 
Dürftige Gärten ſind wie kränkliche Kinder eine Laſt — 
ſie wären am beſten nie geboren. Wachstum und Fülle 
ſind Vorausſetzung von Gartenertrag und Gartengenuß. 
Und noch eins: wie bei der Wohnungsfürſorge nur 
ziviliſierte (und nicht wilde) Menſchen, jo kommen bei 
der Gartenfürſorge nur kultiverte (und nicht wilde) 
Pflanzen in Betracht. 


Der Boden. Wer, wie in den meiſten Fällen, ſich es 
den guten Boden wählen kann, der muß ſeinen ſchlech⸗ 
teren verbeſſern. Dazu gehört: jeder Boden (auch ge⸗ 
lagerter Sand) iſt grundlegend tief durchzuarbeiten: zu 
rigolen. Leichte und mittelſchwere Böden (Sand, ſandiger 
Humus und ſandiger Lehm) ſind dabei mt Mutterboden 
oder Mergel aufzuwerten, ſchwere Böden (Lehm, Ton) 
mit Sand oder abgelagertem Müll. Allen Bodenarten 
(außer geſättigtem Humus) iſt gejauchter Torfmull, auch 
Waldſtreu und el Bedarf Kalkung zwecks Bindung oder 
Lockerung dienlich. — Hängendes Erdreich iſt zu 
terraſſieren, hoher Grundwaſſerſtand zu drainieren. Zu 
bedenken iſt, nur beſte Bodenvorbereitung ſichert alle fol⸗ 
genden Gartenhandlungen. 


Bepflanzung. Die . jedes Gartens ſind ſeine 
Pflanzen. Alſo kommt alles auf zweckmäßige bl 
und ſachgerechtes Einſetzen und Pflegen an. Deren rich⸗ 
tige Beurteilung bedingt jahrelange fachmänniſche Er⸗ 
fahrung, die durch guten Willen und Einfälle nicht er⸗ 
ſetzt werden kann. Demgemäß ſollte ebenſo wie das 
Heim, ſo auch der Garten des Siedlers von vornherein 
mit einer gebrauchsfertigen Pflanzen⸗Ein richtung ver⸗ 
ſehen werden, ſcharf auf den vorliegenden Bedarf zu⸗ 
geſchnitten. Dieſer vegetative Grundſtock iſt, gemeinſam 
beſchafft, nicht nur billiger, er läßt auch genug Freiheit 
für alle berechtigten Liebhabereien der Gärten. 

Wärmewirtſchaft. Geregelte Wärmewirtſchaft durch 
Windſchutz iſt Vorausſetzung gehobener Gartenkultur. 
Man unterſcheidet Großſchutz und Kleinſchutz. Jener 
dient der Geſamtheit der Kolonie und wird durch gemein⸗ 
ſame Schutzpflanzungen (Wald, Boskett) geſichert. Er 
kann bei ganz großen Einheiten zu klimatiſchen Ver⸗ 
beſſerungen führen. Dieſer dient dem inneren Schutz 
eines Gartens und wird durch Mauern, Hecken, dichte 
Su u. a. m. bewirkt. Wichtig iſt von vornherein, die 
Häuſer durch Schließung der Bauwiche und Reihenhaus⸗ 
bau für den . heranzuziehen. Für den Klein⸗ 
ſchutz iſt d ie Nutz- und Zierpflanzung, nach 
Möglichkeit ſich gegenſeitig ſchützend, anzuordnen. Ent⸗ 
ſcheidend für unſer Gartenleben iſt, daß der Windſchutz 
gleichzeitig ein Blickſchutz ſei. 

Waſſer⸗Wirtſchaft. Die Gaxtenpflanze beſteht zu 90 % 
oder mehr aus ſſer. In leichten Böden braucht ein 
Quadratmeter Garten in unſerem Klima durchſchnittlich 
jährlich 20 em oder 200 Liter oder 20 Gießkannen Zuſatz⸗ 
waſſer zu den gewöhnlichen Regenmengen (bei ſchwerem 
oder humöſem Boden etwas weniger). Da dieſes Feuch⸗ 
tigkeits⸗Minimum von rund 10000 Kannen für einen 


normalen Garten unter Umſtänden (Hitzeperioden) in 


wenigen Wochen gegeben werden muß — was aus tech⸗ 
niſchen Gründen faſt nie geſchieht —, jo iſt generell künſt⸗ 
liche Bewäſſerung éi erſtreben. In unſeren modernen 
Beregnungs⸗ und Berieſelungsanlagen haben wir ſowohl 
techniſch vollkommene als auch erſchwingbare Geräte für 
eine geordnete Waſſerwirtſchaft in unſeren Gärten. Wenn 


irgend möglich, ſind auch die Hausabwäſſer (Küchen⸗ 
abwäſſer) für die Bodenkultur zu verwerten. \ 

Dung⸗Wirtſchaft. Die gehaltvollſte und am leich⸗ 
teſten verdauliche Pflanzennahrung iſt der vergorene (nicht 
verweſte) Dünger oder Kompoſt. Den beſten und billigſten 
Kompoſt erhalten wir durch die Abfälle von Haus und 
Garten: Fäkalien, Stalldung, Müll und Aſche, Garten- 
grün u. a. m. Die beſte Gewinnung und Konſervierung 
der wertvollen Fäkalien geſchieht durch das mechaniſche 
Trockenkloſett (Metroclo), Die weitere Verarbeitung mit 
den übrigen Stoffen zuſammen im Kompoſthaufen, beſſer 
im Kompoſthaus, am beſten im Kompoſt⸗Silo (Worps⸗ 
weder Garten⸗Gärſtatt). Die Erträgnifje einer jo ge 
ordneten Abfallwirtſchaft einer Siedlung betragen rund 
4—5 ebm hochwertigen Dung fährlich, was 5 
Deckung des Abfallbedarfs im Betriebe eines normalen 
Gartens genügt. Bei der are hat außerdem immer eine 
mehr- oder minder gründliche Melioration vorherzugehen. 

Geräte⸗Wirtſchaft. Wie in jeder Werkſtatt, ſo ſind 
auch in der Gartenwerkſtatt beſte Geräte die Vorbedin⸗ 
gung beſter Produkte. Hacken und Spaten genügen heute 
nicht mehr. Sie ſind durch moderne Kleinbodengeräte, 
wie Kleinſämaſchinen, alen e Radhacken, Jauche⸗ 
driller u. a. m. zu ergänzen. Auch ein kleines Glasbeet 
Geh) iſt für die gehobene Gartenkultur unerläßlich. 
Alle dieſe Einrichtungen dienen nicht nur der beſſeren 
Bodenbearbeitung und Pflanzenpflege, ſondern auch der 
Erleichterung der Gartenarbeit. 

Gartenbauten. Außer den erwähnten baulichen 
Garteneinrichtungen (Mauern, Terraſſen, Trockenkloſett, 
Dungſilo) kommen noch A (Pergolen) für Zier⸗ 
und Nutzpflanzen ſowie einfache Lauben) überdachte Sitz⸗ 
plätze) in Betracht. Grundſätze: reine Amen fie nicht 
nicht aber ſtilmäßige Vorſtellungen. Kann man ſie nicht 
ſach⸗ und fachgerecht (handwerksüblich) errichten, ſo unter⸗ 
bleiben ſie beſſer. Wichtig iſt, die koſtbaren Hauswände 
wie zu Trägern von Vegetation und zu Schutzzwecken, ſo 
auch hier zu Anbauten (Ställen, Werkſtätten u. a. m.) zu 
benutzen. — Wie denn überhaupt bei der Kleinheit des 
normalen Siedlergartens die mehr oder minder glückliche 
Einbeziehung des Hauſes in den Garten ſeine „Kultur“ 
weſentlich beſtimmt. 

Organiſation. Siedlungen ſind für viele Menſchen, 
aber nur für wenige Schichten beſtimmt, die gleiche Rechte 
und gleiche Bedürfniſſe haben. Das bedingt, ähnlich wie 
bei der Wohnung, auch hier die Verwendung von Garten- 
typen, wie ſie ja bei allen anderen Gartengebieten längſt 
feſtliegen. (Offentliche Gärten, Villengärten, Spiel⸗ 
Blumengärten uſw.) Aber auch die lebenswichtigen 
Boden-, Pflanzen,⸗ Schutz⸗, Waſſer⸗ und Dungfragen ſind 
um ſo beſſer lösbar, je einheitlicher ſie angefaßt werden. 
Deshalb iſt es erforderlich, Lage, Größe und Inhalt der 
Gärten gleich mit der ſiedlungstechniſchen Planung feſt⸗ 
zulegen. Nachträglich vom Siedler ſelbſt angelegte Gärten 
find gewöhnlich hoffnungsloſe Mißgeburten. 

Bilanz. Die idealen Werte des Gartenlebens find un⸗ 
meßbar. Ein guter Garten wird aber auch materiell 
immer mehr einbringen, als er gekoſtet hat. Solide Ein⸗ 
richtung und geordneter Betrieb bedeuten ſichere Garten⸗ 
rente (Reinertrag von 20—30 Pfg. je Quadratmeter), 
die die Bodenrente und weiterhin auch die Baurente tragen 
hilft. In Summa: ein großer volkswirtſchaftlicher Ge⸗ 
winn. — Ohne Garten iſt die Siedlung ſinnlos. Unſere 
verarmte Wirtſchaft aber kann Gärten ebenſowenig ver⸗ 
ſchenken wie Häuſer. Immerhin iſt für zwei Teile einer 
Einheit gleichmäßige Behandlung zu fordern. Deshalb: 
wie für die Wohnungsfürſorge, alſo auch für die Garten 
fürſorge öffentliche Kredite, Finanzierung und Abrech⸗ 
nung der Siedlung als Ganzes. Ba L.M. 


nas 


SS "bert? 


en hei 


Bet 8 


Siedlungs-Gloffen. 


Kölniſche Koloniſation 
oder ... dennoch die Großſtadt. 


Auch Köln berief für ſeinen neuen Stadterweiterungs⸗ 
plan den bekannten Stadtbaurat Prof. Schumacher. 
Der Plan entſtand als zukünftiges Muſter von Weit⸗ 
räumigkeit, von geſundem Wohnen und Arbeiten, für die 
Reform einer alten Großſiedlung am Rhein. Zwar ſchon 
die bisherigen Vorarbeiten ſollen ein Heidengeld gekoſtet 
(und die Stadt mit verſchuldet) haben, und mit dem großen 

rünring ſoll man bis jetzt nicht ſo recht was haben an⸗ 
fangen können. Aber das kann ja noch kommen, wozu 
hat man ſeinen erſtklaſſigen Generalſiedlungsplan. 

Und nun die beſcheidene Zeitungsnotiz: 

„Die Kölner Stadtverordneten⸗Verſammlung hat 
in ihrer Sitzung vom 26. November 1925 die Errichtung 
einer Müllverbrennungs⸗ und ⸗Verwertungsanſtalt nach 
dem Syſtem Muſag und gleichzeitig auch die Umſtellung 
der veralteten Müllſammlung und Abfuhr beſchloſſen 
und die einmaligen Koſten mit 10 792 000 R zur 
Verfügung geſtellt.“ 2 
„Na und“, hören wir, „ſind 10 Millonen für Köln 

denn eine Unmöglichkeit, ſind wir nicht etwa für Verbeſſe⸗ 
rungen, ſind wir vielleicht rückſchrittlich?“ Das nicht ge⸗ 
rade — aber wir ſind gegen Gedankenloſigkeit, wenigſtens 
in koloniſatoriſchen Dingen. Ein Grüngürtel, der 
aus Mangel an Dünger und Menſchen nicht 
lebendig werden kann, und eine „Muſag“, 
die ſeinen naturgewollten Dung ver⸗ 
brennt, um Steine daraus zu machen, die 
automatiſch Großſtadtpflaſter, Fabriken, 
Mietkaſernen, Großſtadtmenſchen und 
Großſtadt⸗Gedanken züchten das hebt ſich 
volkswirtſchaftlich doch wohl auf! 

Nett iſt auch die Begründung des Kölner Fuhrpark⸗ 
Direktors, der offenbar die künftige Siedlungsweiſe der 
Million Menſchen dort zu entſcheiden hat: 

„Da bereits viele engliſche Städte Müllverbren⸗ 
nungsanlagen beſaßen und einige deutſche Städte dieſem 
Beiſpiele gefolgt waren, ſo konnte auch für Köln nur die 
Verbrennung in Frage kommen, zumal jede andere 
Beſeitigungsart., wie Auffüllung und Urbarmachung 
von Gelände, Verwertung in der Landwirtſchaft uſw. 
1 verſucht wurde, doch an der Abnahme⸗ und Ab- 
agerungsmöglichkeit ſcheiterte.“ 

Und zu dieſer eben nicht geiſtvollen Alternative hat der 

— katenermaben volle 14 Jahre (von 1911) ge⸗ 
braucht. 
Und nun die Nutzanwendung. Warum folonijieren, 
ſiedeln wir? Um die Wirtſchafts⸗, Arbeits⸗ und Woh⸗ 
nungsnot zu bekämpfen. Wer iſt ſowohl Urſache als 
Hauptträger dieſer Not?: die Städte. Und dieſe Städte 
juſt, die heute ½ oder mehr ihres Geſamtetats für öffent⸗ 
liche Fürſorgemaßnahmen unproduktiv verbrauchen —, 
ſie wollen nichts vom Umlernen, Umſchichten, Umſiedeln 
wiſſen. Und wenn es eine einmal doch will, ſo verſteht 
lie es nicht mehr. Unſere Städte haben das Koloniſieren 
verlernt! . 

Aber wenn dem jo ift, und wenn Großſtadt, Miet- 

kaſerne und Fabrik unentrinnbar unſer Schickſal iſt — 
un ſollen wir wenigſtens den Mut haben zu klaren 
njequenzen. Dann ſollten wir das großſpurige Ge⸗ 
rede von Dezentraliſation, von Garten⸗ 
Kont und Landesplanung endlich beiſeite laſſen. 
Angefi ts unſerer notoriſchen Unfähigkeit, den koloni⸗ 
ſatoriſchen Gedanken in die Tat umzuſetzen, ja, angeſichts 
Blees offenbar mangelnden Willens — da haben alle 
tädtebau⸗Kongreſſe und Wirtſchafts⸗Konferenzen ja doch 
ur den Wert leerer Demonſtrationen: Siedlung, Landes⸗ 
planung, Wiederaufbau als ob —— L. M. 


In der „Kleingartenwacht“ vom Januar und Februar 
kommen jetzt die prämiierten Entwürfe des „Lauben⸗ 
Wettbewerbs“ des „Reichsverbandes der Klein⸗ 
gartenvereine Deutſchlands“ heraus. Obgleich die Abſicht 
des Verbandes, nach ſo viel Kleingartenpolitik endlich 
Kleingartenkultur zu fördern, an ſich zu begrüßen iſt, und 
eigentlich längſt fällig war, ſo war doch aus den ver⸗ 
öffentlichten Unterlagen für den Kundigen klar, daß dieſem 
Wettbewerb kein durchſchlagender Erfolg beſchieden ſein 
konnte. Die bisher veröffentlichten 4 erſten Preiſe be⸗ 
ſtätigen dieſe Vorausſage draſtiſch. Ihr Wert ſteigt un⸗ 
gefähr in umgekehrter Richtung der getroffenen Wertung, 
ſodaß man mit Recht neugierig ſein kann, was etwa in 
den Ankaufs⸗ und nicht prämiierten Lauben an Ideen 
ſtecken mag. (Leider haben wir die Ausſtellung ſeinerzeit 
nicht beſichtigen können.) 

Alle Entwürfe leiden mehr oder weniger unter einer 
gewiſſen Unkenntnis des Kleingartenweſens und ſeinen 
elementaren Bedingungen, weshalb auch die beſſere unter 
ihnen für die Praxis, d. h. für die Nutzanwendung im 
großen kaum in Betracht kommen dürften. Das würden 
ſchon die Koſten der meiſten Entwürfe verhindern. Wir 
brauchen einfache Ubernachtungslauben, die für 
200 bis 500 Mark zu errichten ſind und Familien⸗ 
lauben für Wochenende und Ferienwohnen, bis 
höchſtens zum doppelten. Das Übergangshaus mit Winter⸗ 
wohnung, auf die einige der Entwürfe der Größe nach 
hinſteuern, liegt ja überhaupt nicht in der Tendenz des 
Verbandes. Die räumlich und ökonomiſch wichtigen 
Kombinationen zu Doppel- und Viererlauben find über- 
haupt nicht angedeutet. 

Wir haben auf Grund jahrelanger Studien und Er⸗ 
fahrungen einen erſten Verſuch in dieſer Richtung mit 
unſerer „Sonnenlaube “k), und ebenſo mit unſerem 
Braunſchweiger Ferien⸗ oder Übergangsſiedlungshaus ge⸗ 
macht. Es fehlen zwiſchen dieſen einige Mitteltypen als 
Großlaube und ſchließlich ein kleinſter leichter Spaliertyp, 
geeignet für nahe gelegene Wohnung, von welchem Typ 
wir in dieſem Jahr eine Anzahl aufzuſtellen hoffen. Alle 
dieſe Verſuche find nicht Ergebniſſe der Vorſtellung einer 
„Kleingartenlaube“ (die es iſoliert gar nicht gibt), ſon⸗ 
dern als Teile einer wirtſchaftlich und ſchönheitlich durch⸗ 
dachten Geſamtanlage des ganzen Kleingartens. — Wir 
empfehlen dem Verband, in dieſer Richtung ſeine Be⸗ 
mühungen fortzuſetzen. L. M. 


Wohnungswirtſchaft. Die bekannte Zeitſchrift der 
Deutſchen Wohnungsfürſorge A.⸗G. für Beamte und 
Angeſtellte („Dewog“) bringt als erſte Nummer dieſes 
Jahres eine Sammlung von Photographien und Ar⸗ 
beiten über die Ausſtellung „Heim und Scholle“, Aus⸗ 
züge aus der Siedlungs⸗Wirtſchaft, darunter unferen 
Aufſatz aus Nr. 10: „Soziale Gartenprobleme und 
Kreditfrage“. Wir nehmen dieſes Eintreten von Dr.- 
Ing. Martin Wagner für eine gute Gartenwirtſchaft 
als einen der Hauptfaktoren einer geſunden Siedlungs⸗ 
politik auch in verſchiedenen Nummern des letzten 
Jahres wahr und meſſen ihm hohe Bedeutung bei, weil 
in unſerer geſamten Wohnungswirtſchaft noch niemand 
fo konſequent, wie er, den Wohnungsbau für alle, nicht 
bloß für die Reichen, vertreten hat. Durch ſoziale 
gerechte Verteilung der Mittel und durch ſchärfſte 
Rationaliſierung. Dieſen zwei Grundpfeilern ſeines 
Syſtems der allmählichen Beſſerung unſeres Wohnungs⸗ 
weſens ſetzt er nun den 3., noch wichtigeren zu: die 
produktive Hilfe von unten, die eigene Erarbeitung 
durch guten Gartenbau. M. Sch. 


*) Gebrauchsmuſterſchutz Nr. S. 25 9917. Siehe 
„Siedlungs⸗Wirtſchaft“ Nr. 9. 
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Garten⸗Fürſorge im März. 

A. Bodenbearbeitung! Auch im März iſt bei 
ſchwerem Boden jedes Bearbeiten und Betreten zu 
unterlaſſen, ſolange er noch nicht abgetrocknet iſt. 
Im übrigen iſt die Bearbeitung flach auszuführen, 
damit der ausgeſaugte Boden, den man im Herbſt 
tief untergebracht hat, nicht wieder nach oben ge⸗ 
bracht wird. Dafür iſt er aber um ſo feiner und 
ſorgfältiger zu behandeln, wenn man ein gutes 
Saat- und Pflanzbeet erzielen will (mit Fräſe, 
Kraule, Harke). 


B. Schutz! Empfindliche Ausſaaten ſind auch 
noch Ende des Monats vor Kälte zu ſchützen. 
Kohl, Sommerblumen etc. werden deshalb am 
beſten vor einer ſchützenden, warmen Südwand 
ausgeſät und nachts mit Strohmatten oder ähn⸗ 
lichem Material bedeckt. Noch beſſer iſt es, dieſe 
Ausſaaten im Miſtbeet vorzunehmen, wenn ein 
ſolches vorhanden iſt. Iſt es Ende Februar, Anfang 
März angelegt worden, ſo kann man ſchon Ende 
des Monats allerlei friſches Grün ernten. Sobald 
die jungen Pflänzchen einigermaßen aus dem 
Boden ſind, muß Vorſorge getroffen werden, daß 
die Wärme im Miſtbeet nicht zu groß wird. Man 
macht ſich zu dieſem Zweck ſogenannte Lufthölzer, 
die, wie Abb. 11 zeigt, entſprechend der Wind⸗ 
richtung unter die Fenſter geſteckt werden. Man 
pflege beſonders ſorgfältig die Tomaten, die ſo 
früh wie möglich auszuſäen und mehrmals in 
gute, warme Erde zu verſtopfen ſind. Außer 
Schnittgemüſen, neuem Salat und Frühkohl 
können noch Rhabarber, Sauerampfer, im Herbſt 
ausgeſäter Kerbel, Spinat angetrieben werden. 
Zieht man Pflanzen im Zimmer heran, ſo müſſen 
ſie recht viel Licht haben. Beſſer iſt es jedoch, ſie 
beim Gärtner zu kaufen, wenn kein Miſtbeet vor⸗ 
handen iſt. 


Abb 8 Das Pflanzen von Obſtbäumen. 
a — Mutterboden, vermiſcht mit je 5 Pfd. Thomasmehl und Kaliſalz und 


10 Pfd. Kalk. b = Dünger, rings um die Wurzel gelegt, mit Mutter⸗ 

boden bedeckt, jo daß er die Wurzeln nicht direkt berührt. e = feiner 

ue dg mit angefeuchtetem Torfmull vermiſcht. der ſorgfältig zwiſchen 

die Wurzeln gebreitet wird. d — umgehebendes Erdreich. e S aus» 
geſchachteter Untergrund, der entfernt wird. 
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C. Saat und Pflanzung! In den meiſten 
Gegenden wird man erſt jetzt die erſten Ausſaaten 
im Freien vornehmen können: Erbſen, Puffbohnen, 
Peterſilie, rote Rüben, Schwarzwurzeln, Zwiebeln, 
Mohrrüben. Hat man Peterſilie nicht an geſchützter 
Stelle überwintert, ſo tut man gut, ſie zeitig an 
bevorzugter Stelle auszuſäen, evtl. unter Glas. 
Um recht frühen Spinat zu erhalten, muß der 
Boden locker und warm ſein, alſo recht viel Sand 
und Humus enthalten. Spinat braucht viel Nah⸗ 


Abb. 9 Der Schnitt von Weinſpalier. Der einjahrige Zweig wird 
auf 2 bis 4 Augen (je nach der Sorte) geſchnitten, der Stamm jedes 
Jahr um e e bezw. die daraus entſtehenden Zapfen verlängert. 
1 Austrieb im 2. Jahr. Der obere Trieb ift Tragrebe (die Trauben 
find angedeutet), der dem Stamm zunächſt ſitzende Trieb Erjagtrich. Er 
wird im Sommer an der durch den Strich bezeichneten Stelle art: 
geſchnitten, damit ſich die am Zapfen ſitzenden Augen kräftig entwickeln. 
Er wird dann im nächſten Frübiahr auf 2 bis 3 Augen zurückgeſchnitten; 
die Tragrebe mit dem über dem neuen Zapfen ſitzenden Stumpf des 
alten entfällt. 2. 3. 4 — die Austriebe in den nächiten Jahren. Zu 
lange, alte Zapfen werden, wie in 4. auf einen dicht am Stamm ſtehenden 

neuen Trieb zurückgeſchnitten. 
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a — Schnitt der Buſchroſen. Alles dünn Verzweigte ift herausgeſchnitten. 

nur kräftiges Holz trägt jhöne Blüten. b = Umſetzen von Topfpflanzen. 

Die Töpfe müſſen umgekehrt auf eine Tiſchkante aufgeſtoßen werden, 

damit die Wurzelballen unbeſchädigt herauskommen. Dieſe werden vor 

dem neuen Einſetzen etwas aufgelockert. o — Vermehrung von Schnitt⸗ 
lauch, ausdauerden Blütenſtauden ꝛc. durch Teilung. 


rung, um ſich raſch entwickeln zu können, ſonſt 
wird aus der Frühjahrsausſaat nicht viel. Auch 
das Ausſäen nach dem März bringt meiſt nichts 
mehr. 

Im übrigen iſt bei allen jetzigen Ausſaaten der 
Grund zu einer geſchickten Bepflanzungsfolge und 
Ausnutzung des zur Verfügung ſtehenden Raumes 
zu legen. Zwiſchenkulturen ſind ſo zu wählen, daß 
ſie die Hauptkulturen nicht beeinträchtigen. Wir 
geben nachſtehend einige lang erprobte Zommen: 
ſtellungen: 

Zwiebeln, Rettiche, Radieschen zwiſchen Möhren, 

Salat zwiſchen Frühkohl, 

Kohlrabi zwiſchen ſpätem Rotkohl, 

Sellerie zwiſchen Tomaten, 
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Spinat zwiſchen Erbſen, 
Feldſalat, Schnittſalat zwiſchen Blumen- u. a. 
Frühkohl. 


— 
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Abb. 11 Lüftung des Miſtbeetes. 


Spargel iſt mit möglichſt leichtem Boden an⸗ 
zuhäufeln, ſonſt können die Pfeifen den Boden 
nur ſchwer durchdringen. 

Das Pflanzen von Obſtbäumen etc. iſt in dieſem 

Monat zu beenden; ſ. Abb. 8. 

Schnittlauch, Gewürze und Blütenſtauden 
können jetzt durch Teilung vermehrt werden; 
. Abb. 100. Erdbeeren find zu lockern und zu 
düngen. Die (möglichſt vorgekeimten) Kartoffeln 
werden ausgepflanzt, ſind aber in kalten Nächten 
durch übergeſtülpte Töpfe oder ähnl. zu ſchützen. 
Aberwinterte Kohlpflanzen können ins Freie. Jetzt 
iſt auch die beſte Zeit, neue Stauden und Roſen zu 
pflanzen. Die alten Roſen werden von der 
Winterdecke befreit und endgültig beſchnitten. 
Beim Aufdecken iſt ſo zu verfahren, daß die 
Pflanzen nicht ſofort durch kalte Nächte, beſonders 
windige oder ſonnige Tage überraſcht werden. 
Desgleichen iſt der Wein von Schutzhüllen zu be⸗ 
freien und zu ſchneiden; ſ. Abb. 9. M. Sch. 
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in eine einfache Heckenlaude mündet. 
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Be iim e 8 
D. Regeln zur Erzielung eines guten Spiel⸗ und 
Geſellſchaftsraſens. 

1. Auswahl harter Gräſer. 

2. Kräftige Düngung im Nachwinter mit gut ver⸗ 
rottetem Kompoſt, eventl. auch Jauche. 

3. Regelmäßiges Schneiden im erſten Jahr in Ab⸗ 
ſtänden von 6 Tagen während der Hauptwachstums⸗ 
zeit und Nichtbetreten in dieſem Jahre. 

4. Nicht zu häufiges Schneiden in den weiteren 
Jahren. Der Raſen ſieht dadurch etwas weniger ſchön 
aus, er leidet aber vor allem durch Benutzung ſofort 
nach dem Schnitt. 

5. Regelmäßige und kräftige Bewäſſerung während 
des Sommers. Der Raſen verbraucht unheimlich viel 
Waſſer. Je mehr Feuchtigkeit, deſto unbedenklicher iſt 
reichliches Betreten. 

6. Vom November bis April Schonzeit, jedes Be⸗ 
treten iſt während dieſer Zeit, in der das Lagern auf 
dem Raſen auch geſundheitsſchädlich ſein kann, zu ver⸗ 


meiden. M. Sch. 
Gloſſen. 


Anhalter Siedlerzeitung. Wir konnten ſchon in 
Nr. 10/25 der Siedlungs⸗Wirtſchaft auf dieſe gut geleitete 
Zeitſchrift hinweiſen, die ſeit Januar nun auch ihren 
Abonnenten die Siedlungs⸗Wirtſchaft beilegt. 


Weſtfäliſches Wohnungsblatt. Mit an erſter Stelle 
im Kampf für eine geſunde Wohnungspolitik ſteht das 
Weſtfäliſche Wohnungsblatt. Hat doch die Weſtfäliſche 
Heimſtätte als Herausgeber in letzter Zeit beſonders 
ſcharfe Kämpfe für den gemeinnützigen Wohnungsbau 
führen müſſen. Sie gibt darüber ſoeben eine Schrift 
heraus: „Heimſtättenarbeit in Weſtfalen“, worin ſich 
ſechs maßgebende Sachverſtändige zur Typiſierung im 
Kleinwohnungsbau äußern. Neben vorbildlicher Be⸗ 
arbeitung der Wohnungswirtſchaft bringt das Weſt⸗ 
fäliſche Wohnungsblatt neuerdings auch regelmäßige 
Auszüge aus der Siedlungs⸗Wirtſchaft zur Förderung 
des Siedlungs⸗Gartenbaues. 


Große Abbildungen von der Ausſtellung „Heim und 
Scholle⸗Braunſchweig, für die das Format der Sied⸗ 
lungs⸗Wirtſchaft zu klein iſt, brachten wir in Nr. 15 
der Baugilde und Nr. 23 der Bauwelt 1925. M. Sch. 


Schriftleitung: Max Schemmel, Breslau, Sternſtr. 40. 
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Abb. 12 
etwa 1 Morgen großer Siedlergarten mit großer Raſenflache für ſportartige Betätigungen. Gemüſebeete dicht am Haufe. Viel Obſt in allen 
0 2 men. Groß⸗ und Kleintierauslauf. Das Haus von Blumen umgeben, die Großobſtanlage durch einen mit Beerenobſt beſetzten Weg erſchloſſen. 
ES Wintergemüſe und Futter wird unter den Obſtdaumen und im hinterſten Teil des Gartens gezogen. 
mbeeren und Brombeeren begleiten den Zaun, der Raſen ift durch Hecken abgeſchtoſſen, ein Teil davon iſt als Waſſer⸗ und Lichtbad eingerichtet. 
Die Gruppierung der Gebäude und die ſonſtigen Teile des Gartens gewähren trotz der ſehr ſchmalen langen Form eine gute Auswertung. 
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Bodenproduktive Abfallverwertung durch das 

mechaniſche Trockenkloſett „Metroclo”, neu 

vervollkommnet! Siedlerſchule Worpswede 

bei Bremen. Vertriebs= Abteilung für den 

Oſten: Zweigſtelle Gartenfürforge Breslau, 
Sternſtraße 40. 


Forſcherverlag - Hannover 
Geſchäftsſtelle: Körtingſtraße 9 


empfiehlt Dé zur Befhaffung aller Erzeugniffe der 
Literatur, der Medizin und volksheilkunde etc. Der 
mit dem verlag verbundene Vertrieb „Eebens= 
reform“ intereffiert ſich für alle auf andere Re⸗ 
formen gerichtete Ideen, vorſchläge, Präparate etc. 
vertretungen werden geſucht und nachgewieſen. 
Man verlange unfere Blätter und proſpekte 
gratis und franto 


Mehr Tiefe! Brautleute, Eheleute, mehr Wahrheit! 
wollt Ihr Euer Leben verinnerlichen und vertiefen. wollt Ihr ein 
gegenſeitiges, auf dem feinſten Empfinden beruhendes Verſtehen in 
Euch tragen, dann fchentt Euch für ſtille Feierſtunden das nach⸗ 
ſtehend angezeigte wertvolle Buch von der Arztin B. Stockham: 
Ethik der Ehe 
Aus dem Le Wie Fr überſetzt von Werner Zimmermann kart. 
9.— Mk., Ganzl. 4.50 Mk. Der Bereicherung des inneren und äußeren 
Lebens dienen die Bücher des Geiſtes einer neuen, lebensvolleren 
Zeit. Wer ſich e ihr hinüberretten will, der leſe: Roſel Kohler, 
Ratgeber für Mütter und Schweſtern. Herausgegeben von Werner 
Binmtermann, kart. 2.30 Mt., gebunden 2.80 Mt. Dr. Drews 8. 
W. Sommer, Die natürliche Ernährung., kart. 4.— Mk., gebunden 
5,50 Mf. Dr. B. vun, Newyork, Der Jungbrunnen. Das Bad der 
Blutwäfche, kart. 2.20 Mk., gebunden 3,50 Mk. Überſichtlich be⸗ 
arbeitet und peraußgen, von W. Sommer. W. Bölſche, Das Liebes⸗ 
leben in der Natur, 3 Bände. (Ganzt, 30 Mk. Beſtellungen erbeten an: 
Walter Berning + — 8 und verſand⸗Suchhandlung 
Hamburg 22 dulsberg⸗Süs 3, poſtſcheck: hamburg 52470 


Gartenberatung + Entwurf + Anlage + techn. Belieferung 
pflanzen Miftbeetfenfter + Dünger + Torfmull 
Gewähshäufer Maſchinen Lauben 


Siedlerſchule Worpswede bei Bremen 


Niederfhlefifhe Gartenfürſorge + Breslau 
Sternſtraße 40 


Amſonſt! 


erhalten Sie meinen Ratalog über 
Obſtbäume, Beien, Beerenobft, Ziergehölze uſw. 


M. Richter, Saum⸗ u. Roſenſchulen 


Benkwitz⸗ Brockau bei Breslau 


(Sabnverbindung ftündlih. 15 Minuten vom Bahn- 
bof Brodan.) 


Die Erde iſt unſere Mutter! Sie ſchafft für uns im ewigen Wechſel 
die Lebensgrundlagen. Wie ſichern wir uns dieſen Reichtum? Wie 
mehren wir ihn als Sauer, Gärtner, Siedler?! Wie geſtalten wir 
unſer eigenes Leben? Dieſe jedermann angehenden Fragen beant⸗ 
wortet grundlegend die Monatsſchrift: Bebauet die Erde! Heraus⸗ 
gegeben von Walter Rudolph, Freiburg i. Br. — Günterſtal unter 
Mitarbeit bekannter Führer des Geiſtes⸗ und Wirtſchaftslebens. 
Bezugspreis: ½ Jahr 1.80 Mk., ½ Jahr 3.20 Mk., ½ Jabr 6,— Mk. 
Einzelhefte 0,60 Mk. Die Sonderfragen dieſes Gebietes behandeln 
ergänzend die Schriften: der natürliche Landbau als Grundlage 
des natürlichen vebens. Ein arüngoldener Tatweiſer für die neue Zeit. 
Von Walter Rudolph. Preis broſchiert: 1,50 Mt. + 10 Pfg. Porto. 
Der Kompoft, ſeine Bedeutung, Bereitung und Anwendung. Von 
Walter Rudolph. Preis broſchiert: 0,60 Mk. + 5 Pfg. Porto. 


Park⸗ verlag Walter Berning 


hamburg 227 dulsberg⸗Süd 2 
Poſtſchecktonto: Hamburg 52470 
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